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Gruppenschau 
Wärme - Kälte - Luft 
Einer der Vorzüge der Hannover-Messe besteht in 
der Konzentration von Fachmessen am gleichen Ort 
zur gleichen Zeit. Besonderer Wert wird dabei auf 
das vollständ ige Angebot gelegt. Die Zuammenfassu ng 
der in Hannover bereits seit langem ausstellenden 
Bereiche der Industrieöfen, ÖI- und Gasfeuerungen, 
Luft- und Trocknungstechnik und Kältetechnik zu 
einer in sich geschlossenen Fachmesse wird in den 
Hallen 8 A, B, C und 9 als Gruppenschau "Wärme­
Kälte - Luft" erstmals im Jahre 1966 stattfinden. 

Mit dieser Lösung wird ein Weg beschritten, der in 
den nächsten Jahren eine ständig steigende Konzen­
tration dieser Fachmesse gewährleistet und damit 
eine große Anziehungskraft auf alle Facl lbesucher 
des In- und Auslandes ausüben wird. Von der neuen 
Gruppenschau sind besonders angesprochen die 
Herstellerfirmen dieser Branchen aus Europa und 
Übersee, um den Fachbesuchern einen internatio­
nalen repräsentativen Überblick über den für die 
industrielle Fertigung so wichtigen Branchenkomplex 
zu bieten. 
Wir freuen uns auf Ihren Besuch. 11 Hannover-Messe 1966 
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VORMALS ZIVILER LUFTSCHUTZ 

UND B A ULICHE R LUFTSCHUTZ 

Die militär- politische Situation in der Gesamtverteidigung 

am Beispiel der Bundesrepublik Deutschland 

VOn Wilhe:m Hetzei, Bad Godesberg 

Im G e sam t ver te i d i gun g s s y s t emd erN AT 0 
ergeben sich heute wohl zwangsläufig gewisse Abgrenzun­
gen, die auf Spezialaufgaben hinweisen . So wird der Ein­
salz der Streilkräfle in der Integrierung der NATO-Ver­
bände auf das Ziel der Verteidigung des freien Westens 
gegenüber einem potentiellen Ostgegner ausgerichtet. 
Diese allein kann aber nicht bestehen, wenn nicht auch im 
R:Jhmen der nationalen Interessen die in der NATO zu­
sammengeschlossenen Länder sich eine Zivi lverteidigung 
aufbauen, die vorausschauend im Frieden bereits alle die 
Maßnahmen vorbereitet, die eine Erhaltung der Volks­
substanz der Nationen auch nach einem Kriege sicherstellt. 
Und daraus entsteht dann die eigentliche Aufgabe des "Zi­
vilschut=cs", der als der humanitäre Teil der 
~ i v i I ver t eid i gun g das Oberleben möglichst 
hoher Prozente einer Nat,ion zu ermöglichen hat. 

Diese Auf g I i e der u n gei n e r Ver t eid i gun g s­
k 0 n z e p t ion von heu te ist nötig, um gleichzeitig 
z.u erkennen, daß die Aborenzungen der einzelnen Gebiete 
sich gar nicht mehr so genau ziehen lassen, daß vielmehr 
die Gesamtkenntnis al ler Aufgabenbereiche dem vermittelt 
werden muß, der auch nur auf einem Tei lbereich führe nd 
tä~ig ~ein soll. Dabei ist dann bei der Betrachtung der 
militärpolitischen Situation auszugehen von dem Begriff der 
Verteid 'gung, der sich gründet auf der Abwehr jeglichen 
Angr i f fs, ~ei es im kaaen oder im heißen Krieg. 

Wer sich nun aber mit den Dingen des Krieges ausein­
anderzusetzen hat, dem drängt sich wohl 20 Jahre nach Ab­
schluß e:nes der schrecklichsten Weltkriege die al lgemein 
ne~le l ! te Frage auf, ob es wirklich nötig ist, sich erneut mit 
Vorbereitung~n auf einen Kriegsfall zu befassen. Einer Be­
antworlung dieser Frage kann man sich bei der Behandlung 
der militärpol i tiscr.en Situation in der Bundesrepublik nicht 
entziehen: 

Dabei kann man davon ausgehen. daß die Auf f 0 s -
s u n g vom K r i e 9 als der "F 0 r t set z u n g der 
Pol i t i k mit 0 n der e n Mi tt ein" heute im Westen 
allgemein abgelehnt wird. Der Osten sieht dagegen auch 
den Frieden als die Fortsetzung eines Krieges natürlich 
auch mit anderen Mitteln an . Und in einem zur Zeit viel 
zitierten Werk des Marschalls Sokolowski der UdSSR über 
.. Militärstrategie" ist zu lesen, daß der "K r i e gei n e 
b. e. w a f f n e t e G e wal ton wen dun g, einen orga­
niSierten bewaffneten Kampf zwischen verschiedenen Ge­
seilschaftsklassen, Slaaten, Staatengruppen und Nationen 
~~r Erreichung bestimmter politischer 

I eie darstellt." *) -') ~okolowski • • Mililärstrategie" Kap . IV - " Der Charakter des mo­
ernen Kri eges H

• 

Daraus aber folgert nun ganz eindeutig der Pr i m 0 t 
der Pol i t i k mit seinen engsten Verflechtungen 

einmal der politischen Entscheidungen mit den militärischen 
und strategischen Gegebenheiten ebenso wie 

zum anderen der militärischen Führung mit der rein politi­
schen Situation. 

Wenn man aber daraus nun den Schluß ziehen wollte, daß 
also allein die Politik schlechthin in der Lage sei, einen 
Krieg zu verhindern, so muß man andererseits doch auch 
so nüchtern und real denken, daß - bei allem Wunsche den 
Frieden zu erhalten - jedem klar werden müßte, 

daß niemand sich dafür verbürgen kann, daß es zu keinem 
Kriege kommen wird, 

niemand aber auch sagen kann, wann die Schwelle der 
Kriegshandlungen überschritten sein könnte. 

Vielle icht kann man diese Darlegungen durch Tat­
s ach e n i m R ü c k b I i c kau f die j ü n ger e V e r­
ga n gen h e i t bestätigen, wenn man sich darauf be­
sinnt, daß erst im Jahre 1928 im Kellog-Pakt durch feierliche 
Erklärungen zahlreicher Nationen (54) der Krieg in Acht 
und 8ann getan wurde. Dabei aber enthielt schon dieser 
Pakt Vorbehalte. indem er ausdrücklich sogenannte "Ver­
teidigungs- und Sanktionskriege" ausschloß. Und trotzdem 
führte kurze Zeit darauf Japan mit China Krieg, erklärte 
diesen aber dialektisch zum "Konflikt" und glaubte so sei­
nen Verpflichtungen aus dem Kellog-Pakt nachzukommen. 

Im Ansch luß daran aber muß man dann hinweisen auf die 
vielfach abgeschlossenen N ichtangriffs-Pakte etwa 
zwischen Rußland und den baltischen Staaten; 
zwischen Deutschland-Dänemark, England und Polen; 

oder den immer wieder zitierten Nichtangriffspakt Deutsch­
land/UdSSR (1939), in ,dem Deutschland aber trotzdem 
durch eine Geheimklausel der Annexian der Ostsee-Staaten 
durch Rußland zustimmte. 

Der Hinweis. was aus allen diesen Verträgen dann 1939-
1945 geworden ist, mag genügen. Doch scheint es gar nicht 
so sehr not~endig, auf die Vergangenheit einzugehen; 
wenn man die aktuellen Nachrichten aus der täglichen 
Presse verfolgt, so liest man: 

von den Dschungelkämpfen in Süd-Vietnam; 

von Auseinandersetzungen in Mittel-Java; 

von der immer noch schwelenden Krise auf Cypern, in 
Afrika usw. 

Fast könnte man daraus den Schluß ziehen daß manchmal 
bere.its die Vorstufen zu dem vorhin zitie:ten "Kampf zur 
Erreichung bestimmter politischer Ziele" bereits beschrit­
len sind. 
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Der Pr i m a t der Pa I i t i k bezieht sich demnach 
also nicht nur auf eine Einzelnation, sondern jeweils auch 
auf ihren Portner, und er bedarf einer "Abstützung", um 
die oben genannten " noch örtlichen" Aktionen nicht zu 
einem Weltbrand ausweiten zu lassen.**) Diese Abstützung 
wird heute aber mit dem allgemeinen Beg r i f f der 
" Ab s c h re c k u n g" umrissen, wobei diese wieder da­
hingehend definiQrt wird, daß "das Risi.ka des Angreifers 
auf die Reaktion des Verteidigers" so erhöht wird, daß ein 
Krieg von der Vernunft her gesehen sinnlos wird, weil er 
das Gut, das wir in ihm zu verteidigen glauben, tatsächlich 
zerstört. 

Führt man dann diese Gedankengänge völlig zu Ende, so 
wird klar, daß einerseits das m i I i t ä r i sc he Pot e n­
t i a I in der Lage sein muß, eine Verteidigung auch wirk­
sam durchzuführen andererseits aber allein durch seine 
Ex istenz und die Möglichkeit seines vollen Einsatzes dazu 
führt, daß ein potentieller Feind aus rein politischer Sicht 
erkennt, daß jede feindliche Handlung - beginnend bei 
örtlichen Sabotagehandlungen b is zum Eindringen in frem ­
de Gebiete - zum überschreiten der Atomschwelle und da ­
mit zu einem von allen Se iten gefürchteten Atomkrieg sich 
ausweiten kann. 

Macht man sich aber nun noch Gedanken über das Aus­
maß der pol i tisch-militärischen Führung 
und Dur c h f ü h run g etwaiger Ause inandersetzun­
gen zwischen Ost und West, so muß man sich gleichzeitig 
klar machen, daß heute 

neben der mil itärischen Führung einer Verteidigung auf ab­
solut gleiche Stufe der Anspruch der Zivilverte idigung zu 
treten hat mit sei nen nicht immer einfachen Postulaten und 
Problemstellungen; 

daß aber auch für den Fall , daß alle politischen Mittel zur 
Erhaltung des Friedens versagen, im Raume Europa die 
Bundesrepublik Deutschland in erster Linie in ihrer Ge­
samtheit und mit ihrer an sich empfindlichen Struktur zum 
Kriegsschauplatz werden wird . 

Bei der Zusammenfa ssung all er dieser Erkenntnisse sowohl 
auf dem zivilen wie auch dem mi litärischen Sektor ergeben 
sie zwangsläufig das Ger i p P e zur Vor s tel I u n g 
ein erG e sam t ver t eid i gun g, in der sich 

die den eigentlichen Kampf führenden sog. "assignierten" 
Stre itkräfte der NATO scheiden von 

den im nationalen Bereich eingesetzten Kräften sowohl der 
zivilen Verwaltung wie der territorialen Verteidigung. 

Hierbe i aber b i ldet sich eine absolute Ver z ahn u n g 
der Auf gab e n b e re ich e, die hinführt zu gemein­
samer Planung und Vorbereitung soweit möglich bere its 
im Frieden. Dazu müssen sie aber fußen können auf der 
Vorstellung eines sogenannten " g e m ein sam e n 
Kriegsb ildes". 

Dieses Verschmelzen ziviler und militärischer Belange er­
kennt man vielleicht in der nachstehenden sehr vereinfach­
ten, rein systematischen Darstellung möglicher Ereignisse: 
Darüber hinaus aber will die Skizze auch die Auf ga­
ben und Z i eis e t z u n gen der Z i v i I ver t e i­
d i gun g an Beisp ielen (Punktbeze ichnungen) aufzeigen : 

• 1. Aufrechterha ltung der Staa ts- und Regierungsgewa lt 
- dargestellt am Beispiel der Notwendigkeit von 

Lenkung und Steuerung von Fluchtbewegungen ; 

• 2. Zivi lschutz 
- dargestellt an einer Atomdetonation in bewohnten 

Gebieten, wobei d ie " humanitäre Aufgabe" des 

•• ) aus .Allgemeine Ze itung " Mannheim , Nov ember 19§5 : L. Bresch­
niew warn t vor der von de~ sog . , lokal en KanAI.kten a usge~~nd e n 
.Gefahr. W enn es nicht Relinge, d ie .klelnen Brande rechtzelhg. zu 
ersticken", könnten sie sich zu einem allgemeinen Atamraketenkneg 
ausweiten . 

Beitrages zum überleben der betroffenen Men­
schen in den Vordergrund rückt; 

• 3. Sicherung der Operationsfreiheit der NATO-Streit­
kräfte 
- eine vornehmlich militärische Aufgabe, daher dar­

gestellt am Beispiel des Objektschutzes (Heimat­
schutztruppe) ; 

• 4. Ausschöpfung olle r materiellen Hilfs quellen 
zur Deckung des lebens- und verteid igungswichtigen 
Bedarfs 
- dargestellt an einem von den Ereignissen noch 

wenig berührten Gebietsteil. 

Folgerungen aus der Darstellung : 

Nur das Ineinandergre ifen aller in derartigen Geb ieten 
verantwortlichen Dienststellen der zivilen Verwaltung und 
der terr itorialen Verteidigung im nationalen Raum nach ge­
meinsamen Planungen und Vorbereitungen sichert die 
Durchführung der Gesamtverteidigung im NATO-Bereich . 
Wie bereits betant, handelt es sich um eine ganz sche­
mat ische Darstellung, aus der die Einzelhandlungen der 
Zivilverteidigung an Beispielen zu erkennen sein sollen. 
Diese aber stehen auch wieder nicht leer im Raum, son­
dern ihnen stehen eine ganze Reihe von Fakten gegen­
über, die sich beeinflussend auswirken auf va rb e re j­

tende und planerische Maßnahmen: 

So ist man früher einmal davon ausgegangen, daß jeder 
Krieg zunächst in den Kampfformen beginnt, mit denen der 
letzte geendet hat. Diese Vorstellungen sind heute bei der 
rapiden Entwicklung der Techn ik, der Wandlung vieler 
Lebensformen und der Schaffung neuer Waffen nicht mehr 
gegeben. Man kann lediglich die M öglichkeiten erfassen, 
die aus den neuen Erkenntnissen abgeleitet und zu einem 
etwaigen" Kr i e g s b i I d" geformt werden können. Da­
bei sind diese durchaus vielfältig und variabel , münden 
trotzdem aber doch immer wieder in gewisse G run rl_ 
bi I der ein, von denen nur als Beispiele zu nennen sind 

1. der sogenannte "verdeckte Kampf" als subversive Kampf­
führung; 

2. der ausschl ießlich mit konventionellen Waffen geführte 
Kr ieg; 

3. der "begrenzt atomare Krieg", in dem nur Atomwaffen 
im taktischen Bereich zum Ei nsatz kommen; 

4. der "totale atomare Vernichtungskrieg" (all out war). 

Dabei muß aber betont werden, daß es keinem M enschen 
heute gelingen kann, den tatsächlichen Ablauf eines Kampf­
fleschehens und seine mögliche "escalat ion" vorauszusagen. 
Es können immer nur die manigfachen Konsequenzen ge­
zogen werden, die alle Einwirkungen auf Mensch, Verwal ­
tung und Staat zu noch erträgl ichen Farmen eines mög­
lichen überlebens abschwächen. 

Geht man mit diesen Vorste llungen nunmehr in den Rau m 
der B und e s re pub I i k D e u t s chi a n d über, so 
ergibt sich hier der Blick auf ein Grenzgebiet zwischen den 
beiden Machtblöcken Ost und West, in dem sowohl die 
Formen eines Krieges mit herkömml ichen Waffen ebenso 
wie der Beflinn einer "escalation" durch die Anwendung 
von ABC-Waffen systemen vielle icht nur im takti schen Be­
reich von der Erde und aus der Luft angenommen werden 
müssen. 

Diese rein militär ischen Grundlagen werden aber noch 
überdeckt durch d ie drei Faktoren "Ze :t", "Raum" und 
"Mensch" . 
Die wehrgeographische Grenzlage läß t dabei den Fa k­
tor " Z e i t" wesentlich hervortreten dadurch, daß da 3 
Gesamtgebie t von Beginn an jedem feindlichen Eingriff 
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Bild 1, Schemolisehe Darslellung der Zusammenhänge möglicher Kriegshandlungen 

- d ie Grundskizze stellt eine geographische Gegebenhe i t einzelner 
Gemeinden mit einer Verbindungsstraße und einer Unterte i lung in 

. Waben· dar, die einzelne nach überschaubare Verwaltungsregionen 

aufzeigen sollen; 

- in dieses Gebiet eindringender Feind (Pfeile von rechts) mit Stoß­
keilen, Sanderunternehmen mit Fallschirmspringern ader Sabotage­

trupps sowie Einsatz taktischer nuklearer Waffen beginnt die Zu­

sammenhönge zu zerte ilen, die Verbindungen zu zerreißen; 

- Einsatz der eigenen Truppe (Pfeile von links) mit Gegenangriffen, 

Bereitstellungen, Heranführung der Reserven löst den Gesamtraum 

ausgesetzt sein w ird. Hierbei sind für die Zivilverteidigung 
noch nicht ei nmal die rein militärischen Einwirkungen w ie 
Oberraschungsangriffe, rasch wechselnde Lagen u. ä. aus­
SChlaggebend, sandern in sehr verstärktem Maße die Frage 
der ganzen zivilen Verwaltungsumstellung in einer meist 
pol itisch beeinflußten Spannungszei t. Diese ober steht ganz 
tm. Zeichen höchster pol itischer Akt iv ität, durch die einer­
~e~ts ouf diplomatischer Ebene versucht werden muß, den 

rteden zu erhalten andererseits aber auch jede Maß­
~ahme staatlicher St~ llen vermieden w~rden ~uß, die;, dem 

egner dte Möglichke it gibt, sie al s " krteg seroffnend aus-

in verstärktem Maße auf, führt damit zu . Insellagen·, in denen der 
verantwortliche Verwaltungsbeamte ohne We i sung von oben aus 
eigener Initiative im Sinne des . Zivilschutzes H tätig werden muß ; 

- kommen dazu etwa noch ungeregelte Fluchtbewegungen der Bevöl­
kerung, - trotz Verstoßes gegen den Grundsatz des . stay at home' -

so ergeben sich in den Schnittpunkten dieser Ere ignisse erhöhte Ge­
fahren für Leib und Leben der Zivilbevölkerung in Unkenntnis der 

Vernichtungszonen, aber auch für alle militärischen Vorgönge Beh in­

derungen in der Bewegung und ungewolltes Here inziehen von Zivil ­
personen in das Kampfgeschehen . 

zulegen. Davon betroffen aber sind eine ganze Reihe von 
Verwaltungsmaßnahmen, die - vielleicht angewiesen auf 
Zeitgewinn - noch zum Schutze der zu betreuenden Be­
völkerung getroffen werden könnten . 

Der Fa k tor " R 0 um", der im ganzen menschlichen Da­
sein seine herausragende Roll e spie lt, wird aber in allen 
Planungsfragen für den Notstand eine ganz ausschlagge­
bende Bedeutung erhalten. Diese strukturel le Situation 
sollte auch wieder erst im großen gesehen werden indem 
sie in den eurasiatischen Raum hine ingestellt wird : ' 
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NATO OS TBLOCK 

NATO-W es teu ro p a Sat ell. I U dSS R 

M enschen: 250 

1 000 km 
I 

Wi r tschafts­
poten tial : 90 % 

Bild 2: OstlWes t-Verg leich 

- aufg eze ig t s ind 

I 
100 I 

I 

25 % 

d ie e uropäi sche n NATO -Staate n (he llg rau ) 

d ie ne utral en Staa te n (Schraffi e rung ) 

180 

60 % 

- de r e ura si at ische O str·a um (dunke lg ra u) mit den UdSSR und Sate­
litten (ohn e Ch ina!) 

Folgerungen aus der Darstellung : 

NATO-Europo prägt sich mit seiner geringen Verteidigungs­
tiefe als "Brückenkopf" mit dem einer solchen Gestaltung 
eigentümlichen Gefährdungsgrad ab_ Im Gegensatz zur 
Möglichkeit vom Osten her, Menschen und Material auf 
zahlreichen Verkehrswegen heronzuführen, sind zwar vom 
Westen her noch über die Weite des Atlantiks ähnliche 
Transportmöglichkeiten gegeben, die aber dann in die 
Enge der Flugplätze bzw_ der Häfen münden. Dementspre­
chend erhöht sich die Wirkung feindlichen Beschusses (auch 
mit herkömmlichen Waffen!). Planung und Vorbereitung 
auf allen Sektoren haben dem Rechnung zu tragen. 
Zurückkommend auf die B und e sr e pub I i k D e u t sc h­
I a nd seien als Beispiele für deren s t r u k t ure II e 
S i tu a t ion nur die folgenden Gegebenheiten aufge­
führt : 

Ein Bevölkerungsgefälle 1 : 10 erfordert gerade auf dem 
Sektor der Verwaltung Planungen und vorsorgende Maß­
nahmen, die sowoh l der Zivilverteidigung wie dem Zivil­
schutz weitreichende Aufgabengebiete eröffnen. Hier wer­
den an Verwaltungsstellen neben den laufenden Aufgaben 

30 M i l l. 

15 % 

ft • ., • • 

- a usge he nd vo n e in e r e twa g leichen Zah l von 
250 Mi a . Me nsche n W es t : 280 Mia. Me nsche n O st un d vo n 
900/, europ. W irlschaft spote ntial W es t : 85'1, O st 
e rgi bt si ch , d a ß diese Za hl e n erfaß t si nd vom soge na nnte n 
.eisern e n Var,ha ng · au s 1 000 km noch W es t, 
a ber 3500 km nach Os t, 
wo mit e in Raumve rh äl tn is gegebe n is t vo n 
1 W es t : 8 Ost! 

friedensmäßiger Bearbeitung z u sät z I ich Planungs­
arbeiten abgefordert, die auch in der personellen Aufte i­
lung der Geschäftsbereiche schon friedensmäßig berück­
sichtigt werden müßten! 

Aus der rein militärischen Sicht ste llen die Ballungsräume 
der Produktion hochgradige Gefahrenpunkte dar besonders 
bei der auf Arbeitsteilung und Verbund aufgebauten In­
dustrieerzeugung. Der Ausfall einzelner Zulieferbetriebe 
kann die Gesamtproduktion zum Erliegen bringen . Auch 
hier genügt bereits d ie Anwendung herkömmlicher Waffen 
der in ihrer Entwicklung gesteigerten Wirkungswe ise. 

Ein beso nderer Hinweis sei gegeben auf die in einer Span­
nungszeit zu erwartenden Wanderungsbestrebungen der 
Gastarbeiter! 

Weitere Problemkomplexe ergeben sich naturgemäß au s 
der Ver k ehr s s i t u a t ion ebenso wie aus der F ü h­
run g der Fe r n me I den e t z e oder ,auch der Ve r­
b und wir t s c h a f t cl e rEn erg i e erz e u gun g. 
Hier hat die willkürliche Abtrennung der zu einem einheit­
lichen Wirtschaftsgebiet gehörenden deutschen Bereiche 
der SBZ eine einseitige Nord/Süd- bzw. SüdINord-Relation 
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geschaffen. Ihre Verletzlichkeit und die Notwendigkeit ihrer 
Funktion in einem Ost/West-Konflikt bedarf vorsorgender 
Oberlegungen. 

Um nur auf ein T e i I g e b i e t der Ver s 0 r gun g in 
einem Beispiel einzugehen, sei die Situation der Aufteilung 
von Brotgetreide dargestellt. Die Eigenversorgung der Bun­
desrepublik gegenüber dem Bedarf kann mit etwa 65-75 0

/0 

angenommen werden . Auf dem Sektor des Brotgetreides 
kann sie bei guten Ernten bis zu 88 Ofo geste igert werden. 
Da raus ergibt sich folgendes Bild : 

Bild 3, Die S iedl ungs struktur 

- dargestellt ist das Gebiet der Bundes· 
republik unter Hervorhebu ng der Be· 
völkerungszenfren ; 

- vom stat istischen Bundesamt wird für 
1964 die Bevölke rungsd ichte mit 235 
Einw.lqkm für das Gesamtgebiet der 
Bundesre publik angegeben; 

- ausschlaggebend für d ie Fragen der 
Verteidigu ng ist, daß 
50'10 der Gesamtbevölkerung in 10' /. 
des Gesamtraumes (die zeichnerisch 
hervorgehoben en Zonenl und dam it 
bis zu 1 000 Einw.lqkm, 
50'10 in den übrigen 90'10 des Gesamt­
raum es (im S ild we iß ge blieben) und 
dam it b is zu 100 Einw .lqkm darinn en 
leben. 

Bereits im Frieden muß die jewei lige Versorgungssituation 
erkannt werden und unter dem Aspekt oller Störanföllig­
keit müssen ebenso olle Maßnahmen fü r Auslagerung, 
Transportführung und Verteilung vorgeplant werden. 

Hierzu gehört, daß in Logistik und Versorgung die Situati­
onen der "Insellagen" ebenso w ie die "Versorgung noch 
dem Oberleben" vorausschauend erkannt und berücksichtigt 
w.e~den. ~~ d iese n Aufgaben sind in gleichem Umfange 
Zivilverteidigung und Zivilschutz beteiligt! Der Beginn liegt 

) 

iel 

[j] 

• 

-

Großstädte 

uber 1 Mill. Einwohner 

bis 1 Mill. Ein woh ner 

dicht besied e lte Gebiete 

Gebiete mit nahezu 
gesc hl ossener Be bau ung 
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Bild 4, Industriestruktur 

bis 100 kg pro Kopf 

100 -200 kg pro Kopf 

200 -300 kg pro Kopf 

über 300 kg pro Kopf 

- dargestellt an Ballungsräumen un'd Industriegebieten ist eine Indu­
striestruktur, die im Vergleich zur Bevölkerungsdichte deren Ursache 
aufzeigt; 

- diese Gegebenheiten werden laufend gesteigert durch den Wande­
rungsdrang Land zur Stadt, der in der Raumplanung weitgehend be­
rücksichtigt wird; 

- mit einer Verminderung dieser Umsch ichtung ist vorläufig nicht zu 
rechnen, wenn auch ein Rückgang der Kaniunktur ein varübergehendes 
Still halten erwarten läßt. 

- keine Ilerücksichtigung in der Darstellung fand die große Zahl der 
IGastarbeiter! 

dabei bei der Eigeninitiative des Bürgers mit der propa­
gierten Vorratshaltung der " Eichhörnchen-Aktion"! 
Zusammengefaßt läßt sich das Fa c i tau s a I I e n 
die sen 0 be r leg u n gen nur dadurch ziehen, daß 
vorzeitig in der Bevorratung, in der Verteilung van Pro­
duktion und Lagerplätzen, in der Planung van Transport ­
und Verkehrsmaßnahmen im Rahmen der Zivilverteidigung 
die Schwächen der Raumstruktur erkannt und ihre Ober­
windung schon friedensmäßig in Angriff genommen wird. 

Ein kurzer Hinweis auf alle rein militärischen Einwirkungen 
auf das Kriegsbild mag genügen, wenngleich nicht ver ­
kannt werden darf, daß sie gerade auf den d r i t t e n 
Fa k tor, den Me n s c h e n, auch in der T-tefe der 
Kampfzone sich ausdehnen. Doch muß hier leider heraus­
gestellt werden, daß im Zeichen des Wahlstandes und einer 
stark materiellen Lebense instellung für den Schutz des Men­
schen in Zeiten eines durchaus möglichen Notstandes selbst 

Bild 5, Bratgeteide Versargung 

_ Ballungl räume 

Gebiete mit mehr atl 
12 Induslrlebeschäf­
IIglen Je 100 [inw. 

- zugrunde zu legen ist ein pro Kopf-Bedarf ven 200 kg 

- in den schwarz bzw. dunkelschreffiert gezeichneten Gebieten ergeben 
sich Oberschüsse, die durch Verlagerung in die helleren Bereiche den 
nicht ausreichenden Bedarf zu decken haben; 

- bedenklich ist dabei die Tatsache, daß die Oberschußgebiete großen ­
teil s im Osten entlang der Zonengrenze liegen und so dem sofortigen 
Zugriff bei einer Feindhandlung ausgesetzt sind. 

unter dem Aspekt, daß er nie auftreten möge, doch viel 
zu wenig getan ist! Denn gerade wenn es um den Menschen 
geht, dann kann es nicht gleichgültig sein, 

ob eine F ü h run g s 0 r g a n isa ti 0 n auf dem zivilen 
Sektor, die tatsächlich w irk sam werden kann, auf allen 
Stufen aufgebaut ist; 

ob die Fragen der H i I f s k räf t e, des Sc hut z rau m­
bau e s, der V er s 0 r gun g auf allen Ebenen geklärt 
und vorbereitet sind; 

ob schließlich - und dieser Punkt kann von entscheidender 
Bedeutung sein! - 20 Jahre noch einem verheerenden Krieg 
die G ren z be v ö I k e run g hart und gefestigt genug 
ist, um erneut einem ungewissen Schicksal ausgeliefert wer­
den zu können! 
Diese Fülle von Problemen, die alle die Grundüberlegungen 
umfassen, die für die Auswirkungen eines Kriegsbildes von 
schwerwiegender Bedeutung sind, müssen vorbedacht und 
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in alle Planungen einbezogen werden. Ihnen gegenüberge­
stellt müssen donn die K 0 n s e q u e n zen werden, die 
sich aus der M ö g I ich k e i t ein e s K r i e g s b i I des 
ergeben. Für die Bundesrepublik zeichnen sie sich in etwa 
so ab : 

Das G e sam t g e b i e t wird zum Fr 0 n t g e b i e I. Es 
is t nicht zu erwarten, daß die mil itärischen Einsatzkräfte 
in der Lage sein werden, jede Einwirkung mittelbar oder 
unmittelbar auf das Bundesgebiet auszuschalten . Der Be­
griff der " Frontlinie" ist nicht mehr gegeben. Die Zusam­
menhänge werden sich auflösen, die Kampffronten werden 
zu Kampfgebieten . Die Verkehrswege für den Nachschub 
mit ihren Brücken, die Versorgungsanlagen liegen im Ziel­
gebiet der feindlichen Luftwaffe. 

Ob hier bereits A tom sc h I ä g e das Gefüge der Ord­
nung zu zerreißen drohen, kann nicht mit Sicherheit vor­
ausgesagt werden . Ohne aber das Bild allzu rosig färben 
Zu wollen, müssen doch zwei bestimmte Auf f ass u n­
gen übe r den At 0 m k r i e g erwähnt werden: 

Die eine Auffassung liegt auf klimatischem Gebiet : Mittel­
europa liegt im allgemeinen in einer Zone me ist von West 
nach Ost wehender Winde. Da nun aber bei Bodendeto­
nat ionen von nuklearen Sprengkörpern große Mengen aus­
geworfener Erdbestandteile verdampfen, in großen Höhen 
sich wieder materialisieren und als der gefürchtete "Fallout" 
Zur Erde abregnen, so besteht für einen aus dem Osten 
kommenden Feind die Gefahr, daß bei sehr hohen Deto­
nat ionswerten (z. B. Megatonnen) dieser radioaktive Nieder­
schlag weite Flächen bedeckt. Dam it können diese für län­
gere Zeit nicht mehr betreten werden und hemmen so die 
eigenen Bewegungen eines Angreifers . Da außerdem die 
Mögl ichkeit besteht, daß unter gleichen Voraussetzungen 
der Ni ederschlag sich bis in die Westgebiete der UdSSR 
hineinzieht , is t damit d ie eigene Bevölkerung van dieser 
Verstrahlung gefährdet. Dies veranlaßte auch bereits 
Chruschtschow zu der Äußerung, daß thermonukleare Wa f­
fen in Europa nicht angewandt werden können . 
Eine 2. Auffassung geht dah in, daß die Motorisierung und 
Technis ierung großer Armeen den vollen Nachschub aus 
der Heimat nicht mehr gewährleisten. Eine Besatzungs­
truppe ist daher auf die Produkt ion aus dem besetzten 
Gebiet angewiesen und so wird ihr mit einem rasch wieder 
aufzubauenden Wirtschaftsgebiet mehr genutzt sein als 
mit einem total devastierten. 

Man kann daraus ersehen, daß das n u k I e are 
K r i e g s b i I d durchaus 0 f f e n bleibt. Trotzdem darf 
man si ch bei seiner Betrachtung nicht von Wunschträumen 
beeinflussen lassen sondern muß auch hier erkennen, daß 
die gefürchtete ge~enseitige Steigerung der Waffenm ittel 
(escalat ion) zu einem transkontinentalen Schlagabtausch 
der beiden großen Atommächte führen kann . Die große 
Unbekannte dabei ist weniger die fallweise berechenbare 
physische Zerstörung, als vielmehr die psychische Reakt ian 
der betroffenen Völker. 
Denn hier wird uns wieder bewußt daß im M ittelpunkt 
ei.ne~ derartigen Geschehens der ' M e n sc hund d!e 
Z I v I I e Ver wal tun g stehen. Natür lich muß auch ;n 
den europäischen Gebieten damit gerechnet werden, daß 
der Feind versuchen wird, chaat ische Zustände herbei­
zuführen. Ob er hierfür nur Waffenwirkungen ausnutzt 
oder auch durch subversiven Krieg zu terrorisieren ver­
~uchen wird , kann nicht vorausgesagt werden. In .jed:m 
f alle aber wird sich der betroffene Mensch auf die eln­
I achsten, ja primitivsten Oberlebensverhältnisse einzustel­
e.n haben. Die Verwa ltung kann allein noch in den lebens­

h'lchtigsten Funktionen tätig werden, der innere Zusammen-
ang wird v ie lleicht noch in Gemeinden, Landkreisen, be­

~t.~ n Falles Regierungsbezirken (den "Woben" ~es .erst~n 
I des) gegeben sein. Die Bevölkerung aber Ist 10 die 

Kampfhandlungen mit eingeschlossen. Um trotzdem ihr 
Oberleben sicherzustellen, muß vorausschauend die Aus­
lagerung der Versargung vorbereitet sein. Wo aus eigener 
In itiat ive das zum Leben Notwend ige bereitgestellt ist, -
und sei es auch nur in der Form des " Eichhörnchen-Vor­
rates" - erfordern Verbrauch und Verteilung strengste Dis­
ziplin und Beschränkung! 

Ein besonderer Hinweis sei hier eingefügt zur 0 r i n g­
I ich k e i t des Sc hut zr au m bau e S: Sie wird 
unterbaut durch die NATO-Anweisung des "stay at home" 
(bleib' zu Hause!). Diese aber wieder kann nur befolgt 
werden, wenn in diesem "hame" auch der entsprechende 
Schutz vorhanden ist! 

Dabei muß ganz eindeutig festgestellt werden, daß es im 
Mittelpunkt einer nuklearen Detonation, dem sogenannten 
"D-Punkt", auch bei guten Schutzmöglichkeiten kaum ein 
Oberleben geben wird. Andererseits aber muß es jedem 
klar werden, daß die Zonen des Verderbens eingeschränkt 
werden können, wenn in ih nen je nach Detonationsstärke 
d ie entsprechenden Schutzmögl ichkeiten gegeben sind. 
Ohne sie sind alle betroffenen Menschen dem Verderben 
ausgesetzt, mit ihnen können mindestens hohe Prozent­
zahlen von Menschen auch nahe am Kampf überleben! 
Hierzu gehören natürlich auch Schutzmasken und -Beklei­
dung, dos Rettungsgerät und die entsprechenden Hilfs­
kräfte. Mit ihnen steht und fällt der Zivilschutz. 

Darüber hinaus aber erwachsen auf dem Ge b i e t der 
Z i v i I ver te i d i gun g dem verantwortl ichen Haupt­
kommuna!beomten ouch noch eine große Zahl weiterer, 
umfangreicher Aufgaben. Als Beispiele seien hierfür nur 
genannt : die aufzubauende Führungsorganisation, das 
Fernmeldewesen, der Gesundheitsdienst, VersorgtJng, T rans­
portführung, Zusammenarbe it mit den örtlichen Stellen der 
technischen Versorgung, der Wirtschaft und der Streit­
kräfte . 

Soviel über ein mögliches Kr i e g s b i I dun d sei ne 
K 0 n s e q u e n zen. Wenn aber zu Beg inn die Rede war 
vom P r i m a t der Pol i t i k, so sollte auch d ieser noch 
dem Kriegsbild gegenübergestellt werden. Dies ist heute 
nicht möglich für ein Kriegsbild der Zukunft! Immerhin 
aber stehen in der Politik vor uns die Bilder der Koexi­
stenz und Entspannung, eines Teststop-Abkommens und 
einer Erklärung zur Einschränkung spaltbaren Materials. 
So wünschenswert ihre Auswirkungen wären, so muß als 
Ergebnis doch festgestellt werden, daß die bei den 
g roß e n At 0 m m ä c h t e heute sich in einem Pa t t 
a n a tom are n Wa f f engegenüberstehen, wobei die 
Ostmächte zweifellos einen Vorsprung in den Mittelstrek­
kenraketen , der Westen in den Inter- und Transkontinental ­
raketen besitzen. In jedem Falle allerd ings sind die Kapa­
zitäten heute s.o hoch, daß die Völker sich gegenseitig 
mehrfach vernichten können (overk i ll I). Die Ge fa h r 
ein e s At 0 mk r i e g e s ist also aus pol i t i s c her 
Sicht durchaus gegeben. Man kann nur hoffen 
daß die menschliche Einsicht die Oberhand behält und 
nicht zu diesem letzten Kriegsm ittel greift! 

Vielleicht sollte noch ein "P 0 I i t i k u m be s 0 nd e­
re rAr t" erwähnt werden : 

Der Westen hat sich aus rein polit ischen Gründen dazu 
verpflichtet, niemals von sich aus anzugreifen . Er hat damit 
bewußt das Gesetz des Handeins für Raum, Ze it und Stärke 
dem Osten ~bergeben . Dies führt dann allerdings zu Ober­
lequngen, wie der Westen etwa im Rahmen der vom Osten 
oft praktizierten sogenannten "Salami-Taktik" zu reagieren 
habe. Sollte der Osten versuchen, unter irgendwelchen Vor­
wänden . irgendein Gebiet am Ostrand der Bundesrepublik 
a~zugrelfen,. zu besetzen und festzuhalten, so ergibt sich 
die schwerWiegende Frage, ob hiergegen unter Umständen 
der Einsatz nuklearer Abwehrwaffen bere its berechtigt 
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wäre. Die Gefahr der "escalation" würde damit heraufbe­
schworen, sodaß hier nur die politisch so entscheidende 
Frage angedeutet werden sollte: 

Wer soll für den Befehl zum Einsatz nuklearer Waffen ver­
antwortlich sein? 

Wann ist der Zeitpunkt für die Verwendung dieser Waffen 
gegeben? 

Die Klärung dieser Fragen aber übersteigt den Rahmen 
dieser Ausführ.ungen. 

Alles, was hier behandelt wurde, konnte immer nur Teil ­
gebiet bleiben aus allen den politischen und militärischen 
Fragen, vor die eine Zivil-, eine Gesamt-Verteidigung, aber 
auch eine Abschreckungspolitik gestellt sind. Die innersten 
Zusammenhänge dieser drei Bereiche ,aber können nicht 
deutlicher gemacht werden als durch den Hinweis, daß 

der Sol d 0 t nie h t k ä m p f e n k 0 n n, des sen 
Umwelt und nächste Angehörigen durch 
mangelnde Vorsorge der V ernichtung 
pr eis gegeben sind! 

Abschließend muß ganz eindeutig zusammengefaßt wer­
den daß das W iss e n um das Kr i e g s b i I d mit 
sein~n unabdingbaren Postulaten an Politik und militärische 
Führung ein Te i I der ps y c hol 0 gis ehe n A b­
weh rb e r e i t s c hof t einer Nation sein muß. W er 
darin zu Führungsaufgaben berufen ist, der muß mit diesem 
Wissen auch die Uberzeugu ng weitergeben, daß es bei ent­
sprechendem Verha lten auch im Vernichtungskampf ein 
Uberleben g ibt. Die Vernei nung dieser Tatsache ist bewußt 
oder unbewußt ein Kampfmittel des Krieges, sei es des 
heißen oder auch jetzt bereits des kalten! 

Dies sollte die eine Erkenntnis aus diesen Ausführungen 
sein. Eine andere aber weist un s beim Durchdenken dieser 
für jeden Verantwortlichen schwerwiegenden Probleme auf 
die schweizerische Auffassung hin, daß 

" mit der Zivilverteidigung zwar kein 
K r i e g zug e w i n n e n ist, 0 h n e sie 0 b e r 
aue h ein u n g e w 0 I I t e r K r i e g von vor n e­
herein verloren gehen wird ." 

Die Entwicklung der zivilen Verteidigung in der Bundesrepublik 

Von Ministerialrat Dr. Dr. Eichstädt 

(2. Fortsetmng) 

V. Die Entwicklung der NATO und der Aufbau der mili-
tärischen Kommandobehörden 

1. Als die <Bundesregierung im Frühjahr 1955 die entschei­
denden Beratungen über das schon behandelte Vorläufige 
Luftschutz-Programm aufnahm, bahnte sich bereits eine Ent­
wicklung an, die wenig später weit über den bisherigen 
Arbeitsbereich des Luftschutzes und des zivilen Bevölke­
rungsschutzes hinausführen sollte . 

Am 9. Mai 1955 war die Bundesrepublik dem Nordatlantik­
vertrag vom 4. April 1949 beigetreten. Wenngleich dieser 
Vertrag auch Verpflichtungen zu einer verstärkten Zusam­
menarbeit der Mitgliedstaaten auf außen- und wirtschafts­
politischem Geb iet begründete (Art. 2 und 4), so lag sein 
Wesensgehalt doch in dem Abschluß eines M ilitärbünd­
nisses zur. geme insamen Verteidigung von fünfzehn StaateIl 
der freien Welt. In Art. 5 des Vertrag es vereinbarten die 
Parteien, daß ein bewaffneter Angriff gegen eine oder 
mehrere von ihnen als ein Angriff gegen alle angesehen 
würde. Sie verpflichteten sich daher, einander Beistand z.; 
leisten und Maßnahmen zu treffen, um die Sicherheit des 
nordatlantischen Gebietes zu erhalten oder wieder herzu­
stellen. Außerdem bestimmte Art. 3, daß zur besseren Ver­
wirklichung der Ziele des Vertrages "die Parteien einzeln 
oder gemeinsam durch ständige und wirksame Selbsthilfe 
und gegenseitige Unterstützung die eigene und d ie gemein ­
same Widerstand ~kraft gegen bewaffnete Angriffe erhal ten 
und fortentwickeln werden". Danach waren die Mitglieder 
der Allianz verpflichtet, nicht nur ihr militärisches, sondern 
auch ihr ziviles Potential im Frieden zu wahren und auszu ­
bauen sowie Vorbereitungen für die besondere Situation 
eines Krieges zu treffen. Diese Bestimmung sollte für die 
weitere Entwicklung im zivilen Bereich von großer Bedeu­
tung werden. 

2. Die Struktur der Nordatlantikpakt-Organisation (NATO)') 
stand im Zeitpunkt des Beitritts der Bundesrepublik Deutsch­
land im wesentlichen fest. Der NATO-Vertrag selbst sieht 
in Art. 9 lediglich die Errichtung eines Rates vor, in dem 
jede der vertragschließenden Parteien vertreten ist. Der Rat 
so llte so gestaltet sein, daß er jederzeit schnell zusammen­
treten, kann. Ihm obliegt es, alle Fragen zu prüfen, welche 
die Durchführung des Vertrages betreffen und - soweit er­
forderlich - nachgeordnete Stellen, insbesondere einen 
Mil itär-Ausschuß zu errichten. Weitere Organisationsbe­
stimm ungen enthä lt der NATO-Vertrag nicht. 

Bereits bei seiner erstell Zusammenkunft vom 17. - 19. 
September 1949 befaßte sich der Nordatlantikrat mit der 
Organisation der Allianz. Es wurde zu nächst festgelegt, daß 
sich der Rat als das oberste Gremium des Bündnisses aus 
den Außenministern aller Mitgl iedstaaten zusa mmen setzen 
sollte. Alljährlich wurden eine ordentliche Tagung und bei 
Bedarf zusätzliche außerordentliche Sitzungen vorgesehen, 
W eiterhi n wurde im November 1949 die Bildung eines Ver­
teidigungs-Ausschusses - bestehend aus den Verteid ig ungs­
ministern - und eines Finanz- und Wirtschaftsausschusses 
- bestehend aus den Finanzministern der M itg liedstaaten -
beschlossen. Diese Organisation erwies sich jedoch nicht 
als zweckmäßig, 'Im Mai 1951 wurden daher die letztge­
nannten Ausschüsse wieder aufgelöst und ihre Aufgaben 
dem Rat übertragen, der damit das einzige M inis tergre­
mium des Bündnisses wurde. Gleichzeitig vereinbarte man 
jedoch, daß sich die Re~ierungen im NATO-Rat je nach 
Art der Tagesordnung durch ihre Außen- oder andere 
Min ister - insbesondere durch die Verteidig ungs- und Fi ­
nanzminister - oder sogar durch die Reg ieru ngschefs ver-

1) All e Angaben zu den folg e nde n Ziff , 2 - 5 sind dem NATO-Handbuch, 
12, Ausgabe, Par is, Mai 1965, e ntnomm e n, 
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treten lassen könnten. Be i dieser Regelung ist es seither 
geblieben. Entsprechend der Souveränität und Gleichbe­
rechtigung der Mitgliedstaaten der NATO werden grund­
sätzlich olle Entscheidungen der Rotes einstimmig getrof­
fen. 

3. Sehr bald stellte sich heraus, daß die Pausen zwischen 
den Min istertagu ngen zu lang waren, um die laufenden 
Probl eme rasch genug zu bewältigen. So wurde auf der 
NATO-Ratstagung in Lissabon im Februar 1952 eine Re­
organisat ion beschlossen. Damit der Rot seine Funktionen 
mit Entscheidungsbefugn issen laufend wahrnehmen konnte, 
sollte er zwischen den Tagungen der Minister künftig auf 
der Ebene Ständiger Vertreter der Mitgl iedstaaten zusam­
mentreten, die den Rang von Botschaftern hoben . Er wurde 
damit zu einer stä nd igen Einrichtung. Seitdem is t der Stän­
dige NATO-Rot ein fester Bestandteil der Organisation des 
Bündnisses. Zum Sitz der NATO wurde Paris bestimmt. 

4. Al s erste n Ausschuß errichtete der NATO-Rot schon am 
19. September 1949 einen Militär-Ausschuß. Innerhalb der 
NATO stellt er di e oberste rein mil itärische Instanz dar. 
Er setzt sich aus den Generalstabschefs der Mitgliedstaaten 
zusammen und erteilt den ihm nochgeordneten Stellen Richt­
linien und Empfehlungen auf militärischem Gebiet. Damit 
der Militär-Ausschuß stets präsent ist, behande ln in der 
Ze it zwischen den Tagungen der Generalstabschefs Stän­
d ige Militärische Vertreter die in ihre Zuständigkeit fallen ­
den Fragen. 
Als Exek ut ivorgan des Militär-Ausschusses wurde ebenfalls 
schon 1949 die Ständige Gruppe gebildet. Sie setzt sich aus 
Vertretern der General stabschefs Frankre ichs, Großbritan­
nien s und der USA zusam men, die von ihren nationalen 
Delegat ionen unte rstützt werden. Sie verfügt über einen 
Internat ionale n Planungsstob, dem Vertre ter oller Mitgl ied­
staaten angehören können. Er wird von einem Direktor ge­
leitet, der aus ei nem der in der Ständigen Gruppe nicht ver­
tretenen Staaten sta mmt. Aufgabe der Ständigen Gruppe 
is t die strategische Führung der NATO-Streitkräfte. Sie ist 
auch zuständig für die Koordinierung der Verteidigungs­
pläne, die von den NATO-Kommando-Bereichen und der 
Reg ionalen Planungsgruppe USA - Kanada ausgearbeitet 
werden . Sie leg t dem Militär-Ausschuß und dem Rot die er­
forderl ichen Empfehlungen zur Beschlußfass ung vor. 

Der Ständ igen Gruppe unterstehen schließl ich eine Reih e 
VOn militärischen Dienststellen, von den en hier nur dos 
Amt für Standard isieru ng, die NATO-Verteid ig ungsakade­
mie in Par is sowie eine Re ihe von Ausschüssen und Ämtern 
auf dem Gebiet des militärischen Fernmeldewesens er­
wähnt werden so llen. 
Da d ie Ständ ige Gruppe - ebenso wie der Militär-Aus­
schuß - nicht am Sitz der NATO in Paris arbeitet, wird sie 
dort durch ei nen Ve rbi ndungsstob vertreten. Diesem ob­
liegt auch die Verbindung zum Rot und die Zusammenar­
beit mit de n zivi len Ausschüssen der NATO. 
5. Parallel zu dem Aufbau der Spitzeng remien vollzog sich 
die Organ isation der militärischen Kommandobehörden der 
NATO. Schon am 1. Dezember 1949 hotte der damalige 
Verteidigu ngsausschuß eine strateg ische Konzept ion für die 
.. Integr ierte Verteidigung des NATO-Geb ietes" vereinbart. 
Am 1. April 1950 billigte er den Entwurf eines Vier-Jahres­
~.e rteidigu nq sp lane s und legte damit die erste Grundlage 
fur d ie NATO-Verte idigung überhaupt. Die Verwirklichung 
dieser Pläne wurde durch den Ausbruch des Korea-Kon­
fl ik tes am 25. Jun i 1950 beschleunigt, denn dieser führte 
der freien W el t klar vor Augen , welcher Bedrohung sie aus­
gesetzt war. Bei seiner Taaunq in New York am 15. Sep­
temher 1950 kom der NATO-Mini ste rrat zu der Erkenntni s, 
~aß in Eu ropa ei ne vorgeschobene Strategie verfolgt wer­
. en müsse, um ei nen etwaigen Anqriff soweit wi e möglich 
Im Osten zum Stehen zu bringen. Dazu waren jedoch weit 

stärkere Truppenverbände erforderlich, als sie damals der 
NATO zur Verfügung standen. Die militärische Stärke 
mußte also erhöht werden. Oberdies bedingte eine derar­
tige Strateg ie die Verteid igung Europas auf deutschem 
Boden. Ohne die militär ische und pol itische Bete iligung der 
Bundesrepublik war dieses Ziel jedoch nicht zu erreichen. 
Daraufh in kamen die schon an anderer Stelle erörterten 
Verhandlungen über einen deutschen Verte idigungsbe itrag 
in Gang. Außerdem erkannte der NATO-Rat, daß es er­
forderlich war, .so frühzeitig wie möglich eine unter zen­
tralem Kommando stehende integrierte Stre itmacht aufzu­
bauen, die genügend groß ist, um einen Angre ifer abzu­
schrecken und die Verteid ig ung Westeuropas zu garan­
tieren". 

Daraufhin schlug der Präsident der Verein igten Staaten als 
Oberste n Alli ie rten Befehlshaber Europa (SACEUR) General 
Eisenhower vor. Dieser Vorschlag wurde vom NATO-Rot 
am 18. Dezem ber 1950 in Brüssel angenommen. General 
Eisenhower bildete dann in den ersten Monaten des Jahres 
1951 seinen Generalstab (SHAPE) und schlug sein Haupt­
quart ie r in der Nähe von Paris auf. 
Einige Zeit später wurden zwei weitere Kommandobereiche 
geschaffen. Am 30. Januar 1952 kom es zur Errichtung des 
All iierten Kommandobereichs Atlantik (SACLANT) mit Sitz 
in den USA. Ihm folgte im Februar 1952 der All iierte Kom­
mondobereich Ärmelkanal. Ferner wurde eine gemeinsame 
amerikanisch-kanadische Regionale Planungsgruppe für die 
Verteid igu ng des nordamerikan ischen Subkontinents er­
richtet. 
Seit 1952 ist der durch den NATO-Vertrag abgedeckte 
~.aum mithin in drei Kommandobereiche (Europo, Atlantik, 
Ärme lkanal) und eine Reg iona le Planungsgruppe aufgeteilt. 
Wegen seiner Bedeutu ng für die Bundesrepub lik bedarf der 
Kommandobereich Europa einer näheren Betrachtung. 
Dos Alli ie rte Oberkommando Europa löste die gemeinsame 
Verteidigungsorgan isa tion ab, die aufgrund des am 17. 
März 1948 zwischen Großbritannien, Frankreich und den 
Benelux-Staaten geschlossenen Brüsseler Vertrages ins Le­
ben gerufen worden war. Sie hotte dem Oberbefehl des briti­
schen Feldmarschalls Montgomery unterstanden. Ihr Haupt­
quart ier log in Fontainebleau. Dieses Oberkommando ging 
nun in der neuen NATO-Kommandobehörde auf. 
Im Zuge des weiteren Aufbaus der Kommandostruktur glie­
derte sich der All iierte 8efehlsbereich Europa (ACE) noch 
und noch in 5 nochgeordnete Kommandobereiche : 
(1) den Bereich des Oberbefehlshabers Europa-Nord 

(ClNCNORTH), der Norwegen , Dänemark und Schles­
wig-Holstein umfaßt; 

(2) den Bereich des Oberbefehlshabers Europa-Mitte 
(CINCENT), der dos ganze Bundesgebiet südlich der 
Eibe bis zu den Alpen und dos kontinentale Westeuropa 
umfaßt; 

(3) den Bereich des Oberbefehlshabers Europa-Süd 
(CINCSOUTH), der Süd- und Südosteuropa umfaßt, so­
we it es zur NATO gehört; 

(4) den Bereich des Oberbefehlshabers Mittelmeer 
(CINCAFMED) und 

(5) den Bereich des Oberbefehlshabers der Luftverteidigung 
Großbritanniens. 

Dos Geb iet der Bundesrepublik lieg t somit zwar in vollem 
Umfang im Bereich des Al liierten Oberkommandos Europa 
iJehört ober nördl ich der Eibe zu dem Oberkommand~ 
Europa-Nord, südlich der Eibe zum Oberkommando 
Europa-Mitte. Der letztgenannte Bereich zerfällt seinerseits 
noch in z~ei. Armeegruppen (NORTHAG und CENTAG), 
zu denen le eine taktische Luftflotte tritt . 
Während die Spitzengremien der NATO noch dem Aus­
schußprinz ip organisiert sind, wonach jeder Staat Sitz und 
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Stimme hat und alle Entscheidungen einstimmig getroffen 
werden müssen, sind die NATO-Kommandobehörden nach 
rein mil itä rischen Grundsätzen hie rarchisch aufgebaut. Sie 
bestehen aus Angehörigen aller NATO-Staaten, die zu 
diesen Behörden abgestellt werden und sich in deren Struk­
tur einfügen. Die Kommandobehörden sind mithin echte 
"integrierte" Dienststellen. Ihre Befehlshaber sind für d ie 
Ausarbeitung der militär ischen Verteidigungspläne in ihren 
Zuständigkeitsbere ichen, für die Festsetzung der Stärke der 
erforderlichen Einheiten sowie fü r die Forderungen nach 
Dislozi erung und Ausbildung der ihnen unterstellten Streit­
kräfte verantwortlich. 

Die Streitkräfte der Mitgl iedstaaten können bereits in Frie­
denszeiten den NATO-Führungsstäben unterstehen oder 
aber für eine Unterstellung im gegebenen Fall vorgesehen 
werden. Soweit dies nicht der Fall ist, verbleiben sie unter 
nationalem Kommando. 

Zusammenfassend ist festzuhalten, daß die mil itärische 
NATO-Verteidigung organisatorisch einen hohen Grad 
von Integration aufweist und diese - für deutsche Verhält­
nisse neuart ige - Gliederung nicht ohne Einfluß auf die 
zivile Verteidigung bleiben konnte. 

VI. Die Entwicklung der zivilen Notstandsplanung in der 
NATO 

1. Lag somit der Schwerpunkt der NATO-Anstrengungen in 
den ersten Jahren der Allianz auf polit ischem und militäri­
schem Gebiet, so stellte sich doch sehr rasch heraus, daß 
die mil itärische Verte id ig ung Europas auf die Unterstüt­
zung durch parall ele zivile Planungen und Maßnahmen an· 
gewiesen war. Angesichts der Abhängigkeit der in Europa 
stehenden Streitkräfte von der Versorgung über den Atlan­
tik wurde dieses Problem zuerst im Bereich der Hochsee­
schiffahrt sichtbar. So kam es im Mai 1950 zur Bildung eines 
zivilen "Planungsausschusses für Hochseeschiffahrt", dessen 
Hauptaufgabe in der Au sa rbeitung von Plänen zur Sicher­
steIlung der erforderlichen Transportleistungen über den 
Ozean lag. Gerade auf diesem Gebiet verfügten die USA 
und Großbritannien aus der Zeit des zweiten Weltkrieges 
über erhebliche Erfahrungen, die in diesem Ausschuß nutz­
bar gemacht werden sollten. 

Dem Planungsausschuß für Hochseeschiffahrt folgte im 
Januar 1952 die Bildung des zivilen "Planungsausschusses 
für Erdöl". Die Bedeutung der Versorgung vollmotorisierte r 
Verbänd e, aber auch aller Tran sportmittel, mit Erdölpro­
dukten ließ seine Errichtung besonders wichtig erscheinen. 

Als drittes Grem ium rief dann der NATO-Rat am 28. Jul i 
1952 den "Planungsausschuß für den europäischen Binnen­
verkehr auf dem Land- und Wasserweg" ,ins Leben. Er sollte 
sich mit der Deckung des verteidigungswichtigen Bedarfs 
an Transportleistungen des Binnenverkehrs und den ent­
sprechenden Forderungen an die Verkehrsi nfrastruktur be­
fassen . 
Am 19. November 1952 beschloß der NATO-Rat schließ lich 
auch die Einsetzung des ",Civii Defence Committees", das 
ursprünglich als Forum für alle technischen und administra ­
tiven Gesichtspunkte der zivilen Verteidigung gedacht war, 
sich aber im Laufe der Zeit zu einem Ausschuß für den zivi­
len Bevölkerungsschutz entwickelte. Von ihm wurde im No­
vember 1954 der " Ausschuß für Sanitätswesen" abgespal­
ten . 
Außer den erwähnten Ausschüssen hatte der NATO-Rat 
noch eine Reihe von anderen Grem ie n für die verschieden ­
sten Sachgebiete gebildet, wie auch die genannten Au s­
schüsse ihrerseits zum Teil Vorläufer in anderer G estalt be ­
saßen. Dennoch bleibt festzuhalten, daß die genannten fünf 
Ausschüsse d ie ersten waren, die sich mehr oder m inder 
ausschließlich mit Fragen der zivilen Verteidigung befaß­
ten . Zwar hatten sie ihre Tätigkeit zunächst unter dem Ge-

sichtspunkt aufgenommen, d ie unabdingbare Unterstützung 
der militärischen Verteidigung durch den zivilen Bereich 
sicherzustellen, doch ergab sich sehr bald, daß diese Be­
schränkung ihrer Aufgabe den Erfordernissen einer umfas­
senden Verteidigung nicht gerecht wurde . 

2. Aufgabe der Verteidigung der Allianz und ihrer Mitglie­
der mußte es sein, den Bestand und die Grundordnung der 
NATO-Staaten, aber auch das Leben und die Freiheit ihrer 
Bürger gegen Angriffe von außen zu schützen.» Das W e­
sen des Krieges ließ sich zumindest im abendländischen 
Raum lange Ze it als eine Ause inandersetzung bewaffneter 
Streitkräfte begreifen. Diese nahm jedoch weder die Natio­
nen in ihrer Gesamtheit in Anspruch , noch bedrohte sie 
allgemein die Existenz ihrer Bürger. Erst im Anfang des 
20. Jahrhunderts, nämlich einige Monate nach Beginn des 
ersten Weltkrieges, wurde aus dem Kampf bewaffneter 
Streitkräfte ein Völkerringen, das alle Lebensbereiche er­
faßte, Front und Heimat unlösbar verknüpfte und zur Mo­
bilisierung aller geistigen, politischen, wirtschaftlichen, per­
sonellen und materiellen M ittel zwang. 

Dieser Wandel zum "totalen" Krieg trat im zweiten W elt­
krieg klar zutage. Die Kriegführung beider Seiten richtete 
sich mit großer Intens ität gegen die unbewaffnete Ziv ilbe­
völkerung, ihre Wohnstätten und di e Mittel zur Befriedi­
gung ihrer Lebensbedü rfnisse. Die fortschre itende Techn ik 
gab den kämpfenden Parteien mit massierten Luftstreit­
kräften und den ersten Raketen die Waffen für eine töd­
l iche Bedrohung der Zivilbevölkerung in di e Hand. Die 
konsequente Fortführung der schon in den zwanziger Jah­
ren entwickelten Ideen des General Douhet über die Luft­
kriegführung der Zukunft barg Gefahren in sich, d ie durch 
die beginnende Entwicklung der Raketentechnik und die Er­
findung von nuklearen und th ermonuk learen Waffen ins 
Ungemessene gesteigert wurde . 

Nach dem zweiten Weltkrieg zeigten die Analysen der ver­
schiedenen Möglichkeiten einer Kr iegführung, daß künft ige 
Konflikte größeren Ausmaßes niemals mehr Kämpfe be­
waffneter Heere allein, sondern bei der Komplexität un­
serer modernen W elt immer totale Auseinandersetzungen 
sein würden, die die beteiligten Völker mit ihrem gesamten 
verfügbaren Potential auszufechten haben. Von einer der­
art totalen, alle Lebensbereiche erfassenden Kriegführung 
mußte daher jede moderne Verteid igungsplanung ausg e­
hen. Dies galt auch für die Planung der NATO. 

Während einst die Staaten und ihre Bevölkerung durch die 
aktive militärische Abwehr feindlicher Angriffe geschützt 
werden konnten, ist in unserem Zeitalter eine Verteidigung 
mit militärischen M itteln allein nicht mehr möglich . Daraus 
folgt, daß .jeder Staat für den Kriegsfall umfassende Vor­
kehrungen auch im zivilen Bereich treffen muß, wenn er 
seine Existenz und das Leben seiner Bürger nicht von vorn­
herein in Frage stell en will. Ohne derartige zivile Vorkeh­
rungen ist aber auch keine wirksame militärische Verteidi­
gung mehr möglich . Die zivile Verteidigung ist damit zu 
einem unverzichtbaren Korrelat der militärischen Verteidi ­
gung geworden. Beide müssen sich sinnvoll ergänzen . denn 
ei ne moderne Verteidig ung kann heute nur ei n geschlosse­
nes Ganzes sein. 

Aus dieser Erkenntnis heraus empfa hl der NATO-Rat am 
26. Ma i 1955 den Req ierungen aller M itgliedstaaten, unver­
züglich mit dem Aufbau einer zivilen Verteidigung zu be­
ginnen. Gestützt auf den bere its erwähnten Art. 3 des 
NATO-Vertrages (vgl . V. Ziff. 1) riet der Rat den Mitgl ied­
staaten, im Hinblick auf einen Ernstfall 

1. für die Erhaltung von M enschen leben, d. h. den Schutz 
der Ziv ilbevölkerung und die Gewährleistung tragbarer 
Lebensbedingungen, 

2) Vgl. Aufsatz des Verfasse rs "Notwendipkeit und W ese n d e r zivilen 
Nots tandsplanung" in Zivilschutz 1962, S. 233 11. 
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2. für die Aufrechterhaltung der Staats- und Regierung s­
funktionen und 

3. für die Unterstützung der militärischen Verteidigung 
durch die zivile Se ite 

in jed er nur möglichen Weise Sorge zu trogen. 

Diese Empfehlungen vom 26. Mai 1955 stellen den Auftakt 
der zivilen Verteidigung dar. In einem Zeitpunkt, in dem d ie 
Bundesrepublik noch nicht oktiv in der NATO mitwirkte, 
entstand so ein neues Aufgabengebiet, dos die englische 
Beze ichnung " Civii Emergency Plann ing" erhielt. Daraus 
ergab sich der deutsche Terminus "Zivile Notstandspla­
nung" , der ober seinem Wesensgeholt noch von Anfang 
on dem deutschen Begriff der zivilen Verte id igu ng ent­
sprach. Er hot d ie Gesamtheit oller Planungen und Maß­
nahmen im zivilen Bereich zum Inhalt, die der Verte idigung 
im umfassenden Sinne dienen. 

3. Wen ige Monate später zog der NATO-Rot die Konse · 
quenzen aus seinen grundlegenden Empfehlungen vom 
Mai 1955 auch in seinem eigenen Bereich .]) Ahnlich wie er 
für den mi litär ischen Sektor den Militärausschuß der Gene­
ralstabschefs als Spitzengrem ium eingesetzt hotte (vgl. 
V. Z iff . 4), beschloß er nun am 9. November 1955 die Bil­
dung des "Oberausschusses für zivile Notstandsplonung" 
als oberstes Organ für olle Frogen der zivilen Verteidi ­
gung . 

Der Oberausschuß sollte die einzelnen Fochausschüsse für 
die verschiedenen Gebiete der zivilen Notstandsplanung 
koordinieren ihnen Richtlinien erteilen und spezielle Unter­
Suchungen fOr solche Gebiete veranlassen, für die ke in 
Fachausschuß zuständig war. Darüber hinaus sollte er d ie 
Fortschritte der einzelnen Staaten bei der Verwirklichung 
der Rotsempfehlungen sowie die Arbeitsberichte der Fach­
ausschüsse überprüfen, dem Rot darüber berichten und ihm 
Empfehlungen on die Mitgliedstaaten unterbre iten. Diese 
Aufgobe ist eine seiner wichtigsten Funktionen. 

Der Oberausschuß setzt sich aus nationalen Vertretern von 
hohem Rang, zumeist den für die Koord inierung der zivilen 
Verteidigung in den einzelnen Staaten verantwortlichen 
Staatssekretären, zusammen. Sein Vorsitzender is t der Ge­
nerolsekretär der NATO selbst, der sich allerdings weit ­
gehend durch seinen Exekutivsekretär vertreten läßt. Der 
Oberausschuß tritt im allgemeinen einmal im Jahr zusam­
men, zume ist im Herbst , um seine Vorlogen für die NATO­
Ministerrats-Tagung fertigzustellen . 

Abgesehen von gewissen Anderungen seiner Zuständig­
keiten im Frühsommer 1961 und im Herbst 1965 blieb die 
AufgabensteIlung des Oberousschusses bis heute unver­
ändert. Auf seine Tätigkeit im einzelnen kann hier nicht 
näher eingegangen werden . 

4. Erstmalig für dos Jahr 1957 führte der Oberausschuß ein 
Verfahren ein, um die von den Mitgliedstaaten bei der Not­
standsplanung erzielten Fortschritte festzustellen. We~n­
gleich die zivile Verteidigung eine im wesentlichen nat io­
nale Aufgabe ist, wurde sie dadurch doch einer alljähr­
l ichen überprüfung durch den Oberausschuß und den 
NATO-Rat unterworfen. Diese zivile Jahreserhebung war 
dem entsprechenden militärischen Verfah ren nachgebildet. 
Im Gegensatz zum militärischen Bereich, in dem die Meh r­
zahl der Mitglieder der Allianz feste Bindungen gege~über 
der NATO übernommen hot, gibt es aber auf dem Zivilen 
Sektor keine konkreten Verpflichtungen. Be ide Erhebungen 
sollen indessen die NATO in d ie Loge versetzen, die ge­
samten militärischen und zivilen Verteidigungsvorbere itun-

3) Vgl. Zum folgenden, "Aus der Arbeit der NATO - Di e Bedeutung der 
Zivi len Notstandsplanung" , Info rmationsdienst der NATO , ParIS 1962 
und "NATO. Handbuch ", 12. Ausgabe, Paris 1965. 

gen zu überschauen und den Stand der allgemeinen Bereit­
schaft zu beurteilen. 

Da sich bald herausstellte, daß dos zivile Jahreserhebungs­
verfahren den Oberausschuß überforderte, wurde om 16. 
Oktober '1957 ein besonderer Unterausschuß gebildet. 
Diesem übertrug der Oberausschuß olle Vorbereitungen 
für die Jahreserhebung, so daß er sich selbst nur noch mit 
den abschließenden Berichtsentwürfen zu befassen braucht. 
Im Laufe der Zeit übernahm der "Unterausschuß Jahreser­
hebung" jedoch weitere Aufgaben, die vor ollem aus 'Zen­
tralen Planungen erwuchsen, für die kein anderes Gremium 
zuständig war, die ober von dem nur einmal im Jahr ta ­
genden Oberausschuß nicht gemeistert werden konnten . 
Demzufolge wurde jenes Gremium im Dezember 1959 in 
" Unterausschuß für die zivile Notstandsplanung " umbe­
nannt. Er setzte sich aus den in den einzelnen Staaten für 
die Koordinierung der zivilen Verteid ig ung zuständigen Re­
ferenten zusammen und wurde von einem Angehör igen des 
Generalsekretariats geleitet. 

Die Aufgabenteilung zwischen Ober- und Unterausschuß 
erwies sich jedoch bald als unzulänglich. Bere its im Früh­
jahr 1961 zwang d ie intensivierte Arbeit auf dem h ier er­
örterten Gebiet zu einer Erweiterung der Kompetenzen des 
Unterausschusses. Um die laufende Koord inierung der Fach­
ausschüsse bei Grundsatzfragen von allgemeiner Bedeu­
tung sicherzustellen und Stud ien und Pläne über zentrale 
Probleme, wie z. B. die Organ isation der im Kriege einzu­
setzenden zivilen NATO-Behörden für T ransport- und Ver­
sorgungsfragen, Flüchtl ingswesen u. a. m. bearbe iten zu 
können, entschied der NATO-Rat am 5. Juli 1961, daß der 
bisherige Unterausschuß in einen "Koordinierungsausschuß 
für zivile Notstandsplanung " umzuwandeln sei... Der nun­
mehrige Koordin ierungsa usschuß tagte im allgemeinen ein­
mal im Monat und nahm bald eine sehr bedeutsame Stellung 
ein, zumal er auch das Recht erhielt, Eilvorlogen mit Zu­
stimmung des Vorsitzenden des Oberausschusses unmittel­
bar dem NATO-Rot zu unterbreiten . 

Von dieser Regelung bis zur Einsetzung eines " Ständ igen 
Oberausschusses" für die Zeit zwischen den Sitzun~en des 
eigentlichen Oberausschusses war nur noch ein' kleiner 
Schritt. Er wurde endgültig im Herbst 1965 getan, um eine 
Straffung der Arbeiten auf dem Gebiet der zivilen Not­
standsplanung zu erreichen. Im Grunde wurde damit nur 
nachgeholt, was für dos oberste NATO-Organ, den Rot, 
und den M ilitärausschuß schon longe vorher geregelt wor­
den war. 

5. Dem im Spätherbst 1965 eingesetzten Oberausschuß für 
zivile Notstandsplanung wurden d ie bereits bestehenden 
fünf Fochausschüsse (vgl. VI. Ziff. 1), nämlich 

der Planungsausschuß für Hochseeschiffahrt, 

- der Planungsausschuß für Erdöl, 

- der Planungsausschuß für den europäischen Bin nen-
verkehr, 

- der Ausschuß für Zivilschutz und 

- der San itätsausschuß 

nochgeordnet. In der Folgezeit wurden jedoch weitere Gre­
mien geschaffen. 

Schon im November 1952 wur eine Sachverständ igengruppe 
für Arbe itskräfte gebildet worden. Im April 1956 wandelte 
der Oberausschuß diese Gruppe in den "Planungsausschuß 
für Arbe itskrä fte" um. Er sollte sich mit allen Fragen der 
Deckung des Bedarfs an Arbeitskräften auf den verschiede­
nen Gebieten der Notstandsplanung befassen. 

Ihm folgte der "Planungsausschuß für zivile Luftfahrt", der 
vom NATO-Rot am 16. Mai 1956 eingesetzt wurde. Seine 
Aufgabe war es, in erster Linie Pläne für die Ausnutzung 
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und Koordinierung des zivilen Luftverkehrs im Ernstfall aus­
zuarbeiten. 
Einige Monate später bildete der Oberausschuß im Januar 
1957 einen "Planungsausschuß für ziviles Fernmelde­
wesen". Er sollte sich mit ollen Fragen der Deckung des 
Bedarfs on Fernmeldeverbindungen und -mitteln befassen. 
Dabei war dieser Ausschuß in besonderem Maße auf die 
Zusammenarbeit mit den militärischen Stellen für Fern­
meldefragen angewiesen. 
Im Oktober 1958 löste der Oberausschuß zwei bis dahin 
existente - hier ober noch nicht erwähnte - Fochausschüsse, 
näml ich den Ausschuß für Kohle- und Stahlplanung und den 
Planungsausschuß für Industrierohstoffe auf. An ihre Stelle 
trat der " Industrieplanungsausschuß", der sich mit den Pro­
blemen der internationalen Versorgung mit Gütern der 
gewerblichen Wirtschaft beschäftigte. 
Als letzter Fachausschuß wurde schließlich im Dezember 
1962 ein " Planungsausschuß für Ernährung und Landwirt­
schaft" geschaffen, der für olle Probleme der Versorgung 
mit Nahrungsgütern zuständig war. 
Die einzelnen Aufgaben der insgesamt zehn Fochausschüsse 
lassen im Rahmen ihrer speziellen Zuständigke it eine gene­
relle Unterscheidung in drei große Gruppen zu: 

Einmal behandeln die Ausschüsse Fragen, die zwar voll 
und ganz in die nationale Zuständ igkeit der einzelnen Län­
der fallen, jedoch allgemeines Interesse für olle Mitglied­
staaten hoben . Auf diese Weise werden Informationen aus­
getauscht und Anregungen gegeben, die vor ollem in den 
ersten Jahren der Ausschußtätigkeit von großem Wert wa­
ren. Damals wurde auf vielen G ebieten Neuland beschrit­
ten; jeder Staat konnte sich die bereits vorliegenden Er­
fahrungen anderer nutzbar machen . Später verlor diese 
Aufgabe zunehmend an Bedeutung. 
Die zweite Aufgabengruppe umfaßt jene Probleme, die 
zwar auch von den einzelnen M itgl iedstaaten gelöst wer­
den müssen, bei denen sie jedoch auf die Zusammenarbe it 
mit mehreren Partnern angewiesen sind, so daß es einer 
gemeinsamen Abstimmung und Koordinierung bedarf. Dies 
gilt z. B. für olle Fragen des grenzüberschreitenden Ver­
kehrs, sei es beim Fernmelde- oder Transportwesen, sei as 
auf dem Gebiete des Warndienstes. 
Zu der dritten Aufgabengruppe gehören jene Fragen, die 
nur durch das Zusammenwirken sämtlicher Mitgliedstaaten 
gelöst werden können. Hier ist vor ollem d ie Organisation 
eines internationalen Apparates für die Versorgung aller 
Staaten der Allianz im Kriege zu nennen. Dos gleiche gilt 
für die Abstimmung umfassender ziviler Planungen mit den 
militärischen Kommandobehörden . Es handelt sich mithin 
um zentrale Fragen der gemeinsamen Selbsthilfe und der 
gegenseitigen Unterstützung im Sinne des Art. 3 des NATO­
Vertrages, da bei diesen Aufgaben alle M itgliedstaaten 
gegenseitig aufeinander angewiesen sind. Diese Aufgaben 
gewonnen im Laufe der Jahre zunehmend on Gewicht. 

Alle zehn Fachausschüsse4) setzen sich aus Vertretern der 
Mitgl iedstaaten, zumeist den zuständigen Referenten der 
jeweiligen Fochressorts zusammen. Sie wählen ihre Vor­
sitzenden aus ihren eigenen Reihen und togen im allge­
meinen mehrfach im Jahr. Die Mehrzahl dieser Gremien 
hot überdies eine größere Anzahl von Unterausschüssen 
und Arbeitsgruppen eingesetzt, die zum Teil zu ständigen 
Einrichtungen geworden sind, zum Teil aber auch nur ad 
hoc zur Klärung von Einzelfragen gebildet werden und sich 
dann wieder auflösen. So hot sich die Ausschußstruktur im 
Laufe der Jahre zwar stark verfeinert, ist ober auch einem 
ständigen Wandel unterworfen . 

41 Vgl. Obersich t im NATO·Handbu ch, 12. Ausgabe, Paris 1965, Schema 
2. 

51 Vgl . NATO· Handbuch, Paris 1965, S . (]5 11. und Schema 3. 

6. N eben den Ausschüssen der NATO steht das General ­
sekretariats). auch Internationaler Stob genannt dessen 
Bildung der Rot im Februar 1952 in Lissabon be;chlossen 
hotte. Es stellt den Verwaltungsapparat fvr den NATO-Rot 
und sämtliche Ausschüsse, in denen die Mitgliedstaaten der 
All ianz vertreten sind. Diese r Verwaltungsapparat setzt 
sich aus integriertem Personal zusammen, dos einen eige­
ne~ Re~htsstatus hot. ~as Generalsekretariat trifft jedoch 
keine eigenen Entscheidungen, sondern bereitet lediglich 
die Beschlußfassung der zuständigen Organe vor und führt 
sie im Rahmen seiner Zuständ igkei t durch. 

An der Spitze des Internat ionalen Stabes steht ein General ­
sekretär, der zugleich auch Vors itzender des NATO-Rotes 
u~d des Oberausschusses für zivile Notstandsplanung ist. 
Ein Stellvertretender Generalsekretär unterstützt ihn bei 
der Durchführung seiner Aufgaben und vertritt ihn im Falle 
seiner Abwesenheit. 

Dos Generalsekretariat gliedert sich in 

- die Pol itische Abteilung, 

- die Informat ionsabteilung, 

- die Wirtschafts- und Finanz-Abteilung, 

- die Abteilung Produkt ion, Logistik und Infrastruktur und 

- die Abte il ung für wissenschaftliche Ang elegenheiten. 

Alle fünf Abteilungen werden von Be igeordneten General­
sekretären geleitet. Zu diesem Verwaltungsapparat gehört 
ferner 
- dos Exekutivsekretar iat, 

dos einem Exe.kutivsekretär un te rsteht. Dieser ist zugleich 
auch Sekretär des NATO-Rotes und vertr itt zumeist den 
Generalsekretär im Vors itz des Oberausschusses für zivile 
Notstandsplanung. Er koordiniert die Gesamtheit der Aus ­
schußarbeiten der NATO. Sein Sekretariat stellt den Aus­
schüssen dos erforderliche Sekretariatspersonal zur Verfü­
gung und sorgt für die techn ische Ausfert ig ung der Sit­
zungsunterlagen und Dokumente. 

Dem Exekutivsekretär untersteht ferner dos Büro für zivile 
Notstandsplanung, dos 1961 neu gebildet wurde. Se in Le i­
ter ist der eigentlich zuständige Beamte des Generalsekre­
tar iats für d ieses Gebiet. Er war auch Vors itzender des 
Unterausschusses und des späteren Koordin ierungsausschus­
ses für zivile Notstandsplanung. Zu seinen Aufgaben ge­
hört es, olle einschlägigen Ausschüsse und Arbeitsgruppen 
sowie die nationalen Behörden der einzelnen M itglied­
staaten beratend zu unterstützen. Ihm unterstehen tech ­
nische Berater für verschiedene Fachbereiche. 

Betrachtet mon die Stellung des Büros für zivile Notstands­
planung in der Organ isation des Generalsekretariates 50 

drängt sich der Schluß auf, daß diese Struktur der Bedeu­
tung der zivilen Notstandsplanung nicht ausreichend ge­
recht wird. Es wäre fraglos wün schenswert, daß d ieses wich­
tige Geb iet in einer eigenen Abteilung des Generalsekre­
tariates bearbe itet würde und diese einen Leiter gleichen 
Ranges wie die übrigen Abteilungen des Internationalen 
Stabes erhielte. 

Andererseits ist nicht zu verkennen, daß die M itgliedstaaten 
?er NATO auf dem Gebiet der zivilen Notstandsplanung 
In vollem Umfange selbständig sind und die Verantwor­
tung für a.lle ihre Maßnahmen in nationaler Zuständigke it 
tragen. Die Organe der NATO können insofern nur ko­
ordinierend und beratend tätig werden sowie Empfehlun­
gen aussprechen, ober keine Weisungen erteilen. Anders 
als im militärischen Bereich der NATO gibt es auf dem G e­
biet der zivi len Verteidigung nicht einmal eine teilweise 
Integrat ion. Demgemäß vollzieht sich die Arbeit in den 
Notstands-Planungsausschüssen in sehr viel loserer Form 
als dies in den integrierten militär ischen Stäben geschieht. ' 

(Fortsetzung folgt) 
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Aufgaben und Möglichkeiten der Zivilen Verteid igung In Hamburg 

Ein Kommentar zur hanseatischen Denkschrift 

Von Horst von Zitzewitz 

Vo r z wei lal'lren, Ende Mär z 1964, berief der Hamburger Senat allf Vo rschlag des früh eren hanseati­
sd7e 1J Inn el/ senato rs und jetzigen Bundestagsabgeo rdneten Helmut Schmidt eine StudienkommIssi­
o n, die s ich über die A ufgaben und M öglichkeiten der Z ivilen Verteidigung in Hamburg gutachtlich 
ällßern sollt e. Die acht Mitglieder der Kommission setz ten s ich nid1t aus Sachverständigen (die nur z ur 
Stellungnahme in Fachfra gen herangezogen wur.! en), sondern au s angeseh enen Bürgern des Stadt­
staates zusamm en , die durch ihre Lebens- und ilHe Berufserfahrungen - als Wissenschaftler, Jour­
l1alis t, Ingenieur, Wirtschaftler, Pfarrer, Arz t, Bankier und Gewerkschaftler - sowie durch ihren be­
wiesel/ en Gem einschaft ssinn dem Senat für diese S tudien beso nders gee ignet ers chienen. Die Lei­
tung der Ko mlllissio n hatte Prof. Dr. Rudolf Siev erts, O rdinariu s fü r Strafredll an der Hamburger 
Unit'e rs ität. 

Das Ergebnis der Kommiss io lJsarbeit liegt jetz t in For m ein er Denksch rift') mit dem obigen Titcl 
I'o r . Sie verdient deshalb beso ndere Beachtung, w eil in ihr Problem e aufgerollt werden , die Bund 
und andere Bundesländer so wie die deutsche Off en tlichkeit gleich erweise besch äftigen sollten wie 
den SeI/at und die Bürger der Han sestadt . Die D el/ kschrift enthält eine Reih e vo n Empfehlungen 
an die A dresse der Bundesregierun g. Da sie grun dsätzlid1e Fragen der Z ivilverteidigung betre ffen, 
wird s ich dieser Kommentar eingeh ender mit ihlJ el/ befa ssen. 

" Die Kommission sollte", so heißt es im Vorwort zur Denk­
schrift, "kein Kompendium der Zivilen Verteid igung ver­
fo ssen, sondern prüfen und Empfehlungen ausarbeiten, 
nach welchen Richtungen Vorkehrungen des Schutzes für 
die Bürger unserer Stadt getroffen und bereits vorhandene 
Einrichtungen verbessert werden sollten .. . Die Komm is­
sion hat sich bemüht, das ihrem Studium überwiesene Ge­
biet so nüchtern wie möglich zu bearbeiten, d. h. sich von 
Schwarzmalerei und Schönfärberei gleichermaßen fernzu­
halten. Es liegt im Wesen dieser Materie, daß der Kom­
mission oft nur die Wahl zwischen zwei übeln blieb und 
das möglichst kleinere gefunden werden mußte." 

Aus diesen einleitenden Sätzen geht bereits hervor, daß 
die Kommission im wesentlichen ihre Arbeit auf den Zivil­
Sc hut z beschränkt hat. Sie ist guten Glaubens gewe­
sen, daß "unter Ziviler Verteidigung im bisherigen Sprach­
gebrauch alle Vorbereitungen zum Schutz von Menschen­
leben gegen Kriegseinwirkungen verstanden werden". Als 
Aufgaben der Zivilverteidigung sind in der Denkschrift da­
her "Schutz und Hilfe zum überleben der Bürger sowie Ret­
tung und Versorgung der überlebenden" genannt. Ansche i­
nend wurde d ie Kommission von der zuständigen Fachbe­
hörde des Hamburger Senats über Begriff und Aufgaben 
der Zivilen Verteidigung unrichtig informiert. Denn diese 
sind - zur amtlichen Verwendung - vom Bundesin nen­
ministerium bereits mit Rundschreiben vom 7. Jul i 1964~) 
bekannt gegeben worden. 

Da auch in Fachkreisen immer noch Unk larheit über Begriff 
und Aufgaben der Zivilen Verteidigung bestehen, seien sie 
hier in Kurzform wiederholt: Die Zivilverteidigung ·umfaßt 
die staat l iche Vorsorge auf allen Gebieten des zivilen Zu­
sammenlebens für den Fall eines Angriffes von außen. 
Hauptaufgaben der Zivilen Verteidigung, die sich neuer­
dings in einen NATO- und in einen nationa len Bereich glie­
dert, sind: der Zivilschutz (dessen Aufgaben über die des 
früheren Luftschutzes hinausgreifenl, Aufrechterhaltung der 
Staats_ und Regierungsgewa lt, Sicherste ll ung der lebens­
Wichtigen Ver$orgung sowie die Unterstützung der Streit­
kräfte . -1) Herausgegeben von der Behörde für Inneres des Senats der Freien 

und Hansestadt Hamburg , Hamburg 1, Johann iswall 4 . 
2) Veröffentlicht im Gemeinsamen Mini ster ialblatt Nr. 20 v. 20 . 7. 1964. 

"Katastrophenschutz" als einheitliche Bezeichnung? 
Die Denkschrift befaßt sich zunächst mit den begrifflichen 
und rechtlichen Unterschieden zwischen dem Katastrophen­
schutz im Frieden und der Zivilen Verteidigung - sprich dem 
Zivilschutz - im Kriege. Die unterschiedliche Situation, auch 
in der Gesetzgebungskompetenz, sollte jedoch nach Auf­
fassung der Hamburger Kommission nicht dazu führen, daß 
die Vorbereitungen gehennt werden, denn sie dienten 
letztl ich dem gleichen Zweck des Schutzes der Bevölkerung 
vor Katastrophen. Zweigleisigkeiten wären zu vermeiden, 
wenn die Bundesländer beide Aufgaben organisatorisch 
mite inander verbinden würden. Dann könnten im Frieden 
und im Kriegsfall das gleiche Personal und dieselbe mate­
r ie lle Ausrüstung zum Einsatz gelangen. Dementsprechend 
hat der Hamburger Senat bereits ein einheitliches "Amt für 
Katastrophenschutz und Zivile Verteidigung" bei seiner 
Behörde für Inneres geschaffen. 
Darüber hinaus regt d ie Kommission an, für bei d e Auf­
gaben den Begriff "Katastrophenschutz" zu verwenden, 
d. h. die Bezeichnung "Zivilschutz" fortfallen zu lassen. In 
der Bevölkerung würde diese Vereinhe itlichung sicher be­
grüßt werden. Denn dann brauchte der Bundesbürger sich 
nicht mehr zu bemühen, die Unterschiede zwischen Zivil­
verteid igung und Zivilschutz zu erfassen. Sachlich sprechen 
folgende Gründe g e gen eine Durchführung der Ham­
burger Al+I'egung: 
1. Die unterschiedliche Verantwortlichkeit, im Frieden die 
Länder, im Kriege der Bund. Auch die Denkschrift räumt an 
anderer Stelle ein, daß die Schutzvorkehrungen gegen 
Friedens- und gegen Kriegskatastrophen begrifflich und 
rechtlich von einander zu trennen seien. 

2. Der Zivilschutz schließt den Schutzbau, den Selbstschutz, 
die Arzneimittelbevorratung und andere nur für den 
K r i e R s fall erforderliche Maßnahmen ein. Ein Katastro­
phenschutz müßte also in den für den Frieden und den für 
den Verteidigungsfall unterteilt werden. 

3. Die in beiden Fällen verfügbaren Hilfskräfte sind nach 
der Zahl und der Organisation unterschiedlich. Bei Frie­
denskatastrophen kann weitgehend mit dem Einsatz von 
Bundeswehr und Bundesgrenzschutz gerechnet werden, die 
im Kriege fast ganz durch Verteidigungsaufgaben in An ­
spruch genommen werden dürften. Bei friedensmäß igen Ka­
tastrophen wird der Selbstschutz des Zivilschutzes nicht auf-
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gerufen, die Katastrophenschutzorganisationen treten viel­
mehr unmittelbar in Funktion . 
4. In den beiden deutschen Stadtstaaten liegen die Verhält­
nisse bezüglich des Katastrophenschutzes wesentlich anders 
als in den übrigen .Bundesländern. In Hamburg und Bremen 
sind die Einsatzbereiche räumlich eng begrenzt, und die 
künftig dort stationierten Verbände des Zivilschutzkorps 
stellen praktisch örtliche Eingreifreserven für den Kata­
strophen- und Verteidigungsfall dar. H ieraus erklärt sich 
auch die Anregung der Kommission zu prüfen, ob und wie 
in Hamburg ·das Zivilschutzkorps mit der Fe u e r weh r 
organisatorisch verbunden werden kann. Ih re Koppelung 
könnte nur eine hanseatische Sonderregelung darstellen. 

5. Schließlich müßten neue Namensänderungen die gerade 
erst erreichte Klarsteilung der Begriffe in der Zivilen Ver­
teidigung wieder in Frage stellen. Man sol lte es also be i 
den jetzigen getrennten Bezeichnungen belassen. 

Die Chancen des Uberlebens vergrößern 

In der Denkschrift werden zu sechs Punkten Empfehlungen 
an die Bundesregierung gerichtet. Sie betreffen : 

> Die Bildung einer Studienkommission des Bundes, 

> die Analyse eines modernen " Kr iegsbildes", 

> die engere Zusammenarbe it militärischer und ziviler 
Dienststellen, 

> die Führung der Zivilen Verte idigung im Kriege, 

> die Frage einer Spannungszeit und 

> die Standardisierung des technischen Geräts. 

"Für Idie in der Zivilen Verteidigung zu treffenden Vorbe­
reitungen", so formuliert es die Denkschrift, "ist eine ein­
gehende Analyse erforderlich, um zu klären, wie für mög­
lichst v i eie Menschen Chancen des Oberlebens geschaf­
fen werden können . Diese Analyse muß am modernen 
Kriegsbild und an seinen verschiedenen Möglichkeiten ori ­
entiert sein. Sie muß sodann die räumlichen, technischen 
und finanz iellen Möglichkeiten abwägen und schließlich 
auch zu einem zeitlich dimensionierten Programm führen. 
Ohne ein solches Programm besteht die Gefahr von Fehl ­
investitionen, von nicht wiedergutzumachenden Unterlas­
sungssünden und von ei ner falschen Gewichtsverteilung bei 
den Vorberei tung en. Es ist sicher, daß selbst der größ~e 
Aufwand von Arbeitskraft, Materia l, Geldmitteln usw. ke i­
nen absoluten Schutz ermöglicht. Es ist ebenso sicher, daß 
ein maximaler Aufwand weder gesamtwirtschaftlich vertret ­
bar noch in sich selbst ökonomisch ist. Gefragt werden 
muß jedoch nach dem gesamtwirtschaftlich vertretbaren, 
ökonomisch zweckmäßigen Aufwand ". 

Hier wird die geistige Federführung in der Kommission 
durch den früheren Hamburg er Innensenator deutlich er­
kennbar. Geflau dieselben Worte finden wir in einem Art i­
kel von Helmut Schmidt in der "Zeit" vom 18. Dez. 1964, 
in dem er zu einer Veröffent lichung des Inspekteurs des 
Heeres Stellung nimm!'). N eu ist nur die Empfehlung der 
Kommission, die Bundesregierung sollte für die Ausarbei­
tung einer solchen Analyse auch ihrerseits eine unabhän­
g ige Studien kommission berufen. Der Senat der Hansestadt 
hat sich in seiner abschließenden Stellungnahme zur Denk­
schrift diese Empfehlung nicht zu eigen gemacht. 

Das moderne Kriegsbild 

Mit " Kriegsbild" werden in der militärischen Fachsprache 
die Vorstellungen bezeichnet, die sich die verantwortlichen 
Planungsstellen des Bundes für die Vorbereitung der Ver-

3) G e ne rall e utnant Ulrich de MalZI e re , Inspe kteur des Heeres · " Die 
Land esve rt e ,d'gung im Rahm e n d e r Gesamtverte,digung" (R . v . De k· 
ke rs Ve rlag G. Schenk, Hamburg /Be rl in) . 

teidigung von der Art und dem Ablauf eines künftigen Krie­
ges machen. Da hierbei eine Reihe von Mögl ichkeiten be­
stehen - beispielsweise der Anwendung von Atomwaffen 
bereits mit Kampfbeginn oder erst später - gibt es auch 
beim modernen Kriegsbild mehrere Varianten. Richt iger­
weise müßte man daher von "Kriegsbi ldern" sprechen. 

Die militärische Seite ist bisher mit öffentlichen Analysen 
über ein etwaiges Kriegsgeschehen, von einigen Art ikeln 
in der Fachpresse abgesehen, sehr zurückhaltend gewesen . 
Einmo) betrachtet das Bundesverteidigungsministerium die­
ses Thema weitgehend als Geheimsache (in der Denkschrift 
heißt es dazu: " Der Stempel ,Geheim' wird in den Amts­
stuben nur allzu gern auf d ie Akten gedrückt"). Zum ande­
ren besteht, wie es auch de Ma iziere betont, eine erheb­
liche Unsicherheit des KriegsbildesJ). In dieser Zeitschrift 
hat Dr. Eduard Beyer bereits von einiger Zeit (in Heft 
5/1960) vom Standpunkt der Ge sam t verteidigung aus 
ein Bild vom künftigen Kriege gezeichnet sowie die Pro ­
bleme aufgerollt, vor die im Ernstfall der Staat, der 
M ensch und die Strei~kräfte gestellt würden. 

Neuerd ings befaßt sich auch die ziv i le Seite mit der öffent­
lichen Erörterung dieser Fragen . In einer in Zusammen ­
arbe it mit den zuständigen Bundesbehörden verfaßten Bro ­
schüre über die Ziv i le Verteid igung'), die kürzl ich veröffent­
licht wurde, erläutert ein bekannter deutscher Publizist den 
Bürgern das sog . Kriegsbild in sehr anschaulicher, popu­
lärer Form. 

Den Gedanken Dr. Eduard Beyers folgend geht auch W il­
hel m Hetzel in unserer heutigen Au sgabe näher auf dieses 
Thema ei n. M it Recht verweist er auf die absolute Verzah­
nung der militärischen und zivilen Aufgaben in der Ge­
samtverteidigung, die gemeinsame Planungen und Vorbe­
reitungen bereits im Frieden erfordere. Sie müssen aber 
" fußen können auf der Vorstellung eines ge m ein s a­
me n Kriegsbildes " . 

Die Hamburger Kommission vertritt die Auffassung, daß 
die Analyse so lcher Kr iegsbilder in die Vertantwortlichke i t 
der militärischen Seite fällt und in Zusammenarbeit mit der 
Führungsakademie der Bundeswehr vorgenommen werden 
muß. Diese Ans icht wäre zutreffend, wenn die mil itärische 
Seite, also das Bund esverteidigungsministeriu m, für die 
Gesamtverteidigung zuständig wäre. Das ist jedoch nicht 
der Fall. Ihre Vorbere itu ng und Durchfüh r'ung, soweit sie den 
nationalen Bereich betrifft, ist eine pol i ti s ehe Auf­
gabe, für die der Bundeskanzler verantwortlich zeichnet. 
Denn er bestimmt nach A rt . 65 GG die Richtl inien der Pol i­
tik, sofern er nicht nach dem Grundgesetz oder einem 
Bundesgesetz an Entscheidungen des Kabinetts gebunden 
ist. Somit gehört die Analyse etwaiger Kriegsbilder zu den 
Funktionen eines Gremiums, das vom Bundeskanzler mit 
der s t rat e gis ehe n P Ion u n g der Gesamtverteidi­
gung beauftragt ist. All erdings kann diese Planung von 
ei nem NATO-Partner " nicht mehr nach ausschließlich nati­
onalen Gesichtspunkten en tschieden, sondern muß mit den 
ei ngegangenen Verpfl ichtungen in Einklang gebracht und 
in die internat ionale Verteidigungskonzeption der atla nti­
schen Allianz eingeordnet werden."J) Das bedeutet, daß 
die Bundesregierung auch ihre Anschauungen über ei n et­
waiges Kriegsgeschehen mit denen der pol it ischen und mili ­
tärischen NATO-Führung abzust immen hot. 

4) Be rnd Kre mer: "Die Kun s t zu überl ebe n . Zivi lve rte id igung in d e r 
Bundes re publ ik" (O sa ng-Ver lag Münch e n). 

5) Unte r d e m Beg riff .Landesve rte idigung" faßt da s Bundesve rteidi ­
gun gsminis terium d ie in na tion a ler Verantwo rtung lieg enden mi li­
tär ischen und zivilen Verteid igungsmaßnahmen zusammen. Di ese Be­
zeichnung wird vom Bundesinne nmin isterium ab g elehnt. Es spr icht 
s ta lld essen von d e r Nationalen (militäri sch e n und z ivil e n) Verteidi­
gu ng . 
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Engere Zusammenarbeit zwischen Militär und Zivil 

In der Denkschr ift wird der Bundesregierung di e Schaffung 
eines gemeinsamen interministeriellen Plan u n g s -
s tob es aus Vertretern des Verteidigungsministeriums 
und des Innenministeriums empfohlen, da die gemeinsamen 
Aufgaben der Landesverte idigungS) nur in engem Konta kt 
der mili tär ischen und der zivilen Seite bewält igt werden 
könnten. Es wäre zweckmäßig, einige Vertreter der Innen­
ressort s der Länder hinzuzuz iehen, wei l sie in enger Ver­
b indung mit der Praxis ständen. Der Senat der Hansestadt, 
der d ie Empfehlung begrüßt, will sich dafür einsetzen, daß 
d iese Einrichtung ins Leben gerufen w ird . 

Eine Stellungnahme zu dem Hamburger Vorschlag bedingt 
d ie kurze Darstellung unserer heutigen Verteidigungsorga ­
nisat ion auf der Ebene der Bundesreg ierung . Auf ihr sind 
jetzt schon dre i Grem ien vorhanden, die sich mit Verte id i­
gungsfragen befassen : 

1. der Buooesverteidigungsrat, 

2. dos Min isterium für besondere Aufgaben und 

3. d ie Unterabteilung IA im Außenpol it ischen Büro des Bun-
deskanzl eramts. 

Der Laie könnte me inen, es handle sich hier um von ein­
ander getrennte, unabhängige Inst itut ionen . Sie wurden je­
doch organ isatorisch durch mehrfache Personalunion so 
eng ineinander verzahnt, daß sich ihre Aufgaben vielfach 
überschneiden .-) 

Der Bundesverte idigungsrot is t bere its eine interministeri­
elle Institution , nur liegen seine Funktionen nicht auf dem 
G ebiet der Planung sondern in der Beratung der Bundes­
regi erung und in der Vorbereitung von Kabinettsbeschlüs­
sen zu Verteidigungsfragen (soweit sie nicht gem. Art. 65 
GG in d ie Kompetenz des Bundeskanzlers fallen) . Der Bun­
desverteidigungsrot könnte Planungen in der Gesamtver­
teidigung schon deshalb nicht durchführen, weil diese erst 
anlaufen können, na c h dem die politische Führung, 
also d ie Regierung oder der Kanzler, ihre strategischen 
Entscheidungen getroffen hoben. 

Dem M inis terium für besondere Aufgaben obliegen Pla ­
nungs- und Koord inationsfunkt ion im Bereich der Gesamt­
verteid igung. Die Koordinierungsaufgaben stehen dabei im 
Vordergrund, zumal dos M inisterium über ke ine profilierten 
mil it ärischen und zivilen Fachleute verfügt, d ie für strate­
gische Planungen im Rahmen der Gesamtverteidigung be­
nötig t werden. Diese Fachleute sitzen näml ich heute in der 
Renannten Unterabteilung des Bundeskanzleramts. Dieses 
Manko des M in ister iums ließe sich im Sinne der Hamburger 
Empfehlungen durch die Einr ichtung eines " gem ischten" 
Planungsstabes, in den auch einige Ländervertreter noch 
Vorschlag des Bundesrats detachiert werden können, durch­
aus beheben. Nur würde sich dann der Bundeskanzler -
und dos ist dos Kriterium eines besonderen Minister iums 
für Fragen der Gesamtverte id iRunR - seines entsche iden ­
den Einflusse s auf die strategische Planung begeben . Denn 
noch dem Grundgesetz ,.leitet · jeder Bundesm inister seinen 
Geschäftsberei ch selbständig und unter eigener Verant­
Wortung ." 

~chl ie ßl i ch müßte ein solcher Planungsstob lORischerwe ise 
Im Kriegsfa l l auch als F ü h run g s s tob des Bundes ­
kanzlers für d ie nationale Verte id igung fung ieren. Er 
könnte al so nur im Kanzleramt seinen Platz hoben. Dam it 
Würde dos M inisterium Krone überflüssig. -6) Bundesminister Krone ist zugleich stä ndiger Vorsitzender des Bun-

desve rt eidigungsrots. Als Geschäftführer des Rat s fungier t der L~iter 
der Unterab tei lu ng IA des Bundeskanz leram ts. Diese Abteilung er­
ledigt auch die la ufende n Rotsgeschä ft e . Außerdem beste hen be im 
B.undesverteidigungsrot noch ei n interministerielles Sekretariat sowie 
ein interministerieller Abteilungsleiter -Ausschuß . 

"In der Bundesrepubl ik fehlt", so ist weiterhin in der Ham­
burger Denkschrift zu lesen, "ein S t u die n zen t rum, 
dos die mil itäri sch e und di e zivile Seite zusammenführt. 
In jedem Falle muß d ie für die Ausb ildu ng von zivi len 
Führungskräften geplante Akad emie für Z ivi le Verteid i­
g ung ihren Sitz mögl ichst nahe der Führungsakadem ie in 
Hamburg finden , damit die Bildung gemischter Stud ien­
gruppen sowie die gemeinsame Durchführung von Plan­
spielen möglich wird." 
Der Plan ungsstob für die Ziv i le Verteidigungsakademie ist 
kürzlich gebildet worden . Zugl eich sin d ober Bestrebu ngen 
im Gonge, die Akadem ie doch noch zu dem erwünschten 
Studienzentrum für d ie Gesamtverteidigu ng zu erweitern. 
Eine öffentliche Erörterung zum jetzigen Zeitpunkt würde 
solchen Bemühungen wahrscheinlich mehr schaden als nüt­
zen. Daher hier nur ein Wort zur Standortfrag e: So ein­
leuchtend die Hamburger Mat ivierung auch ist, dos neue 
In st itut in der Nähe 'der Führungsakadem ie der Bundes­
wehr einzurichten, so sprechen andere, insbesondere ver­
kehrstechnische Gründe für eine zentralere Loge. Wahr­
scheinlich wi rd der Standort der Akademi e im Rhein-Main ­
Gebiet liegen . 

Die Führung der Zivi len Verteidigung im Kriege 

Im Verte id igungsfall besteht d ie Mögl ichkeit, daß dos Bun­
desgebiet sehr schnell durch feindliche Vorstöße in mehrere 
"Inseln " aufgesplittert wird und somit eine zentrale Füh­
rung durch die Bundesregierung zumindest vorübergehend 
nicht mehr erfolgen kann . Für d iese n Fall schlägt d ie Kom ­
miss ion eine (kalendermäßig im Frieden vorbereitete) über­
tragung der Befehlsbefugn isse auf d ie Führungsstäbe der 
L ä n der vor. Diese Delegat ion is t in der Notstandsver­
fassung bereits vorgesehen. 
Leider geht die Denkschrift auf zwei re g ional e zivile Füh ­
rungsprobleme, d ie mit der Del egation erst entstehen, nicht 
näher ein, sondern begnügt sich mit der Feststellung, daß 
die NATO-Grenze mitten durch Hamburg verläuft'). Abge­
sehen davon, daß diese Grenzziehung aus mi litärischer 
Sicht außerordentl ich unglückl ich ist, erg ibt si ch aus ihr für 
die zivile Befehlsführung in der Hansestadt die große 
Schwierigkeit, mit zwei atlantischen Oberkommandos enge 
Verbindung zu holten, von denen sich dos eine in Nord­
jütland, dos andere im westlichen Rh ei nland befindet. 
Besonders für Hamburg wird damit auch die Beantwortung 
der Frage dringl ich, welche deutsche Dienststelle für die 
reg ionale Führung der Zivilverteid igung innerhalb der 
NATO-Abschnitte verantwortlich zeichnen soll. Die militä­
ri schen nat iona len Belange nehmen die deutschen Bevoll ­
mächtigten (Generale der Bundeswehr) be i den atlantischen 
Armeegruppen wahr. Sie hoben b isher jedoch keinen zivilen 
Partner. 

W ird es eine Spannungszeit geben? 

Die Bundesreg ierung geht noch der Denkschrift bei den zi­
v i len Vorbere itungen heute davon aus, daß es eine erkenn­
bare Spannungsze it geben wird. Bei dem heutigen Stand 
der Waffentechnik fRaketen) jedoch könne ein Angrei fer 
ohne tcmqwierige Vorbere itungen in Akt ion treten. V ie les, 
wenn nicht olles , spräche außerdem dafür, daß jede Re­
g ierung aus außen- oder innenpolitischen Gründen weit­
reichende unmittelbar auf d ie Bürger einwirkende Anord ­
nungen solange wie mögl ich hinausschieben wird . Der Zeit­
raum für Vorbereitung, Umstellung und Warnung schmilzt 
dann also auf ein Minimum zusammen. Deshalb sei es 
irreal, annehmen zu wollen , daß während der Spannungs-

7) Die Grenze zwischen den Bereichen der All iierte n Streitkräfte Eurapa 
Nord und Europa Mitte bildet die Südereibe, so daß dos eigentliche 
Hamburg zum nördlichen , HarburQ jedoch zum Mittelabschnitt ge­
hört . 
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zeit eine ausreichende Frist für die Verabschied ung zahl­
reicher und weittragender Gesetze zur Verfüguf)g stehen 
wird. 

Eine Empfehlung enthalten diese Sätze nur zwischen den 
Zeilen. Die Stellungnahme des Senats beschränkt sich auf 
die kritische Feststellung, daß die Hansestadt bereits wie­
derholt ihre Besorgnisse über offensichtlich falsche Vor­
stellungen der verantwortlichen Bundesministerien bezüg­
lich einer Spannungszeit deutlich gemacht habe. 

Diese Besorgnisse erscheinen nach den Erfahrungen aus 
der Berlin - und der Kuba-Krise vollauf berechtigt. Denn in 
beiden Fällen unterblieben - trotz höchster Kriegsgefahr -
außer einigen Bereitschaftsmaßnahmen alle weitergehen­
den militärischen und zivilen Verteidigungsvorbereitungen, 
und zwar nicht zuletzt aus psychologischen Gründen. Die 
Konsequenz hieraus kann nur heißen, alle Vo rkehrungen 
für den Verteidigungsfall friedensmäßig soweit vorzuberei­
ten, daß sie, wie beim Katastrophenfall, in kür z es t er 
Frist wirksam werden können . 

Standardisierung des technischen Ger'äts 
In der Denkschrift wird mit Recht bemängelt, daß heute die 
Bundeswehr, der Bundesgrenzschutz, die Feuerwehr, die Po­
lizei und der Zivilschutz völlig unterschiedliche Fahrzeug­
typen und Geräte besitzen, und daß se lbst die Form d::; 
Tragbahren nicht übereinstimmt. Nach Ansicht der Kommis­
sion soll unter allen Umständen darauf geachtet werden , 
das gegenseitige materielle Ergänzungen möglich sind. 

Diese Forderung beinhaltet letztlich eine Standardisierung 
(Vereinheitlichung, Normung und Typisierung) des M ateri­
als innerhalb der Gesamtverteidigung. Es wäre unrea­
listisch, diese Forderung durch die Bildung ei nes- gemein­
samen Beschaffungsamtes verwirklichen zu wollen . Dazu 
haben die obengenanten Institutionen in materiellen Fra­
gen bereits ein viel zu star-kes Eigen leben entwickelt. V iel 
erreicht wäre ober bereits, wenn die Bundesregierung der 
Fachbehörde des größten Bedarfsträgers, dem Amt für 
Wehrtechnik und Beschaffung beim Bundesverteidigungs­
ministerium, ein Mit s p r ach e recht bei Materialbe­
schaffungen des Innenministeriums zuerkennen würde. 

Weitere Hambu rger Vorschläge 
Bre iten Raum widmet die Komm ission verständlicherweise 
den speziellen Problemen der Hansestadt im Zivi lschutz. Es 
waren drei Arbeitsgruppen gebildet worden, die sich mit 
aktuellen Fragen des Schutzbaues, der Bevorratung und 
der gesundheitlichen Betreuung zu befassen hatten . Auf 
ihre der Denkschrift als Anlagen beigefügten Berichte kann 
hier aus Platzgründen leider nicht eingega ngen werden.8

) 

Die Sir e n e n werden als Signal, Schutzräume aufzusu­
chen angesichts der voraussichtlich nur kurzen Warnze it im 

8) Lesern, die an d iese n Berichten interessiert sind, wird die Bestellung 
der Denkschrift bei der in Fußnote 1) genannten Behörde empfahlen. 

Kriege, oft nicht rechtzei t ig genug ausgelöst werden kön ­
nen . Sie behalten jedoch nach der Denkschrift ihre Bedeu­
tung in einer technischen oder naturbedingten Katastroph-e 
und als Möglichkeit, den Bürger auf eine drohende Gefahr 
aufmerksam zu machen . Der Hamburger Vorschlag sieht 
eine Beschränkung der Signale auf z w ei vor, und zwar 
ein Signal mit dem Heulton, dos den Bürger veranlassen 
soll, den Rundfunk einzuschalten, um die notwendigen Hin­
weise entgegenzun ehmen, sowie 

ein Signal zur Entwarnung als Zeichen, daß die Gefahr 
vorüber ist. 

Damit schließt sich die Kommission der in der Bundesrepu­
blik vorherrschenden M einung an, daß ein besonderes Sig­
nal für den ABC-Alarm überflüssig ist. 

Eine Eva k u i er u n g könne nur verantwortet werden, 
wenn dadurch d ie Bevölkerung besser geschützt werden 
würde. Die Denkschrift kommt zu dem Ergebnis, daß dos 
unwahrscheinlich sei und damit zu der Schlußfolgerung : es 
müsse auch für Hamburg bei der NATO-Parole "Stay at 
home" als dem vermutlich kleineren Ubel bleiben. 

Der Bundesluftschu tzverband und die Hilfsorganisationen 
des Zivilschutzes sollten nach Ansicht der Kommiss ion zu 
einem Da eh ver ban d zusammengefaßt und im Ernst­
fal l der zivilen staatlichen Führung unterstellt werden . Der 
Senat der Hansestadt, der - wie auch in der Evaku ierung:;­
frage - den Standpunkt der Kommiss ion teilt, will der 
Bundesregi eru ng entsprechende Anregungen unterbreiten . 
Hamburg hat durch Aufbau einer zentralen Kom m a n­
dos tell e be im Senat für den Katastrophenschutz im 
Frieden und im Krieg sehr schne ll die Folgerungen aus der 
Sturmflut von 1962 gezogen. Auch die Erfahrungen der 
NATO-Ubung "Failex 62" w urden dabei weitgehend ver­
wertet. In der Denkschrift wird darüber hinaus angeregt 
(und vom Senat befürwortet), daß ein Gremium von Ver­
waltungssachverständigen Pläne zur Einrichtung einer No t­
ver wal tun g bei der Hansestadt im Verteidigungsfall 
ausarbeitet, "die mit wenigen Le itstellen und mit klaren 
Zuständ igke iten ausgestattet ist" , denn in der Stunde der 
Gefahr käme es darauf an, zu f ü h ren statt zu verwal­
ten. 

In ihren Schlußüberlegungen kommt die Kommission in der 
Frage der Geldm ittel zu einer Empfehlung, die von der 
Bundesreg ierung besonders begrüßt werden dürfte. Da die 
Vorbereitungen in der Zivilen Verteidigu ng so angelegt 
sein müßten, daß sie den Bü rgern auch bei techn ischen und 
naturbedingten Katastroph en zugute kommen, so ll ten d ie 
B und e s I ä n der überlegen, ob sie sich nicht zur 
schnelleren Verwirk l ichung der für notwendig gehaltenen 
Vorkehrungen an d iesen Au sgaben f ür die Zivile Verteidi­
gung be te i I i gen müßten . 

Verständlicherweise hat der Senat der Hansestadt in seiner 
abschließenden Stellungnahme zur Denkschr ift diese An­
regung mit Stillschweigen übergangen. 
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Zivilschutz in den USA 

Von Dr. Han s Knof 

Dieser Bericht schildert an Hand eines Beispieles. welche Möglidlkeilell die Amerikaner haben, sich 
vor einem Ke/'l1\Vaffellangriff ZII sd7iit zen, und Irl \\IeIcher Form die verschiedenen Regiewngsmaß­
nahmeIl bis z lIr Bevölkemng durchdrangen. 

Maßnahmen der Regierung 

"Eine der ersten Aufgaben, die mir vom Präsidenten auf­
getragen wurde, nachdem ich die Verantwortung für das 
Zivilverteidigungsprogramm des Bundes im vergangenen 
August übernommen hatte, bestand darin, das amerika­
nisehe Volk über die Tatsachen zu unterrichten, die es über 
die Gefahren eines thermonuklearen Angriffes wissen muß, 
und wie es sich vor diesen schützen kann. Dieses Heft ver­
sucht die Tatsachen darzustellen." 

M it diesen Worten umreißt der amerikanische Verteidi­
gungsminister McNamara die Aufgaben des verständlich 
gehaltenen und reichlich bebilderten Heftes "Schutz vor 
rad ioaktivem Niederschlag - Fallout Pratection"'), das an 
amerikanische Haushaltungen am Anfang des Jahres 1962 
vertei lt wurde. Gleichzeitig ließ die Bundesregierung ein 
erneut aufgelegtes Heft aus dem Jahre 1959 verteilen "Der 
Familie nsch utzraum vor radioaktivem Niederschlag - The 
Fam ily Fallout Shelter " '), in dem ins einzelne gehende Bau­
anleitungen für einen selbst zu bauenden Schutzraum ge­
geben werden. 
In der Zeit bis zum Sommer 1962 vertrat und propagierte 
die amerikanische Regierung die Auffassung, daß es über 
die gesamten Vereinigten Staaten verstreute Famil ien­
schulzräume geben sollte, d ie zwar der Druckwelle einer 
Kernwaffenexp losion nicht standhalten würden, aber die 
Gefahr des radioaktiven N iederschlages abschwächen und 
damit einen großen Te i l der amerikanischen Bevölkerung 
vor dem qualvoll en Strahlentod bewahren könnte. 

Die Anregungen der amerikanischen Regierung griff die 
nicht voll ousgelastete amerikanische Wirtschaft bereit­
willig auf, und eine Vielzahl von Familienschutzbauten 
wurden auf dem Markt angeboten. In den amerikanischen 
Einkaufszentren konnte man Muster von Familienschutz­
räumen sehen, di e, vollständig eingerichtet und mit Schau­
fensterpuppen belebt, auch dem Durchschnittsamer ikaner 
ein anschauliches Bild der Schutzmöglichkeiten gaben . 
Mehrere hundert verschiedene Schutzraumtypen wurden 
hergestellt, darunter auch soiche von unseriösen Geschäfte­
machern. G eRner des Famil ienschutzraumprogrammes hat­
ten es damit leicht, in verschiedenen Ze itungen Angriffe zu 
veröffentlichen, die oft recht scharf waren. Einzelnachrich­
ten davon tauchten selbst in deutschen Zeitungen auf. 

Einir:1e wohlhabende Am erikaner bauten sich im Keller oder 
im Garten ei nen solchen Famil ienschutzraum. Besitzer von 
Schutzbauten wurden gern von Reportern aufgesucht, die 
sich interessa nte Berichte versprachen. So konnte man von 
einem Famil ienvater lesen, der sich ein Gewehr mit in den 
Schutzraum nahm, um im Notfall schutzsuchel1de Nach­
barn m it Waffengewa lt zu vertreiben. Dieser Bericht, mit 
einem eindrucksvollen Bild versehen, wurde stark heraus­
gestrichen. Dadurch fühlten sich die christlichen Kirchen 
~erausqefordert. Einige Kirchen , die in der amerikanischen 
Offentl ichke i t eine bedeutende Rolle spielen, gingen sogar 
so weit. das gesamte Familienschutzraumprogramm der 
Regierung aus moralischen Gründen zu verwerfen. 

Ob ihr Einfluß stark genug war oder d ie Regierung andere 
Gründe bewogen, ab Sommer 1962 öffentliche Schutz­
bauten zu propagieren . ist schwer zu beurteli len . Jeden­
falls verschwanden die Familienmusterschutzräume von den 

Einkaufszentren. Die Regierung sieht vor allem in öffent­
lichen Gebäuden Schutzräume vor. Trotzdem konnten sich 
Privatpersonen, die für ihre Familie einen eigenen Schutz­
raum bauen wollten, beim Civil Defense Rat holen . Sonst 
lag das Hauptgewicht auf Gemeinschaftsschutzräumen von 
denen erst wenige Musterräume, wie im Kapitol, dem' Sitz 
des amerikanischen Parlamentes, eingerichtet wurden . Erst 
die Kubakrise im Herbst 1962 brachte eine Wandlung der 
Regierungsaktivitäf2). In zahlreichen Gebäuden wurden nun 
Gemeinschaftsschutzräume eingerichtet und ihre Zugänge 
mit entsprechenden Hinweisschildern versehen die Schutz­
ausrüstung aus öffentlichen Mitteln bezahlt und nicht mehr 
den Einzelpersonen zur Last gelegt. 

Großräumige Zerstörungsgebiete 

Bevor auf die baulichen Maßnahmen eingegangen wird, 
sollen d ie zu erwartenden Zerstörungen einer Kernwaffen­
explosion aufgeführt werden3 ) . Eine Fünf-Megatonnen­
Bombe über eine der Großstädte der dichtbesiedelten ame­
rikanischen Ostküste abgeworfen, würde nicht nur die be­
treffende Zie lstadt vernichten, sondern auch in benach­
barten Städten Zerstörungen hervorrufen . Im letzten Welt­
krieg war es üblich, zuerst die Hauptstädte der Gegner 
zu bombardieren, denken wir an Berl in, London oder Tokio . 
So müssen die Am erika ner in einem zukünftigen Kr iege be­
fürchten, daß Washington eines der ersten Z ie le sein wird. 
Die Karte zeigt Washington (W), das etwa hundert Kilo­
meter landeinwärts am Potomac und in der Nöhe der 
Ch easepeake-Bay liegt. Das Gebiet der Bundesha uptstadt, 
auf der Karte durch eine gestrichelte Linie umrandet, wird 
im Norden und Osten durch den Bundesstaat Maryland und 
nach Südwes ten zu, entlang des Potomac-Flusses, durch 
den Bundesstaat Virg inia begrenzt. Rings um Washington 
lagern sich di e Randorte, in ,denen die besser verdienende 
Bevölkerung wohnt. In dem gesamten Wohngebiet leben 
über ei ne M illion Menschen. 

Fünfzig Kilometer nordöstl ich liegt d ie bedeutende Hafen­
sta dt Balt imore (B) an der Cheasepeake-Bay mit etwa einer 
~ill ion Einwohner. Von beiden Städten gehen w ichtige 
EIsenbahnlinien und Fernverkehrsstraßen aus. Große mil i­
tärische und Z ivi lflugplätze erhöhen die Gefährdung. 

Ein möglicher Zielpunkt für eine großkal ibri ge Kernwaffe 
(fünf M egatonnen) wäre der " National -Flugplatz gegen­
über der Mündung des Anacostia-Flusses in den Potomac 
südlich des W eißen Hauses. In einem Umkreis von 32 krr: 
würden bei einem Angriff die me isten Gebäude ze;stört 
die Stahlbetonbauten umgekippt und große Brände ver ur: 
sacht. Am Rande dieses Vernichtungskreises liegt das Pen­
tagon mit seinen dreißigtausend Beschäftigten. Wichtige 
Brücken würden zerstört werden. 

An diesen Vernichtungskre is schließt sich, bis zu acht Kilo ­
meter vom Bodennullpunkt entfernt, ein Gebiet mit weniger 
verheerenden Zerstörungen an, aber Brände und lokaler 
radioaktiver Niederschlag bedeuten eine beträchtliche Ge­
fahr. Dieses. Gebiet umfaßt das gesamte Regierungsv ierte l 
mit dem Weißen Haus, ebenso den dichtbesiedelten Teil der 
Bundeshauptstadt. 

In dem bis zu sechzehn Kilometer reichenden Zerstörungs­
gebiet würden stabile Gebäude zwar stehen bleiben und 
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keine Brände durch die Hitzestrahlung entstehen, aber die 
Druckwelle würde Gasleitungen zerstören ,und an elektri­
schen Leitungen Kurzschlüsse mit Folgebränden hervor­
rufen. Umherfliegende Glassplitter, wie auch der lokale 
radioaktive Niederschlag, bilden die Hauptgefahrenquel­
len. 

In diesen drei Gebieten wohnen eine Million Menschen, 
denen ,die leicht gebauten Häuser kaum Schutz gewähren, 
wenn nicht besondere Vorbereitungen getroffen worden 
sind. Mitbetroffen wäre auch der große Militärflugplatz im 
Südosten Washingtons . 

In größerer Entfernung vom Badennullpunkt bleiben alle 
Gebäude stehen. Aber bis zu achtzig Kilometer Entfernung 
würde die auslaufende Druckwelle noch viele Fenster zer­
schlagen. Der lokale radioaktive Nie,derschlag bedeutet in 
diesem Gebiet die größte Gefahr. Das Gebiet umfaßt vor­
zugsweise ländliche Gegenden und kleinere Ortschaften, 
jedoch auch Baltimore mit seinen luftempfindlichen Hafen­
anlagen . Zwei große internationale Flugplätze, im Nord­
westen Washingtons und im Süden Baltimores, könnten aus­
fallen. 

Die beiden Großstädte Washington und Baltimore beziehen 
ihr Trinkwasser hauptsächlich aus Stauseen . Reichlich ge­
chlort ist es unter normalen Verhältn issen trinkbar. Chloren 
und abkochen ist allerdings zwecklos, wenn das Wasser 
radioaktiv verstrahlt ist. Dann können nur komplizierte 
Wasseraufbereitungsanlagen das Wasser reinigen. Die Ka­
pazität solcher Anlagen reicht aber nicht aus , um die Be­
völkerung von Großstädten mit genügend Trinkwasser zu 
versorgen. Die wichtigsten Stauseen Washingtans l iegen im 
Südwesten und im Norden der Stadt und werden mit großer 
Wahrscheinlichkeit durch radioaktiven Niederschlag ver­
strahlt. Da sselbe gilt für die Stauseen Baltimares, die sich 
im Nordwesten und Norden der Stadt befinden. 

Schutzmöglichkeiten 

Die Schutzmöglichkeiten sind hauptsächlich durch die Bau­
weise der Häuser bestimmt. In bezug auf die Bauweise 
ähnelt die amer ikanische Bundeshauptstadt sehr einer mitt­
leren deutschen Stadt. G eschäftszentrum und Regierung s­
viertel si nd von mehrgeschossigen Häusern beherrscht. Hier 
könnten Keller und Innen korridore einen gewissen Schutz 
bieten. Dagegen bestehen die Wohngegenden aus zwei­
geschossigen Reihenhäusern und leicht gebauten Einzel­
häusern, die wegen der Nähe des Bodennullpunktes wei~­
gehend zerstört würden. Hier helfen nur stabile Schutz­
bauten aus Stahlbeton. Das Reg ieru ngsprogramm sieht 
aber keine schweren baulichen Maßnahmen für die Z ivil ­
bevölkerung vor. Die Menschen, die der Druck- und Hitze­
wirkung einer Kernwaffenexplosion ausgesetzt sind, werden 
verloren gegeben. Alle in gegen die Ausw irkungen des 
radioaktiven Niederschlages werden Schutzvorbereitungen 
getroffen . 
Jedoch ist auch an die Bevölkerung der Großstädte ge­
dacht worden, und umfangre iche Evakuierungsmaßnahmen 
si nd vorgesehen. So ist d ie westliche Ausfallstraße von 
Wa shington, die in die nahegelegenen amerikanischen 
Mittelgebirge führt, zur Flucht- und Versorgungsstraße 
erklärt und schon heute entsprechend markiert. Eine große 
Bevölkerungsverschiebung erfordert jedoch Zeit, die bei 
einem Oberroschungsangriff, besonders wenn die Brücken 
über den Potomoc zerstört sind, nicht vorhanden ist. Immer­
hin werden die Amerikaner angehalten, den Benzintank 
in ihren Privatwogen jederzeit mindestens halb voll zu h.al­
ten, um notfalls den über Radio gegebenen Conelrad-An­
weisungen folgen zu können. 

Die Randorte der Bundeshauptstadt bestehen weitgehend 
aus Holzhäusern im Bungalowstil. Sie bestehen nur aus dem 
Erdgeschoß und sind nicht unterkellert. Die leichten Holz­
wände bieten keinen Schutz vor radioaktiver Strahlung 
und würden auch von einer schwachen Druckwelle noch 
zerstört werden. Dadurch könnten sekundäre Brände ent­
stehen. Schon in normalen Zeiten vergeht kaum ein Tag 
ohne Feueralarm. Wegen der aufgelockerten Bauweise ist 
ein Flächenbrand nicht zu befürchten. Die Bewohner der 
Rondorte sind also der angenommenen Kernwaffenexplo­
sion weitgehend ungeschützt ausgeliefert. 

Etwas bessere Schutzmöglichkeiten b ieten die Ziegelstein ­
bauten der Gemeindehäuser, Krankenhäuser und anderer 
öffentlicher Bauten. So könnte eine der Un iversi täten mit 
ihren massiven Gebäuden vielen Menschen Schutz bieten. 
Hier ist die Gefährdung von Menschen in der uml iegenden 
Wohngegend besonders groß, da viele Studenten in Holz­
baracken und Wohnwagensiedlungen wohnen . 

Erst im Umkreis von sechzehn b is achtzig Kilometer vom 
Bodennullpunkt wird es sinnvoll, in den einfachen Holz­
häusern der Randorte und auf dem Lande Schutz vor der 
Druckwelle zu suchen, die etwa fünf Minuten nach der 
Explosion eintrifft. Hier hat die Bevölkerung anschließend 
drei bis vier Stunden Zeit, bevor radioaktiver Niederschlag 
auftritt. Einigermaßen günstig l iegen die Verhä ltn isse in der 
Innenstadt von Baltimare. Hier gibt es viele massive Ge­
bäude, wie wir sie in den größeren deutschen Städten 
kennen, deren Kellerräume und Inn enflure einen guten 
Strahlenschutz b ieten. 

Schutzmaßnahmen 
So verheerend die Wirkungen großkalibriger Kernwaffen 
auch sind. sie finden ihre Grenzen in der Weiträumigkeit 
der amerikanischen Landschaft. Es wird immer große Ge­
biete geben, die nicht den direkten W irkungen ei ner Kern­
waffenexplosion ausgesetzt sind. Sie sind jedoch durch den 
globalen radioaktiven Niederschlag gefährdet. Dieser Ge­
fahr zu begegnen, ist das Hauptanl iegen der Luftschutz­
maßnahmen in den Vereinigten Staaten. Darauf allerdings 



beschränkt sich d ie Vorsorge der Regierung für die Zivi l­
bevölkerung, denn für den Teil der Bevölkerung, welcher 
der Druckwelle und der Wärmestrahlung au sgesetzt ist, 
sind ke ine direkten Schutzmaßnahmen vorgesehen. 

Bis zur Kubakr ise hotten einzelne öffentl iche Gebäude in 
Woshington zwar Strahlenschutzräume, in den Wohnge­
genden waren ober keine zu finden . Beauftragte des Civi l 
Defen se besicht igten die Kellerräume mehrgeschossiger 
Wohnhäuser, waren jedoch mit der Bauweise amer ikan i­
scher Wohnhäuser gor nicht zufr ieden. Viele mehrgeschos­
slge Häuser sind einfache Holzbauten, nur hin und wieder 
findet mon Ziegel steinhäuser. Die Keller sind zwar durch­
weg gemauert, jedoch l iegt die Kellersohle höchstens einen 
Meter unter Erdgle iche. Die großen Kellerfenster der als 
kühle Wohnungen gern gem ieteten Kellerräume müßten 
zusätzlich mit Sandsäcken abgesch irmt werden. Im Keller 
selbst wäre ein kleiner Unterschlupf aus Sandsäcken oder 
gemauerten Ziegelsteinen zu errichten, da die dünnen Holz­
decken keinen nennenswerten Strahlenschutz bieten. Ent­
sprechende Vorschläge können dem Heft "Fallout Protec­
tion" entnommen werden, dos on die amerikan ischen Haus­
halte verteilt wurde. 

Noch der Kubokrise wurden die Luftschutzmaßnahmen zahl­
re icher. An vielen öffentlichen Gebäuden wurden Strahlen­
schutzsch ilder, mit den drei gelben Dre iecken in e inem 
schwarzen Kreis auf gelbem Grund, angebracht, auf denen 
vermenkt war, wie viele Personen in dem betreffenden 
Gebäude Schutz vor radioakt ivem N iederschlag finden 
können. Dos sind gewöhnlich hundert bis mehrere hundert 
Personen. Besonders im Erdgeschoß fensterlose Gebäude 
hoben gut geeignete Schutzräume. Die Schutzräume sind 
Teile zentral gelegener Flure im Erdgeschoß und im Keller. 
Im Gebäude ze igen Markierungen die Richtungen zu den 
Schutzräumen und deren Begrenzungen on. D ie Begren­
Zungsmarkierung ist besonders wicht ig, da der Obergong 
VOn " Fallout Shelter" zum ungeschützten Teil des Flures nur 
~.n den Hinweisschildern erkenntl ich ist. Jegliche Sch :Jtzbe­
IUftung fehlt in solchen Schutzräumen, von Drucktüren und 
Schleusen ganz obgesehen. 

Diese improvisierten Schutzräume wurden Anfang des Jah­
res 1963 mit Lebensmittel n, Wasser und Medikamenten be ­
V~rratet. Sogar ein Strahlenmeßgerät wurde nachgeliefert. 
Die notwend igen Geldmittel stel lte die amerikanische Bun­
desregierung bereit. Lebensmittel, M edikamente und Ver­
bandszeug befinden sich in verschlossenen Einheitsver­
packungen, so daß sie nicht von Unbefugten beschädigt 
Werden können . Eindrucksvoll ist d ie Zweckmäßigkeit der 
Wasserbevorrotung. Die Wasserbehälter sind etwa ein Me­
ter hohe Eisentonnen mit abnehmbarem Deckel. Dos halt­
bar gemochte Tr inkwasser befindet sich darin in einem 
großen Kunststoffbeutel und kann somit nicht verdunsten 
oder verschmutzen . Die leeren Eisentonnen d ienen anschlie­
ßend als Abfallbehälter und Toiletten. 

Die Vorsorge der Regieru ng befreit jedoch nicht die Ziv i l­
Personen ,davon, selbst eine geeignete Notbevorratung an ­
zuschaffen und in greifbarer Nähe, wie in der Wohnung 
fder on der Arbeitsstelle, zu holten . Empfohlen werden 
D'lgende Artikel: Süßwaren, Dosen mit Soft oder Obst, 

?senöffner, M esser, Taschenlampe und Transistorradio 
rr: ,t Ersatzbatterien. Im eigenen Kraftwagen sollte der Ben­
Zintank jederzeit mindestens halb voll sein. 

B~i Yorwa rnung, einem fünf M inuten andauernden gleich ­
ll1a.ßlgen Ton, sol l dos Rad io eingeschaltet und auf An­
~elsungen geachtet werden. Ein drei Minuten langer Heul­
o.n oder mehrfaches kurzzeitiges Aufheulen bedeutet un-
N~ttelbare Gefahr, und es ist sofort Deckung zu suchen . 
",'emand sol l ohne Anweisun~ versuchen, mit dem Auto 
C egzufahren. Entsprechende Nachric.hten werden durch 

onelrad bekanntgegeben. Deshalb ISt es besser, einen 
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Schutzraum aufzusuchen und dort auf Entwarnung oder 
Evaku ierungsmaßnahmen zu worten , d ie über dos Rad io 
bekannt gegeben werden, anstatt auf eigene Faust oder 
kopflos zu handeln . Im Schutzraum sorgen bevollmächtig­
te Personen, die eine Ausbildung durch CD-Kurse erholten 
hoben, für Ordnung und te i len gegebenenfalls von den 
vorhandenen Vorräten aus. 

Aufklärung und Ausbildung 

Die Schutzvorbereitungen der Regierung müssen durch Auf­
klärung der Bevölkerung und Au sb ildung von Helfern er­
gänzt werden , um überhaupt sinnvoll zu se in. Zu diesem 
Zweck werden von Ze it zu Zeit allgemeinverständliche 
Hefte über Schutzmöglichke iten on die Bevölkerung ver­
tei lt. Zusätzlich geben einige Industriebetriebe und öffent­
liche Verwaltungen Handzettel on ihre Betriebsangehöri­
gen aus, in denen die besonderen örtlichen Luftschutzmaß­
nahmen ausgeführt sind, insbesondere die Loge der Schutz­
räume und der Notvorratslager. Solche Handzettel gab es 
selten vor der Kubakrise. Danach erh ielt mon si e fast über­
all. 

Ze itungsartikel fallen we itgehend für die Aufklärung aus, 
wenn auch Ausnahmen vorkommen . Aufklärende Berichte 
werden häufig von einer ablehnenden Stellungnahme ab­
geschwächt, da es den amer ikan ischen Zeitungsverlegern 
mehr um gut verkaufbore und sensat ionelle Schlagze i len 
geht als um sachl iche Berichterstattung . 

Amerikanische PrivatfIrmen le isteten zum Höhepunkt des 
Familienschutzraumprogramms erfolgreiche Aufklärung, 
um Ihre Schutzraumtypen verkaufen zu können. Zeitweise 
wurden Musterschutzräume in Einkaufszentren aufgestellt. 
Später konnte mon noch in öffentlichen Gebäuden b ild­
hafte Darstellungen von Familienschutzräumen finden . So 
ist es Einzelpersonen, d ie für ihre Fam ilien einen Schutz­
raum bauen wollen, immer noch mögl ich, sich Rot zu holen. 
Sonst werden d ie Luftschutzmaßnahmen , seitdem dos 
Hauptgewicht auf Geme inschaftsschutzräume gelegt wurde, 
auf dem Verwaltungswege durchgeführt. 

Die Ausbildung von Helfern führt die Organisation des 
Civil Defense durch. Regelmäßig finden Mitgliederver­
sammlungen statt. Die akt iven Mitglieder kommen meist 
aus einem Betrieb, so in einem Randort von Woshington aus 
einer Bank, und stellen den Vorstand. Eine solche Mitglie­
derversammlung verläuft recht untersch iedlich im Vergleich 
zu einem Ausbildungsabend des Bundesluftschutzverbandes 
in der Bundesrepublik Deutschland. Zu Beginn werden or­
g?nisatio~stechnische Fragen behandelt, worüber abge­
st immt wird . Dann berichtet der Vorsitzende über Au~klä­
rungsbemühungen und Mitgliederwerbung im He imatort 
etwa eine Briefaktion on Geschäftsleute und Hausbesitzer: 
Aber in einem Lande, wo dos Geldverdienen on erster 
Stelle steht, ist es noch schwerer, freiwillige Helfer zu fln­
den,.als bei uns in der B.undesrepubilk . Eine einzige haupt­
amtliche Person muß ein Gebiet mit der Einwohnerzahl 
~iner deuts~hen Kle instadt betreuen. So fehlt eine prak­
tische Au.~bddung nahezu vollständig, obwohl gut ausge­
stattete Obungsgelände der freiwilligen Feuerwehr auch 
z.ur Benutzung von Kräften des Civil Defense vorgesehen 
sind. Im Anschluß an den geschäftl ichen Teil sprach ein 
Luftschutzfachmann über Schutzmöglichkeiten. Er hatte am 
Abend zuvor noch in Cincinnati, Ohio, achthundert Kilo­
meter entfernt, gesprochen und war im Laufe des Tages mit 
d~m Flugzeug .nach Washington gekommen . Er bekräftigte 
wieder, daß <:he Luftschutzkonzeption für die Zivilbevölke­
rung ausschließlich auf dem Schutz geqenüber radioakti­
vem N iederschlag liegt, gegen die Gefährdung durch 
Druckwelle und Hitzeblitz sind keine Schutzmaßnahmen 
vorgesehen . 
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Mit dem Ausbau öffentlicher Strahlenschutzräume werden 
neuerdings mehr Helfer benötigt, die als Luftschutzwarte 
geeignet sind. Sie müssen die öffentlichen Notvorräte ver­
walten und gegebenenfalls austeilen. Eine besondere Aus­
bildung soll erst noch stattfinden, vorerst kännen sich die 
Helfer nur on Hand der allgemeinen Aufklärungsschriften 
und der wenigen schriftlichen Anweisungen zurechtfinden. 
In einem der Universitätsinstitute wurden der Posten des 
Luftschu'zwartes und der seines Stellvertreters von dem 
Glasbläser und dem Mechaniker des Instituts besetzt. Ein 
Student fand sich zur Betreuung und Bedienung des Strah­
lenmeßgerätes bereit. 

Zur Ze it sind die Luftschutzmaßnahmen in den Verein igten 
Staaten zwar teilweise techn isch geschickt, aber eben doch 

Die Industrie teilt mit : 
(Für die Ausführungen der Firmen übernimmt die Schrift­
leitung keine Verantwortung) 

Von der Firma J. Halfen, Düsse ldorf-Holthausen, erfahren 
Wir: 

Halfeneisen in Schutz räumen 
Die Frage der zweckmäßigen Befestigung von Losten oller 
Art, z. B. von Rohrleitungen, Kabel- und Lüftungskanä len, 
Heizungen, Apparaten, Maschinen, Konsolen usw., stellt 
sich bei Betonkonstruktionen allerorts. Bei Schutzbauten ist 
die Frage besonders akut wegen der heutigen Sicherheits­
anforderungen und der großen Anzahl der in Decken und 
Wänden zu befestigenden Einrichtungen. 
Im al lgemeinen Stahlbetonbau kennt mon seit vielen 
Jahren als zweckentsprechende Befestigungselemente die 
sogenannten Halfeneisen. Es handelt sich hierbei um 
Ankerschienenprofile aus Stahl, die bei den Betonarbeiten 
gleichzeitig mit dem üblichen Bewehrungseise~ in Decken, 
Wänden, Unterzügen und Stützen miteInbetoniert werden. 
Dos Herstellerwerk bzw. der Eisenhandel liefert die 
Ankerschienen mit fertiggeschnittenen Verankerungsbü­
geln on die Baustelle. Hier werden die Verankerungsbügel 
durch aufgepreßte Schlaufen on den Ankerschienen 
gezogen und nach oben hochgeführt, so daß. sie noch 
dem Betonieren in der Druckzone des Betons hegen und 
die bei der Belastung im Beton auftretenden Schubspan­
nungen wirksam aufnehmen können. Noch Entfernen der 
Schalung können an jeder beliebigen Stelle der Sch iene 
die Losten mit Hilfe von Ankerschrauben bequem und 
sicher angeschraubt werden, ohne daß die Decken und 
Wände durch Stemmarbeiten und sonstige Befestigungs­
methoden beschädigt werden. 
Diese Art der Befestigung von Losten on Beton mit Hilfe 
von Halfeneisen ist heute ollen Architekten und Bauinge­
nieuren vertraut. Es stellt sich nun die Frage, ob die 
Vorteile der Lostenbefestigung mit Ha lfeneisen auch in 
Schutzbauten zweckentsprechend genützt werden können . 
Die Anforderungen on die Befestigungstechnik bei Bau 
von Schutzräumen sind spezieller Art, da die Befestigungs­
elemente auch dann noch ihren Zweck erfüllen sollen, 
wenn das Bauwerk schwere Erschütterungen durch 
Explosionen erleidet. Die Anforderungen on die Befesti­
gungstechnik gehen also weit über die Anforderungen im 
üblichen Stahlbetonbau hinaus. 
Aus diesem Grunde müssen solche Befestigungsvorrichtun­
gen im Schutzraumbau ausscheiden, die bei größeren 
Erschütterungen des Bauwerks mit Rissebildung und 
Abbröckelungen im Beton ihren Halt verlieren, während 
der Boukörper on sich noch Schutz gewährt. 
Es ist zweckmäßig, dos eigentliche Trägerelement so 
auszubilden, daß eine stets tragfähige Befestigung 
ermöglicht wird . Zur Lösung dieser Aufgabe bot sich die 
Stahlbewehrung selbst on. 
Von Firma Halfen wurde eine Bewehrungshalterung für 
ihre Ankerschienen entwickelt, die sich vor dem Betonieren 
auf einfache Art on der Bewehrung befestigen läßt. Die 
nachstehende Fotographie zeigt eine Halfen-Ankerschiene 

noch lückenhaft, und ohne eine gründliche Ausbildung c'3r 
Luftschutzworte wird der Zivilschutz der Verei nigten Staa­
ten einem Kriege nicht gewachsen sein. Trotz längerer 
Warnzeiten als sie in Deutschland möglich sind, kann die 
Bevölkerung nur hoffen, daß kein Kernwaffenkrieg aus­
bricht. 

Schrifttum 

1) Ziviler Bevölkerungsschutz, Nr. 6, S. 2; Nr. 7, S. 22; 1962 

2) Zivilschutz, 27 . Johrg., S. 240, 195, 409; 1963 . v. Zitzewitz, Die Zivil ­
verteidigung der .Atomfestung Nordomeriko· 

3) Th e Effecls of Nucleor Weopons, 1962 

mit der ßewehrungshalterung (Schutzrechte für diese 
Befestigungsvorrichtung sind beantragt). 
Da die Halterung in ihrer gesamten Länge in Beton 
eingebettet ist, trägt im Normalfall der Belastu ng der 
Beton dte abge~äng!e Lost. Tritt eine Zerstörung des 
Betons etn, so wtrd die Last über die Halterung von der 
Stahlbewehrung aufgenommen. 

A WG-Löschlanze für Schwelbrände 

Die bekannten Schw ;erigkeiten, die besonders beim Löschen 
von Müllhaldenb rä nden mit den üblichen Strahlrohren auf­
treten, gaben den Anlaß , daß sich AWG in Zusammenar­
beit mit Herrn Hauptbrandmeister H. Beyer, Bethe l/ Biele­
feld, mit der Entwicklung eines neuen Sonderstrahlrohres 
für diesen Zweck befaßt hat. 
Dos besondere Problem beim Ablö schen solcher Müllhal ­
denbrände liegt bekanntlich darin, daß diese mit den üb­
lichen Strahlrohren zwar on der Oberfläche gelöscht w er­
den können, dagegen die in der Tiefe schwelenden Brände 
nicht erfaßt werden, weil der größte Teil des Löschwassers 
unge nutzt an der Oberfläche der Müllha!den abfließt. Die­
ser Umstand hot dann zur Folge, daß es auch nach dem 
Ablöschen immer w ieder zu lästiger, für die Bewohner der 
angrenzenden Gebiete 'unerträglicher Rauchentwicklung 
kommt und sich auch neue Oberflächenbrände heranb il­
den. Es sind nach der herkömmlichen Löschmethode meh­
rere Einsätze der Feuerwehren mit erheblichem Aufwand 
on Zeit und Material notwendig, um solcher Müllhalden ­
brände Herr zu werden. Der Wasserverbrauch steht in kei ­
nem Verhältnis zum Nutzeffekt, vor o llem dann, wenn in 



der Umgebung solcher Brände, wie viel­
fach der Fall, keine ausreichenden 
Löschwasserstellen zur Verfügung ste­
hen. Diese Erfahrungen führen zwangs­
we ise zu der Uberlegung, wie das 
Löschwasser gezielt und wirkungsvoll 
an die Brandnester in der Tiefe heran­
gebracht werden kann. Auf dieser Uber­
legung ist die Konstruktion der AWG­
Löschlanze aufgebaut. 

Technische Merkmale: 

1. Gesamtlänge 160 cm 

2. Am Wassereintritt C-Festkupplung 
DIN 143.07, Absperrung durch Ku­
gel hahn NW 3D 

3. Zwei besonders zweckmäßige Halte­
griffe am oberen Teil des Rohres 

L',. Im Anschluß an den Kugelhahn sta­
biler, völlig glatter zylindrischer 
Schaft aus Stahlrohr, am Ende zu 
einer starken Spitze ausgebildet, wei­
ch e da s Rahr verschließt. 

5. Im unteren Drittel 12 gleichmäß ig 
verteilte Bohrungen von 7 mm C/) . 

VVirkungsweise: 

Die Löschlanze ist so ausgebildet, daß sie ohne Schwierig­
keiten in das Brondgut hineingestoßen werden kann , wo­
bei selbst kräftige Rammstöße keine Deformationen oder 
Beschädigungen zur folge haben. 

Die Anordnung der Bohrungen gewährleistet, daß die aus­
tretenden Wasserstrahlen einen Bereich von 36.00 erfas­
sen. 

Durch diese Eigenschaft können Brandnester bis zu 150 cm 
Ti efe sicher gelöscht werden, selbst wenn deren Tiefe von 
der Oberfläche aus nicht zu bestimmen ist. Außerdem wird 
ein we iterer Löscheffekt dadurch erzielt, daß das Wasser 
unterhalb des Rohres weiterläuft und das Brandgut durch­
tränkt. Zur Dauerberieselung auf Müllhalden kann das Rohr 
von einer Stelle der stärksten Rauchentwicklung zur näch­
sten Stelle laufend umgesteckt werden. 

Mit der neuen Löschlanze lassen sich in gleicher Weise 
auch Brände in Kohlenhalden, Spänebunkern, Heu- und 
Strohhaufen, Getreidesilos sowie in schwer zugänglichem 
Stapelgut wirkungsvoll bekämpfen. Das gleiche gilt auch 
für Moorbrände sowie Brände in Trümmerbergen von ein­
gestürzten Gebäuden, bei Eisenbahnkatastrophen und ähn­
lichen Unglücksfällen mit Folgebränden. 

Die bisher durchgeführten Versuche haben klar gezeigt, 
daß bei dieser besonderen Art von Bränden mit der AWG­
Löschlanze eine erheblich wirkungsvo llere Bekämpf.ung bei 
gleichzeitiger Wasser- und Zeitersparnis möglich ist. 

D ie AWG-Löschlanze für Schwelhaldenbrände ist sofort 
lieferbar. 

Industrieberichte Zivilschutz Heft 3 95 

Die MOTOREN-WERKE MANNHEIM AG stellen auf der 
Hannover Messe 1966 mehrere neue Dieselmotoren vor . 

1. Die gesamte durch Umstellung auf direkte Einspritzung 
aus der bisherigen Serie KD/AKD 11 05 entstandene Bau­
reihe D 208 (wassergekühlt) und D 308 (luftgekühlt) als 
2-, 3-, 4- und 6-Zylinder Reihenmaschinen . Diese Motoren 
haben eine Bohrung von 95 mm und einen Hub von 
105 mm sowie eine Zylinderleistung von 15,5 PS bei 
3000 U/ min. Die wassergekühlten 4- und 6-Zylindermo­
loren werden auch mit Aufladung ausgeführt. Sie haben 
die Typenbezeichnung TD 208 und leisten 20 PS pro Zy­
linder bei 3000 Ulm in. Durch die Anwendung der direk­
ten Einspritzung konnte der Kraftstoffverbrauch um 10-

MWM-Viertakt-V-Dieselmotor TbRHS 518 V 16 mit Turbo­
Aufladung. 850 PS bei 1 500 U/ min. 

MWM-Viertakt-Achtzylinder-Dieselmotor mit Abgas-Turbo­
Aufladung TD 232-8 und indirekter Kühlung . 270 PS be i 
2300 U/ min . 

Firma Max Widenmann, Armaturenfabrik, 7927 Giengen/ 
Brenz. MWM-Viertakt-Dieselmotor D 208-6. 93 PS bei 3000 U/min. 
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15 Ofo gesenkt und die Leistung etwas gesteigert werden. 
Auch das Geräuschverhalten der Motoren konnte ver­
bessert werden. 

2. Die gesamte neu entwickelte wossergekühlte Baureihe 
D 232 (ohne Auflodung) und TD 232 (mit Turboaufladung). 
Diese Serie besteht aus 6-, 8- und 12-Zyli nder 60o-V­
Motoren mit einer Bohrung von 120 mm und einem Hub 
von 130 mm und einer derzeitigen Zylinderleistung von 
25,3 bzw. 33,7 PS bei 2300 U/ min. Diese Motoren arbeiten 
ebenfalls mit direkter Einspritzung und sind durch ihr 
niedriges, bei den vorstehenden Zylinderleistungen zwi­
schen 3 und 4,5 kg/ PS liegendes Leistungsgewicht und den 
geringen Raumbedarf von 3,3 bis 4,5 L/ PS bemerkens­
wert. 

3. Die 6- und 8-Zylinder-Reihenmotoren der neu entwickel ­
ten Boure ihe D 440 - in hochaufgeladener Ausführung 
TbD 440 - mit einer derzeitigen Leistung von 675 bzw. 
900 U/ min . Die neue Baureihe hat eine Bohrung von 
230 mm und einen Hub von 270 mm und arbeitet mit 
direkter Einspritzung. 

Außerdem werden einige Motoren der bestehenden Bau­
reihen RHS 518 und RS 18/22 sowie 9 verschiedene Strom ­
erzeugungsaggregate ausgestellt, letztere auf dem Fre ige­
lände. Ein ige davon sind mit vorstehenden neu entwickel ­
ten Motoren angetrieben . Eines dieser Aggregate ist mit 
aufgeladenem Diesel-Gasmotor für den Betrieb mit Klär­
gas ausgerüstet. 

Die Fa. AD STROVER KG, Aggregatebau Hamburg, wird 
allen Kunden und Interessenten auf ihrem Stand Südalle 49 
anläßlich der Hannover-Messe vom 30. 4. bis 8. 5.1966 eine 
Auswahl aus ihrem umfangreichen Lieferprogramm in Die ­
sel-Elektro-Zentralen vorführen . 

Besonders berücksichtigt werden einige Neukonstruktionen 
und intensive We iterentwicklungen der vollautomat ischen 
Schaltanlagen . 
Es wird gezeigt und demonstriert: 
1 kombiniertes STROVER Bordaggregat mit Gleichstrom­
Generator und 3 Pumpen (1 Ballastpumpe, 1 Hydraulik­
pumpe, 1 Schm ie rö lpumpe) und einem Hochdruck-Kompres­
sor. 
Zum Einsatz auf einem Küstenmotorschiff . Ein Beispiel für 
eine der' vielen individuellen Kombinationsmöglichkeiten 
zur universellen Versorgung des Bordnetzes und der Ar­
beitsmoschinen on Bord. 

transportab le STROVER Baustel len-Elektro-Zentrale 
"Transbauma" mit Transport-Fundamentrahmen und Schutz­
gehäuse, vorbereitet zur M ontage mit einem separaten 
Fahrgestell. M it dem bewährten luftgekühlten Deutz-Diese l-
motor und speziell für Baustellen -Betrieb eingerichteter 
Schaltanlage. 

Vollautomatische Notstram-Zentrale 

Eine neue Ergänzung des Strüver-Lieferprogramms in trans­
portablen und fahrbaren Elektro-Zentralen . 
1 kombiniertes STROVER Bodenversorgungsaggregat Type 
" Jet-Trivolta) (Dreispannungsaggregat mit Diesel motor, 2 
Generatoren und Gleichrichter), eine N eukonstruktion zum 
Starten von Propeller- und Düsenflugzeugen mit 28 oder 
112 Volt (50 Hz) oder zur Bordnetzversorg ung mit 28 Vo lt 
oder 112 Volt oder 400 Hz. 

2 STROV5R Notstrom-Anlagen mit vollautomat ischen Schalt­
anlagen enth. den selbsttätigen Einschalt -, Ausschalt- und 
Verbraucherumschaltvorgang, die im Betrieb vorgeführt 
werden. 

Eine interessonte Auswahl aus dem STRUVER Notstrom­
Bereich von 5 bis 1 000 kVA. 

Zur Absicherung bei Stromausfällen in Industrie, Verwal­
tung und Versorgung, z. B. für elektronische Anlagen , auto­
matische Funktionen, N otstandseinrichtungen usw. 

Tra nsportable Diesel Elektro -Zentrale 

Veranstaltungskalender 
In Ergänzung der im Heft 12/ 1965, Seite 505, bekanntgege­
benen Ausb ildungsveranstaltungen führt das Bundesamt für 
zivi len Bevölkerungsschutz fo lgende weitere Lehrgänge 
durch : 

h) lehrgänge für Veterinärreferenten der länder und Vete­
rinärdezernenten der Reg.-(Verw.)Bezirke, für Veterinär­
beamte, die mit Zivilschutzaufgaben betraut sind sowie 
für Direktoren der Veterinäruntersuchungsämter 

vom 13. - 15. April 1966 

vom 1. - 3. Juni 1966 

vom 22. - 24. Juni 1966 

vom 12. - 14. Oktober 1966 

vom 23. - 25. November 1966 

i) lehrgänge für leitende Kräfte der landesverwaltungen 
und nachgeordneter Stellen 

vom 3. - 6. M ai 1966 

vom 10. - 13. M ai 1966 

vom 24. - 26. M ai 1966 

vom 28. Juni - 1. Ju li 1966 

vom 5. - 8. Juli 1966 

vom 20. - 23. September 1966 

vom 22. - 25. N ovember 1966 

Die Ein ladungen zu den Veranstal tungen sind den Innenm i­
nistern (Senatoren) der Länder durch das Bu ndesa mt für 
zivilen Bevölkerungsschutz zugegangen. 
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ABC-Abwehr 

Einsatz und praktische Anwendung einer drahtlosen Strahlungs-Simulator-Anlage 

bei der ABC-Schutz-Ausbildung im Luftschutzhilfsdienst 

Von Curt Pothman n, Ahrwei ler 

Vorbemerkung der Schriftleitung 

Jeder M ensch fürchtet sich vor echten G efa hren, die er 
mit seinen Sinnen wahrnimmt. Viele M enschen, und zwar 
gerade M enschen unserer Zeit, fürchten sich ober auch vor 
vermeintlichen in W irk lichkeit nicht vorhandenen Gefah­
ren, für die ih~en ihre dem Magischen und Mystischen zu­
geneigte Einbildungskraft unter Au ss chaltun~ der Vernunft 
nur allzu gern Quelle n vorgaukelt. Zu sinnlich nicht wahr­
nehmbaren ober höchst aktuellen Gefahren hot der 
Mensch - n'icht nur der primit ive Mensch - im allgemeinen 
kein Verhältnis. Es geht eben wie schon die Alten sagten, 
nichts in den Verstand ei n, was nicht vorher in den Sinnen 
War. Diese Tatsach e bedeutet eine große psychologische 
Schwierigkeit bei der Ausb ildung von Selbstschutzkräften, 
Soldaten und Ziv ilpersonen im Verholten gegenüber der 
Gefährdung durch die ionisierende Strah lung der Kernex­
plosionen die in typischer W eise anonym ist. Mon kann 
sich vorst~llen daß es selbst im Ernstfall schwierig genug 
sei n könnte Men schen klar zu machen, daß sie den augen­
blicklichen Ort ihres Verweilens infolge von niedergegan­
genem, nicht wahrnehmbaren Fallout ver lassen müssen, 
weil sie sonst eine schwere Erkrankung oder gor den Tod 
riskieren . Um wieviel schwie riger es ist, schon im Fr ieden 
Ausbildung in der Abwehr einer Gefährdung d i~ser Art 
Zu betreiben, weiß jeder, der dam it zu tun oder sich dar­
über Gedanken gemocht hot. 

Nun läßt sich gor le icht die Forderung erheben, d~ß d ie 
Au sbild ung "rea l istisch" gestaltet werden muß . Wie soll 
dos aber geschehen, wo doch auch die tatsächl iche Bed.ro­
hung für un se re Sinne "irrea l" ist? Di e ei nzige Ind ~kallon 
des Vorhandenseins eines Fallout-Strahlungsfeldes ISt dos 
Ansprech en eines M eßgeräts. Sie muß auch bei der Aus­
b ildung auf jeden Fall realistisch sein . M it " Annahm ~ : 
Strahlenspürgerät zeigt 280 r/h" geht es beim besten Wil ­
len nicht. Auch d ie Erzeug ung eines Zeigerausschlags am 
Strahlenspür_ oder Verstrahlungsmeßgerät mi~te!s. Eic~­
oder Prüfstrohlern ist für die Au sbi ldung zu prim itiv. Di e 
Simulation eines Fallout-Strahlungsfelds muß bezüg lich der 
Anz eige der Dosimeter der W irklichkeit weitgehend ent­
sprechen. 

eine w irklichkeitsnahe Simulation kann auf drei grund­
sä tzl ich verschiede nen W egen erfolgen: 

- Durch eine tatsächlich vorzunehmende flächenhafte Ver­
strahlung des G eländes mit hinsichtl ich ihrer 0~n.ge (Akti­
vitätl. Enerqie, Lebensdauer und Rad lotoxlzltat unbe­
denklichen ·Nukliden. Die Bes chränkungen der Anwen -

dung dieses Verfahrens für die Au sbildung sind offen ­
sichtlich; trotzdem könnte mon einem gänzlichen Verzicht 
auf d ieses Verfahren aus verschiedenen Gründen nicht 
zustimmen; vor ollem aus pädagogisch-psychologischen 
Gründen so ll te jedem, der eine Ausb ildung in der A­
Abwehr erfährt, dos Erlebnis eines Aufenthalts in einem 
Feld wirklicher Kernstrahlung nicht vorenthalten werden. 
Dieses Verfahren hat ober vor ollem auch Bedeutung für 
Untersuchungen der versch iedensten Art, z. B. Bestim­
mung der Absch irmwirkung von Schutzmaterialien, 
Schutzraumabdeckungen, Bunkern usw. (Messung von 
Schutzfaktoren). Leider sind der Durchführung dieses Ver­
fahrens durch die 1. SSVO enge Grenzen gesetzt. Eine 
hier ei nschläg ige Aufgabe hot W eißenstein ("M essung 
der Verstrahlung von Flüssigkeiten" in unserer Ze itschrift, 
Heft 6 (1963), S. 212 ff .), behandelt. 

- Durch kontrollierte Bewegung punktförm iger Strahlungs­
quellen mittels Preßluft in einem Röhrensystem, dos in 
dem Gelände, in dem ein Fallout-Strahlungsfeld simuliert 
werden soll, ausgelegt wird . Der Aufwand ist groß, doch 
gibt es eine Reihe von Zwecken, für die d ieses Verfahren 
sehr gut geeignet ist. 

- Verwendung von sog. Verstrahlungsda rstel lungsgeräten. 
Bei d iesen speziell für die Ausb ildung entwickelten Ge­
räten handelt es sich um Gerätesysteme, d ie beispiels­
weise aus einem Sender bestehen, der eine niederfre­
quent-modulierte Trägerfrequenz aussendet, und einer 
An za hl sog. Strah lenspürgeräte (Ob), d ie äußerl ich den 
Strahlenspürgeräten gleich oder ähnl ich sind, aber Emp­
fänger darstellen und die veränderbare Modulat ionsfre­
quenz des Senders als "Dosisleistung" anzeigen . In be­
zug auf d ie praktische Ausführung gibt es im In- und 
Au sland versch iedene Varianten. Der nachstehende Auf­
satz befaßt sich mit dem Verstrahlungsdarstellungsgerät 
TOTAL 6606/6607. Ober eine zur Zeit noch in Entwicklung 
befindl iche weitere deutsche Anlage werden wir zu gege­
bener Zeit berichten. 

Es sei noch darauf verw iesen, daß auch die Bedrohung 
durch chemische und biologische Kampfstoffe in ähnlicher 
Weise wie die Gefährdung durch die ionis ierende Strah­
lu ng des Fallout anonymen Charakter besitzt. In Bezug auf 
diese be iden Bedrohungen muß für d ie Ausbildung eben­
falls die Wirkl ichkeitsnähe durch entsprechende Simula ­
toren , z. B. chemische Simili-Kampfstoffe, angestrebt wer­
den . Auch über d ieses Gebiet werden wir in absehbarer 
Ze it berichten. 
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1. Einführung 

Als Folge von nuklearen oder thermonuklearen Bodende­
tonationen tritt neben den unmittelbaren Zerstörungen, 
hervorgerufen durch die Wirkung der thermischen Strah­
lung und der Druckwelle, ein radioaktiver Niederschlag 
(fallout) auf, der je nach Detonationswert des Atom­
sprengkörpers und nach den jeweils herrschenden meteoro­
logischen Bedingungen ein mehr oder minder großes 
Gebiet bedecken kann. 

Ein solches Gebiet, in dem radioaktive Teilchen abgela ­
gert sind oder in der Luft schweben, bezeichnet man als 
... verstrahlt". Verstrahltes Gebiet wirkt vorübergehend 
hemmend. Es schafft also künstliche Engen, behindert die 
freie Verkehrsführung und kann somit entscheidend auf 
den Einsatz von Einheiten und Einrichtungen des Luft­
schutzhilfsdienstes einwirken. 

Die vom radioaktiven Niederschlag betroffenen Einheiten 
und Einrichtungen dürfen die von ihm ausgehende 
Kernstrahlung nicht einfach ignorieren. 

Die Durchführung eines Auftrages ohne Rücksicht auf den 
radioaktiven Niederschlag kann zum totalen Ausfall der 
betroffenen Einheiten oder Einrichtungen führen . 

"Verkriecht" sich eine Einheit aber in Strahlenschutz­
deckungen, überlebt sie mit großer Wahrscheinlichkeit die 
Gefährdung durch radioaktive Strahlung und ist nach 
einer durch Strahlungsmessung bestimmbaren Zeit des 
"Verkriechens" zwar wieder einsatzfähig; die Durchfüh­
rung des Auftrages jedoch mußte solange aufgeschoben 
werden. 

Es ist nun eine Führungsentscheidung, ob ein Abweichen 
vom Auftrag schwerer wiegt als eventuelle Schäden durch 
eine Strahlenbelastung, der die Einheit voraussichtlich 
unter Wahrung aller möglichen Schutzmaßnahmen bei 
weiterer Durchführung des Auftrages ausgesetzt sein wird. 

Die Höhe der Strahlenbelastung durch die vom radioakti­
ven Niederschlag ausgehende Kernstrahlung läßt sich im 
allgemeinen für bestimmte Zeitabschnitte ausreichend 
genau vorausberechnen, wenn die Dosisleistungen an Ort 
und Stelle bekannt sind. 

Erst nach Berechnung der voraussichtlich zu erwa rtenden 
Dosisleistung (in R/h) oder Dosis (in R) kann der Führer der 
betroffenen Einheit die Lage beurteilen und einen den 
Umständen entsprechenden Entschluß fassen, bei dem die 
Erhaltung der personellen Einsatzfähigkeit seiner Einheit 
an erster Stelle stehen muß. 

Die zumutbare Strahlenbelastung muß stets in einem 
verantwortbaren Verhältn is zu dem beabsichtigten Einsatz 
stehen. Auch eine geringfügige Strahlenbelastung ist nicht 
zu vertreten, wenn der Einsatz geringwertigen Gütern 
dient. Mit anderen Worten: Jede Maßnahme in einem 
verstrahlten Gebiet hängt von der quantitativen Erfassung 
der sonst nicht erkennbaren Gefahr "Strah lung" ab. 

Für die Praxis folgt daraus, daß bei der Helfer-, 
Unterführer- und Führerausbildung bei allen Fachdiensten 
im Luftschutzhilfsdienst auf dem Gebiet des ABC-Schutzes 
eine intensive Schulung in der Anw~ndung von Dosislei­
stungsmessern erfo lgen muß. 

Diese Ausbildung sol l 

- jeden Helfer aller Fachdienste :wm Treffen sofortiger 
Schutzmaßnahmen beim Erreichen der Grenze der 
Verstrahlung erziehen und ihn mit dem Strahlungsmeß­
gerät vertraut machen, sofern er e ine ABC-Schutz­
Ausbildung durchläuft, 

- den ABC-Unterführer im Abfassen und Auswerten von 
Strahlenspür-Meldungen schulen und zum richtigen 
Handeln führen, wenn Auftrag oder Verstrahlungslage 
einen sofortigen Entschluß erfordern, 

- den Führern aller Fachdienste Erkennen der Gefahr 
durch radioaktive Strahlung ermöglichen und sie in der 
Beurteilung der Lage und Entschlußfassung schulen. 

Bei der Ausbildung an Strahlungsm eßgeräten muß 
unterschieden werden zwischen der eigentlichen "Ausbi l­
dung am Gerät" und dem "praktischen Einsatz im Rahm en 
der Einzel- und Gemeinschaftsausbildung im ABC-S:hutz" . 
Die Ausbildung am Gerät dient zum Kennenlernen des 
Dosisleistungsmessers und zur Schulung in der Bedienung 
des jeweils vorhandenen Typs. 

Hierbei leisten Prüfstrahler und einfache Simulatoren gute 
Dienste. 

Mit Hilfe des Prüfstrahlers können die wichtigsten 
Faktoren des Strahlenschutzes 

der Abstand 

die StrahlLongsschwächung 

die Zeit 

- die Strahlungsmessung 

demonstriert werden, wobei die Dosis leistung bzw. die 
Dosi.s am vorhandenen Strahlungsmeßgerät angezeigt 
wird . 

Nachdem eine gründliche Ausbildung am Strahlungsmeß­
gerät stattgefunden hat mit dem Ziel, die Bedienung und 
Anwendung des vorhandenen Gerätetyps zu beherrschen , 
ist eine weitere Gemeinschaftsausbildung im ABC-Schutz 
erforde rlich , bei der jetzt praktisch unter Simulieren 
ernstfallmäßiger Bedingungen Helfer, Unterführer und 
Führer geschult werden, di e erforderlichen Schutzmaß­
nahmen und Entschlüsse zu treffen , um trotz Behinderung 
durch verstrahltes Gebiet person ell und materi ell einsatz­
bereit zu bleiben und den der Einheit übertragenen 
Auftrag zu erfü llen. 

Bei ei nem Prüfstrahler handelt es sich im a llgemeinen um 
eine punktförmig umschlossene Strahlungsquelle mehr 
oder minder großer Aktivität. Wird z. B. ein starker Co-60-
Strahler von 1,3 Ci benutzt, so kann in e iner Entfernung 
von ca. 48 meine Dosisleistung von 0,75 mR/h gemessen 
werden. 

Die normalerweise zur Verfügung stehenden Cs-137-
Prüfstrahler zur Oberprüfung der Funktion eines Dosis­
leistungsmessers besitzen eine Aktivität von höchstens 
25 ftCi, im allgemeinen aber unter 10 fLCi, so daß ein e 
Dosisleistung von 0,75 mR/h in einer Entfernung von 
weniger als 11 cm gemessen wird. Bereits in etwa 70 cm 
Entfernung von einem 25 fL Ci Cs-137-Strahler wird der 
natürliche Nulleffekt nicht mehr überschritten. 

Es ist klar zu ersehen, daß eine oder mehrere so lcher 
punktförmiger Strahlungsquellen bei Obungen im prakti ­
schen Einsatz mit Dosis leistungsmessern im Rahmen der 
Gemei nschaftsausbildung im ABC-Schutz fehl am Platze 
sind, da nicht mit ern stfa llmäßig zu erwa rtenden 
Dosisleistungswerten gearbeitet werden kann . 

Hinzu kommt noch, daß für im Einsatz befindliche LSHD­
Einheiten festgelegt worden ist, daß Atemschutz durch 
Aufsetzen der ABC-Schutzmaske außer bei sichtbar 
abregnendem radioaktiven Niedersch lag oder bei einem 
Einsatz im verstrahlten Gebiet, bei dem mit erheblicher 
Staubaufwirbelung zu rechnen ist, erst dann notwendig 
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wird, wenn in 1 m Höhe über dem Erdboden eine höhere 
Dosisleistung als 1 R!h gemessen wird. 

Normalerweise müssen also erst ab dann - nach dem 
Erreichen der Konturlinie 1 Rl h - alle, die Einsatzfähigkeit 
unter Umständen erheblich herabsetzenden, persönlichen 
Schutzmaßnahmen getroffen werden, um sich gegen die 
äußere und innere Gefährdung durch die radioaktive 
Strahlung des fallout soweit als möglich zu schützen. 

Hieraus ergibt sich, daß erst Dosisleistungen über 1 R!h für 
die praktische Ausbildung von Bedeutung sind und 
wirklichkeitsnahe Kernstrahlungsmessungen immer ein 
ausreichend starkes und ausgedehntes Kernstrahlungsfeld 
Voraussetzen . 

Der Aufenthalt im Wirkungsbereich starker radioaktiver 
Strahlung und der Umgang mit radioaktiven Stoffen sind 
jedoch gefährlich und nach der Ersten und Zweiten 
Strahlenschutzverordnung nur in sehr beschränktem Um­
fang möglich. 

Es ist z. B. nicht möglich, eine Strahlenspürübung in einem 
Gebiet durchzuführen, in dem Dosisleistungen von mehre­
ren 10 Rl h herrschen. 

Einmal wäre es zu aufwendig, so hohe Dosisleistungen auf 
großen Flächen zu erha lten, zum anderen und das ist 
ausschlaggebend, darf kein Helfer einer so hohen 
Strahlenbelastung ausgesetzt werden, zumal es sich um 
Obungen handelt, die im Rahmen der Ausbildung immer 
wieder durchgeführt werden müssen. 

Es könnten natürlich Strahlungsfelder mit wesentlich 
geringeren Aktivitäten eingerichtet werden, wobei statt 
der bei den Einheiten befindlichen Dosisleistungsmesser 
solche verwendet werden müßten, die um etwa den Faktor 
1000 überempfindlich sind. 

Aber auch solche Einrichtungen sind zu aufwendig im 
Verhältnis zum Nutzeffekt, und es war daher notwendig, 
nach Möglichkeiten zu suchen, um ohne Gefährdung von 
Helfer und Ausbilder Schutzmaßnahmen gegen Rückstands­
strahlung so wirklichkeitsnah wie möglich üben zu können. 

Bei der übungsmäßigen Annahm e einer radioaktiven 
Verstrahlung im Gelände kommt es in erster Linie darauf 
an, Dosisleistungen simulieren zu können, mit denen 
angefangen von den einzelnen Phasen des Strahlenspürens 
bis zu Einwirkungen auf den gesamten Ubungsverlauf alle 
sich aus einer radioaktiven Verstrahlung ergebenden 
Probleme ernstfallmäßig dargestellt werden können. 

Dazu ist es nicht unbedingt erforderlich, obgleich es vom 
Pädagogischen Standpunkt aus richtiger wäre, die 
Messungen der jeweils angenommenen Dosisleistung mit 
den bei den Einheiten und Einrichtungen vorhandenen 
Dosisleistungsmessern vorzunehmen, deren Beherrschung 
natürlich vorausgesetzt wird. 

Es genügt vielmehr für diese Phase der Ausbildung, bei 
der es ja in erster Linie auf die zu treffenden Maßnahmen 
ankommt, die aus dem angezeigten Dosisleistungswert 
~.esultieren, Ubungsgeräte zu benutzen, auf denen die vom 
Obungsleitenden für den entsprechenden Ubungsabschnitt 
Vorgesehene Dosisleistung direkt in R!h vom Ubungsteil ­
nehmer abgelesen werden kann. Da die im Ernstfall zu 
lT1essende Gammastrahlung als elektromagnetische Wel ­
lenstrahlung unsichtbar den Raum durchdringt und auf die 
Strahlungsrneßgeräte einwirkt, liegt es nahe, für Ubungs­
Zwecke ein Gerät mit drahtloser Signalübertragung zu 
Wählen. 

Für die Ausbildung im Luftschutzhilfsdienst steht hierfür 
die Strahlungs-Simulator-Anlage TOTAL 6606/6607 zur 
Verfügung, deren Arbeitsweise, Einsatzmöglichkeit und 
praktische Anwendung anhand von Beispielen beschrieben 
werden soll. 

2. Allgemeines über die Strahlungs-Simulator-Anlage 
TOTAL 6606/6607 

Die Strahlungs-Simulator-Anlage dient zur Darstellung 
einer radioaktiven Verstrahlung im Gelände. Mit der 
Anlage können sowohl der Umgang mit Strahlungsmeßge­
räten als auch taktische Aufgaben geübt werden. 

Die Anlage besteht im wesentlichen aus dem "Sender zum 
Strahlenspürgerät-Ub" (im folgenden als "Sender" be­
zeichnet), einer Sendeantenne und mindestens einem 
"Strahlenspürgerät-Ub" (im folgenden als "Empfänger" 
bezeichnet). Im Sender wird eine hochfrequente elektro­
magnetische Energie erzeugt und über die Sendeantenne 
abgestrahlt. Diese Trägerwelle kann mit einer variabler., 
einstellbaren Niederfrequenz moduliert werden. Die je­
weils eingestellte Niederfrequenz entspricht dann einer 
bestimmten, im Ubungsgebiet vorhandenen simulierten 
Dosisleistung. 

Die tragbaren, batteriebetriebenen Empfänger sind han­
delsüblichen Strahlungsmeßgeräten nachgebildet und mit 
einer Gurtantenne versehen. In den Empfängern wird die 
modulierte Hochfrequenzstrahlung des Senders demodu­
liert, d. h. die Niederfrequenz wird von der Hochfrequenz 
getrennt. Das Anzeigeinstrument des Empfängers zeigt die 
am Sender eingestellte Modulationsfrequenz an und ist in 
simul ierten " Dosis leistungseinheiten (R/ h) " geeicht. 

Ein charakteristisches Merkmal der Strahlungs-Simulator­
Anlage besteht darin, daß im gesa mten Obungsgebiet von 
den Obungsempfängern die gleiche, am Sender eingestellte 
"Dosisleistung" angezeigt wird . Es wurde bewußt auf die 
Nachbildung eines Abfalles der Dosisleistung, ähnlich den 
fallout-Verhältnissen, verzichtet. Einfache Anlagen, die 
diesen Abfall nachbilden, arbeiten im allgemeinen nach 
dem Prinzip der Feldstärkenmessung einer elektromagneti­
schen Strahlung. Derartige Simulatoranlagen haben aber 
folgenden schwerwiegenden Nachteil: 

Aufgrund der Ausbreitungsgesetze der elektromagneti­
schen Wellenstrahlung ist es nicht möglich, tragbare 
Feldstärkenmeßgeräte zu bauen, deren Ausschlag vom 
Sender aus mit genügender Genauigkeit zu steuern ist. Je 
nach den örtlichen Verhältnissen genügen z. B. schon 
geringe Bewegungen der Bedienungsperson des Empfän­
gers, um Änderungen der Anzeige im Verhältnis 1 :5 oder 
mehr hervorzurufen. Der Leitende hat also keine ausrei­
chend genaue Information darüber, welche Dosisleistungs­
werte an den Simulatorempfängern wirklich abgelesen 
werden; daher sind taktische Obungen mit solchen 
Anlagen kaum durchführbar. Bei der Strahlungs-Simulator­
Anlage TOTAL 6606/6607 ist der Leitende immer genau 
über die von den Obungsteilnehmern abgelesene Dosis­
leistung informiert, wobei es sich als zweckmäßig erwiesen 
hat, beim Sender einen Ubungsempfänger als Kontrollge­
rät zu benutzen. Die Strahlungs-Simulator-Anlage hat je 
nach den örtlichen Verhältnissen eine Reichweite von ca . 
1,5 bis 2,5 km im Umkreis um den Sender. In diesem 
Bereich zeigen die Empfänger mit relativ hoher Genauig­
keit die am Sender eingestellte Dosisleistung an. Hierbei 
kann am Sender je nach dem gedachten Obungsverlauf 
eine beliebig zu variierende Dosisleistung durch Verände­
rung der Modulationsfrequenz eingestellt werden. 
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Durch eine genaue Planung des Ubungsablaufes können 
auch taktische Aufgaben gelöst werden, bei denen eine 
örtliche Schwankung der Dosisleistung eine Rolle spielt. 
Entsprechend dem jeweiligen Aufenthaltsort der Ubungs­
teilnehmer müssen dann die zugehörigen Dosisleistungs­
werte am Sender eingestellt werden. Dies ist insbesondere 
dann leicht möglich, wenn der Leitende oder der mit der 
Bedienung des Senders beauftragte Leitungsgehilfe von 
seinem Standpunkt aus d ie Bewegungen der Ubungstrupps 
im Gelände verfolgen kann. Wertvolle Ubungsmöglichkei ­
ten sind noch dadurch gegeben, daß der Sender leicht in 
einem Kraftfahrzeug auch während der Fahrt in Betrieb 
genommen werden kann. 

3. Kurzbeschreibung 

3.1 Sender zum Strahlenspürgerät-üb 

Der Sender ist in einem mit einem Tragegriff versehenen 
Stahlblechgehäuse eingebaut. Alle Bedienungselemente 
sowie der Anschluß für die Sendeantenne befinden sich in 
übersichtlicher Anordnung auf der Frontplatte. 

Zur Inbetriebnahme des Senders ist es nicht erforderlich, 
diesen aus dem Aufbewahrungs- und Transportkasten 
herauszunehmen. Insbesondere beim Einsatz im Gelände 
soll der Sender im Transportkasten verbleiben . Notfalls 
kann er dann durch Zuklappen des Transportkostendeekels 
vor Nässe geschützt werden , da er nicht spritzwasserdicht 
ist. 
Die Versorgungsspannung des Senders wird aus einer 12-
Volt-Batterie entnommen. 

3.2 Sendeantenne 
Als Sendeantenne wird eine demontierbare Vertikalanten ­
ne mit Rundstrahlcharakteristik verwendet. 

Die Antenne besteht aus dem zusammenschraubbaren 
Strah ler, dem Antennenfuß mit biegsamem Federschaft 

Abb.l 
Sender im Aufbewahrungs- und Transportkosten. 

Betriebsbereit mit Kontroll-Ubungsempfänger 

und dem ebenfalls zusammensteckbaren Antennenmast. 
Die vier Gegengewichte dienen gleichzeitig als Abspan­
nung. Eine Verbindung zum Sender wird durch das 
Antennenanschlußkabel hergestellt. 

Der Strahler der Sendeantenne kann auch an einem 
Kraftfahrzeug angebracht werden . Hierzu wird ebenfalls 
der Antennenfuß verwendet. Die Verbindung vom Anten­
nenfuß zum Sender, der sich im Fahrzeug befindet, erfolgt 
ebenfalls durch das Antennenanschlußkabel. 

3.3 Strahlenspürgerät-üb 

Das Gehäuse des Empfängers besteht aus wasserdichtem, 
schlagfestem Kunststoff und entspricht in seinem äußeren 
Aufbau im wesentlichen dem Strahlenspürgerät TOTAL 
6109 A. Das Gerät ist spritzwasserdicht. 

An der Frontplatte sind sämtliche Bedienungselemente 
angebracht. 
Der Empfänger wird in einer gepolsterten Segeltuchtasche 
getragen, in deren Tragegurt sich eine Gurtantenne 
befindet. Die Verbindung zwischen Gurtantenne und 
Empfänger erfolgt durch einen Steckanschluß. 

Das Strohlenspürgerät-Ub ist volltransistorisiert und w ird 
mit einer Monoze lle von 1,5 Volt betrieben. 
Bei Verwendung des Empfängers in geschlossenen Kraft­
fahrzeugen wird die Empfindlichkeit der Gurtantenne 
durch die Abschirmwirkung der Fahrzeugkarosserie stark 
herabgesetzt. In diesem Fall ist es zweckmäßig, eine 
ansteckbare Fahrzeugantenne (Rundfunkempfangsantenne) 
zu verwenden. 

Abb. 2 
Strohlenspürgerät-Ub Empfänger In Trogetasche 
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4. Inbetriebnahme der Strahlungs-Simulator-Anlage 
für den praktischen Gebrauch 

4.1 Sendeantenne 

4.1.1 Ortsfester Aufbau 

Die Antenne soll nach Möglichkeit im freien Gelönde 
errichtet werden. Die größte Reichweite wird erzielt, wenn 
sich die Antenne an einer erhöhten Stelle befindet. 

Die ein ze lnen Teile der Antenne werden zunächst flach am 
Boden zusammengebaut und danach die gesamte Sende­
antenne langsam aufgerichtet und auf den Mastfuß 
aufgesetzt. Die Abspannungen werden auf einen Kreis von 
ca. 9 m Durchmesser gleichmäßig verteilt am Boden 
befestigt. Sie sollen hierbei etwa gleiche Winkel zuein­
onder bilden. Nach Verbindung des Antennenanschluß­
kabels mit dem Sender ist die Antenne betriebsklar. 

Es hat sich als zweckmäßig erwiesen, die Antenne so zu 
errichten, daß bei ortsfestem Aufbau das Ubungsgelände 
vom Sender aus einzusehen ist, wobei die große 
Reichweite des Senders - etwa 1,5 bis 2,5 km - voll 
ausgenutzt werden kann. 

4.1.2 Fahrzeugaufbau 

Der Antennenfuß ist so konstruiert, daß er an einem 
Antennenwinkel oder einer beliebigen Halterung an jedem 
Fahrzeug befestigt werden kann. Nach Einschraubung der 
zusammengesetzten Antennenstäbe in den Antennenfuß 
und Anschließen des Antennenanschlußkabels ist die 
Antenne im allgemeinen betriebsbereit. Voraussetzung 
hierzu ist eine gute metallische Verbindung zwischen 
Antennenfuß und Chassis des Fahrzeuges, das hierbei als 
Gegengewicht dient. Nötigenfalls muß eine gut leitende 
Verbindung durch einen Kupferdraht mit ausreichendem 
Querschnitt (mindestens 6 qmm) hergestellt werden . 

Abb.3 
Sendeantenne, ortsfester Ausbau 

b) Antennenbefestigung 0) Gesamtaufnahme 

Abb.4 Sendeantenne, Fahrzeugaufbau 
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Bei der Durchführung von Obungen muß berücksichtigt 
werden, daß die Reichweite der Sendeantenne beim 
Fahrzeugaufbau nur etwa halb so groß ist wie beim 
ortsfesten Aufbau. 
Störend wirkt die Länge der Antenne während des 
Marsches. Es hat sich daher als günstig erwiesen, den 
Strahler der Sendeantenne um die Antennenstäbe AB 21 
und 1 Stück MS 116 A zu verkürzen, so daß die Gesamt­
länge des Strahlers nur noch etwa 3,70 m beträgt. Die sich 
dadurch ergebende nochmalige Verringerung der Reich­
weite fällt bei Ausstrahlung innerha lb einer Marsch­
kolonne kaum ins Gewicht. Eine zusätzliche Fixierung kann 
durch eine am Fahrzeugaufbau befestigte isolierte Schelle 
erfolgen. 
Es muß darauf geachtet werden, daß die Antenne an 
einem Pkw vorne links oder in der Mitte befestigt wird, so 
daß der Fahrer während des Marsches das Ausschlagen 
der Antenne beobachten und Hindernissen rechtzeitig 
ausweichen kann. Das Befestigen der Antenne an der 
rechten Seite des Fahrzeuges ist unzweckmäßig, da beim 
vorschriftsmäßigen Rechtsfahren die über die Straße rei­
chenden Äste der Chausseebäume außerordentlich stören. 

4.2 Sender lIum Strahlenspürgerät-Ub 

4.2.1 Ortsfester Betrieb 
Das Antennenanschlußkabel wird in die Antennenbuchse 
des Senders eingesteckt und fest verschraubt. Dann muß 
das Batterieanschlußkabel mit der Stromquelle verbunden 
werden. Hierbei ist auf richtige Polung zu achten. 
Zur Oberprüfung der Betriebsbereitschaft wird der Sender 
mit dem Kippschalter eingeschaltet. Dabei muß die 
Betriebskontrollampe aufleuchten. Nach einer Anheizzeit 
von etwa 1 Minute muß sich der Zeiger des an der 
Frontplatte befindlichen Meßinstrumentes in dem grün 
markierten Bereich befinden. Wird die grüne Marke nicht 
erreicht, ist die Batterie zu überprüfen. 
Leuchtet beim Einschalten des Senders die Betriebskontroll­
lampe nicht auf, dann ist zunächst die Sicherung 
nachzusehen und gegebenenfalls auszuwechseln. 
Die Inbetriebnahme des Senders darf nur bei angeschlos­
sener Sendeantenne erfolgen, da sonst der Sender 
beschädigt werden kann. 
Zur Einstellung des Senders dienen die beiden Drehknöpfe 
an der Frontplatte des Gehäuses. An diesen Knöpfen kann 
die im Obungsgebiet zu simulierende Dosisleistung 
eingestellt werden. 
Der Schalter-Drehknopf hat vier Schaltstellungen, die mit 
,,0", "x 0,1", "x 1" und "x 10" beschriftet sind. Der RegIer­
Drehknopf läßt sich stufenlos von 1 - 10 einste llen . Der am 
Regler eingestellte Zahlenwert ist mit dem am Schalter­
Drehknopf eingestellten Faktor zu multiplizieren, um die 
im Obungsgelände herrschenden Dosisleistungen von 0,1 -
100 RJh zu erha lten. 
Ein neues Sendermodell weist jetzt am Schalter-Drehknopf 
die Faktoren .. 0", .. x 0,2", .. x 2", .. x 20" auf. 
Diese Werte sind besonders für die Einstellung von 1 R/h 
günstiger, da bei den bisherigen Sendern gerade beim 
Erre ichen von 1 R/h jeweils der Faktor von .. x 0,1" auf 
.. x 1" umgeschaltet werden und gleichzeitig der Reglerknopf 
aus der Stellung ,,10" in die Stellung ,,1" gebracht werden 
mußte bzw. umgekehrt. Dieser Schaltvorgang ist stets mit 
mehr oder weniger starken Schwankungen der Anzeige 
am Empfänger verbunden. Die Einstellmöglichkeiten 
reichen bei dem neuen Modell dementsprechend von 0,2-
200 R/h. 
Soll im Obungsgelände die Dosisleistung 0, also keine 
Verstrahlung vorhanden sein, muß der Schalter-Drehknopf 
bei eingescha ltetem Sender in die Stellung ,,0" gebracht 
werden. 

Hierbei wird nur die Trägerwelle des Senders abges:Tahl t, 
ohne mit einer Niederfrequenz moduliert zu sein. Das ist 
sehr wesentlich, da bei vollständig ausgeschaltetem Sender 
die auf Empfang stehenden Empfänger sehr empfi ndl ich 
für Störstrahlungen fremder Funkdienste sind. Das Meß­
instrument zur Dosisleistungsanzeige (Strahlenspürgerät ­
Ob) kann in solchen Fällen in allen Empfindlichkeitsbe­
reichen Zeigerausschläge aufweisen, die von Gerät zu 
Gerät außerordentlich verschieden sein können. 
Es hat sich als sehr nützlich erwiesen, unmittelbar neben 
dem Sender einen Obungsempfänger zu benutzen, der 
dem Leitungsgehilfen am Sender eine genauere Eins;'ellung 
der Dosisleistungswerte ermöglicht, da die Einstellung der 
Dosisleistung am Sender alle in zu ungenau ist. 
Vor jeder Obung müssen sämtliche Empfänger überprüft 
werden, ob die vom Sender simulierten Dosisleistungen bei 
allen Geräten gleichmäßig und im Rahm en der Anzeige­
genauigkeit abzulesen sind. Gegebenenfalls müssen die 
Empfänger nach Anweisung des Herstell erwerkes nachge­
trimmt werden. 

4.2.2 Betrieb im Fahrzeug 
Für die Inbetriebnahme des Senders im Fahrzeug gelten 
die gleichen Anweisungen wie für den ortsfesten Betrieb. 

Der Sender mit dem Kontroll-Obungsempfänger r:ll:ß so 
angebracht sein, daß der Leitungsgehilfe die Bedienungs­
elemente und Ableseorgane leicht übersehen kann und 
dabei g leichzeitig den Marschweg nach vorne und hinten 
im Blickfeld hat. 
Eine Möglichkeit der Anordnung ist auf Abb. 5 zu sehen. 
Durch einen entsprechend angebrachten Rückspiegel kann 
die Straße nach hinten beobachtet werden. 
Sender und Kontroll -Empfänger müssen gut befestigt 
werden, damit auch bei Notbremsungen kein Gerät 
beschädigt wird. 

4.3 Strahlenspürgerät-Ub 

4.3.1 Allgemeines 

Das Strahlenspürgeröt-Ob wird beim Einsatz immer in 
seiner gepolsterten Segeltuchtasche getragen. Die Tasche 
verhindert einma l Verschmutzungen und Beschädigung des 
Geräts, zum anderen enthält sie im Tragegurt die zum 
Empfänger gehörende Antenne. Eine Kurzbed ienungs­
anweisung auf der Frontplatte des Gerätes erleichtert die 
Bedienung. 
Das Meßinstrument zur Dosisleistungsanzeige ist mit einer 
verschiebbaren Skalenbeze ichnung versehen, die mit derr. 

Abb.5 
Anordnung von Sender und Kontroll­

Obungsempfänger im Fahrzeug 
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Hauptschalter gekoppelt ist. Zu jeder der sieben Haupt­
schaltersteilungen gehört eine entsprechende Skalenbe­
zeichnung, so daß eine fehlerfreie Bedienung und Ablesung 
des Gerätes außerordentlich erleichtert wird. 
Batterieprüfung, Batteriewechse l sowie Nu llpunkteinsteI­
lung und Funktionsprüfung der Dosisleistungsanzeige sind 
nach der ausführ l ichen Beschreibung und Bedienungsanlei­
tung, die jedem Gerät beiliegt, vorzunehmen. 

4.3.2. Dosisleistungsmessung im Ubungsgelände 

Nachdem die gemäß Bedienungsan leitung vorgeschriebe­
nen Prüfungen erfo lgt sind und der Stecker der 
Gurtantenne mit der Anschlußbuchse des Empfängers 
verbunden ist, kann der Empfänger in Betrieb genommen 
werden . 

Beim Einscha lten ge langt man zuerst auf den unempfind­
lichen Meßbereich 500 R/h. Eine Umschaltung auf ei nen 
empfindlicheren Meßbereich so ll nur erfo lgen, wenn der 
Ausschlag des Meßinstruments weniger a ls 1/10 des 
Skalenendwertes beträgt. Hierdurch wird verhindert, daß 
der Zeiger allzu stark an seinen rechten Anschlag anstößt. 

Bei der An lage vo n übungen ist zu beachten, daß der 
Sender nur den Bereich von 0,1 bis 100 R/h, bei den neuen 
Sendern von 0,2 bis 200 R/h, bestreicht. Am Empfänger 
sind also auf dem untersten Bereich nur Ausschläge ab 0,1 
(0,2) R' h zu erzielen. Auf dem obersten Bereich beträgt der 
maximale Ausschlag 100 (200) R' h. 

Bei Einsatz des Empfängers in geschlassenen Kraftfahr­
zeugen muß anste ll e der Gurta ntenne e ine Empfa ngs­
antenne für Fahrzeugbetrieb verwendet werden. Es kann 
auch eine am Kraftfahrzeug bereits vorhandene Rund­
funkempfangsantenne Verwendung finden. 

4.3.3 Störungen 

Zeigt das Meßinstrument des Empfängers bei eingeschalte­
tem Sender trotz unveränderter Sendere instellung schwan­
kende Ausschläge, ist der Empfänger zunächst auf etwa 
vorhandene W ackelkontakte zu überprüfen (Gurtantenne, 
Antennenansch luß usw.), danach die Verbindung vom 
Sender zur Sendeantenne. 
Bei Betrieb von Sender und Empfänger im Fahrzeug 
können schwankende Ausschläge am Meßinstrument des 
Empfängers durch Masseschluß der Sendeantenne ent­
stehen. Das ist besonders dann anzunehmen, wenn 
mehrere Empfänger zur gleichen Zeit schwankende 
Ausschläge zeigen und diese Schwankungen nur auftreten, 
wenn sich das Fahrzeug mit eingeschaltetem Sender und 
angeschlossener Antenne in Fahrt befindet. Durch Berüh­
rung der hin und her schwankenden Sendeantenne mit 
dem Fahrzeugchassis ist zeitweilig ein Masseschluß 
möglich. Dabei kann der unmittelbar neben dem Sender 
stehende Kontroll-Empfänger durchaus den eingestellten 
Dosisleistungswert richtig anzeigen, ohne Zeigerschwan­
kungen mitzumachen. Unter Umständen macht sich die 
Störung nur bei weiter vom Sender entfernten Geräten 
bemerkbar. 
Atmosphärische Störungen oder Störungen durch andere 
Funkdienste können bei eingeschaltetem Sender ähnliche 
Erscheinungen hervorrufen. Meistens zeigen auch dann 
mehrere Empfänger das gleiche Verhalten, wobei auch 
hier die Intensität des Ausschlages von Empfänger zu 
Empfänger unterschiedlich sein kann. 
Atm osphärische Störu ngen oder Störungen durch andere 
Funkdienste wurden bisher im unmittelbaren Wirkungs­
bere ich der Trägerfrequenz nur selten beobachtet. Im allge­
meinen lagen andere Fehlerquellen vor. (Forts. folgt) 

LS-Geigerzähler 
(3,~rv1 rv1~ 50 
Einfachste Bedienung und sicheres Ablesen durch 
Farbmarkierung: 
Rote Taste und Skala fUr Meßbereich von 0 ,5 bis 50 r/h 
Gelbe Taste und Skala für Meßbereich von 10 bis 500 mr/h 
Das Gerät entspricht den Vorschriften des Bundesamtes 
für zivilen Bevölkerungsschutz_ 
Für zivilen Bevölkerungsschutz, Katastropheneinsatz und 
Selbstschutz liefern wir außerdem: 

LS - Oosisleistungsmesser mit kleinem Zubehör 
LS-Oosisleistungsmesser mit großem Zubehör 

Graetz-Raytronik GmbH 599 Altena, 
Tel.: 821 Verm_, FS: 08229351 

soo 

• 
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BAULICHER ZIVILSCHUTZ 

Forderungen des Schutzbaugesetzes und der Verordnung 

über die Beschaffenheit von Hausschutzröumen 

von H. Leutz, Bad Gadesberg 

Am 30. Juni 1965 hat der Bundestag das Schutzbaugesetz 
verabschiedet. Das Gesetz ist am 9. September 1965 ver­
kündet worden. Nach § 41, Inkrafttreten des Schutzbauge­
setzes, sollen die wesentlichen Paragraphen über d ie 
Schutzraumbaupflicht am 1. Juli 1966 in Kraft treten . Durch 
das Haushaltssicherungsgesetz wurde der Termin um zwei 
Jahre verschoben. Es wird angestrebt, den Termin auf den 
1. Januar 1967 vorzuverlegen. 

Das Schutzbaugesetz ist das wichtigste der Notstandsge­
setze. Der Bau von Schutzräumen ist die Grundvorausset­
zung eines jeden zivilen Bevölkerungsschutzes. Die Forde­
rung, daß im Ernstfall jeder da bleibt, wo er ist, kann nur 
durchgesetzt werden, wenn ein ausreichender Schutz der 
Zivilbevälkerung bei ihren Wohn- und Arbeitsstätten ge­
geben ist. 

Das Schutzbaugesetz fordert in § 1, Abs. 1 und 2: 

"Zur Ergänzung des Selbstschutzes der Zivilbevölkerung so­
wie zum Schutz lebens- und verteidigungswichtiger Anlagen 
und Einrichtungen sind Schutzräume zu schaffen un·d andere 
bauliche Vorkehrungen zu treffen. 

Schutzräume sollen so angelegt werden, daß sie im Frieden 
für andere Zwecke benutzt werden können; eine Benutzung 
im Frieden darf jedoch die Verwendung als Schutzraum 
nicht wesentlich erschweren." 

Im ersten Abschnitt über bauliche Schutzmaßnahmen für 
Personen, Unterabschnitt Hausschutzräume für Neubauten, 
wird vom Bauherrn verlangt: 

"Wer Gebäude errichtet, hat Schutzräume für diejenigen 
Personen zu schaffen, die in den Gebäuden üblicherweise 
wohnen oder arbeiten oder an einer zu diesen Gebäuden 
gehörenden Arbeitsstätte regelmäßig tätig sein werden. 

Die Anforderungen über die Heschaffenheit der Schutz­
räume bringt § 3, Absatz 1, 2 und 3: 

"Die Schutzräume müssen gegen herabfallende Trümmer, 
gegen radioakt,ive Niederschläge, gegen Hrandeinwirkun­
gen sowie gegen biologische und chemische Kampfmittel 
Schutz gewähren und für einen längeren Aufenthalt geeig­
net sein (Grundschutz); es muß die Gewähr bestehen, daß 
sie in kürzester Zeit erreichbar sind. 

Der Bundesminister des Innern kann durch Rechtsverord­
nung mit Zustimmung des Bundesrates für bestimmte Ge­
meinden oder Gemeindeteile, in denen bei Kampfeinwir­
kungen durch benachbarte Anlagen oder Einrichtungen er­
hebliche mittelbare Gefahren entstehen, anordnen, daß die 
Schutzräume einem Luftstoß von 3 kg/cm> standhalten und 
so ausgeführt werden müssen, daß der radioaktiven An­
fangsstrahlung Rechnung getragen wird (verstärkter Schutz). 
In der Verordnung, die sich im Rahmen der verfügbaren 
Haushaltsmittel halten muß, ist auch ein pauschaler Zu­
schuß zu den Baukosten festzusetzen, der dem Bauherrn 
auf Antrag aus Hundesmitteln zu gewähren ist und der den 
zusätzlichen Kosten im wesentlichen entsprechen soll. 

Die näheren Vorschriften über die Beschaffenheit der 
Schutzräume, insbesondere ihre Größe, die Dicke ihrer 
umfassenden Bauteile und die statischen Anforderungen, 
über ihre Anordnung im Gebäude oder auf dem Grundstück 
sowie über ihre Kennzeichnung und technische Ausstattung 
erläßt der Bundesminister für Wohnungswesen, Städtebau 
und Raumordnung im Einvernehmen mit dem Bundesmini­
ster des Innern durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates. In der Verordnung können auch bauliche Min­
destmaßnahmen zur Sicherung des Zuganges zum Schutz­
raum sowie Notausstiege und Durchbrüche durch die Ge­
bäudetrennwände im Keller vorgeschrieben werden. Die 
Eigentümer bestehender Gebäude sind zur Duldung des für 
einen Neubau vorgeschriebenen Durchbruchs verpflichtet." 

Angaben über die Gewährung von Zuschüssen bringt § 6, 
Abs. 1: 

"Der Bund gewährt Bauherren, die Wohngebäude im öf­
fentlich geförderten sozialen Wohnungsbau errichten oder 
die zu dem nach § 25 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes 
begünstigten Personenkreis gehören und Eigenheime oder 
eigengenutzte Wohnungen errichten, auf Antrag einen pau­
schalen Zuschuß zu den Kosten des Grundschutzes; der Zu­
schuß soll ein Viertel der Kosten decken. Träger von Ein­
richtungen der in § 2 Abs. 2 genannten Art, die Körper­
schaften des öffentl,ichen Rechts oder gemeinnützig im 
Sinne der Gemeinnützigkeitsverordnung sind, erhalten vom 
Bund einen pauschalen Zuschuß, der dreißig vom Hundert 
der Baukosten decken soll; bei Krankenhäusern und ande­
ren Einrichtungen, die der Versorgung von bettlägerigen 
Kranken dienen, beträgt der Zuschuß fünfunddreißig vom 
Hundert." 
Eine Pf1.icht zur Errichtung von Hausschutzräumen für be­
stehende Gebäude ist im Gesetz nicht gefordert. Es sind 
jedoch Förderungen bei der freiwilligen Errichtung vorge­
sehen. Näheres ist in § 12 festgelegt: 

"Werden für bestehende Gebäude Schutzräume gebaut, 
die den Anforderungen der §§ 2 bis 4 genügen, so erhält 
der Bauherr auf Antrag aus Bundesmitteln einen pauschalen 
Zuschuß, der ein Drittel der Baukosten des Grundschutzes 
decken soll. In den Gemeinden und Gemeindeteilen im 
Sinne des § 3 Abs. 2 erhält der Eigentümer auf Antrag ei­
nen weiteren pauschalen Zuschuß, der den zusätzlichen 
Kosten des verstärkten Schutzes im wesentlichen entspre­
chen soll. 

Der Bundesminister des Innern wird ermächtigt, im Einver­
nehmen mit den Bundesministerien der Finanzen und für 
Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates das 
Verfahren zu regeln und die Zuschüsse festzusetzen." 

Für Neubauten besteht nach Inkrafttreten des Schutzbauge­
setzes eine Verpflichtung, für Altbauten nur Anreize zur 
freiwil l igen Errichtung von Schutzräumen. Der Bundestag 
hat eine Entschließung gefaßt, in der die Bundesregierung 
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gebeten wird, sich laufend darüber zu unterrichten, in weI­
chem Umfange freiwillig Schutzräume in bestehenden Ge­
bäuden geschaffen werden , und erforderlichenfolls Vor­
schläge zu unterbreiten, die zu einem beschleunigten Aus­
bo u solcher Schutzräume führen. 
Dos Gesetz verpflichtet den Bouherrn, bei der Errichtung 
von Gebäuden im gesomten Bundesgebiet Schutzräume für 
diejenigen Personen zu schoffen, d ie in den Gebäuden üb­
licherweise wohnen oder arbeiten werden. Bemerkenswert 
is t, daß in Gebäuden mit Publikumsverkehr, z. B. Waren ­
häusern, Banken, Behörden, für diese zeitweise anwesen­
den Personen ke ine zusätzlichen Schutzplätze geschaffen 
werden müssen . Nach der Konzeption des Schutzbauge­
setzes soll für Publikum und Passanten durch die Errichtung 
öffentlicher Schutzräume gesorgt werden. 
In ers ter Linie sind Schutzräume zu errichten für olle Woh­
nungen; dazu gehören auch solche in gemischt genutzten 
Gebäuden und insbesondere die sog. Ersatzwohnungen, 
d. h. Krankenhäuser, Altersheime etc., also alle Einrich­
tungen, in denen übl icherweise M enschen die Nacht ver­
bringen. Ferner müssen Schutzräume bei allen Arbe itsstät­
ten gebaut werden, d. h. bei Gebäuden, in denen Ange­
hörige eines oder mehrerer Betr iebe regelmäßig beschäf­
tigt sind. Endlich sind Schutzräume vorgeschrieben für alle 
Schulen und allgemeinbildenden oder Ausbildungsstätten . 
Von einer Verpflichtung zum Bau von Schutzräumen in be­
stehenden Gebäuden wurde abgesehen. Es wird ober ein 
Kapitalzuschuß von einem Dr ittel gewährt, und zwar nicht 
nur bei Gebäuden, die im sozia len Wohnungsbau errich­
tet wurden, sondern generell für alle Wohnungsbauten, so­
gar für Arbeitsstätten etc. Be i Krankenhäusern, Schulen und 
in Altbauten beträgt der Zuschuß ebenfalls ein Drittel, nicht 
wie bei den Neubauten 30 bzw. 35 Ofo. 
Durch § 3, Absatz 3 des Schutzbaugesetzes wird der Bun­
desminister für Wohnungswesen und Städtebau ermächtigt, 
im Einvernehmen mit dem Bundesm inister des Innern nähe­
re Vorschriften über d ie Beschaffenheit <:ler Schutzräume für 
Wohn- und A rbeitsstätten zu erlassen. Die Ziele, die in 
§ 3, Absatz 1 (für den Grundschutz) und Absatz 2 (für den 
verstärkten Schutz) in großen Zügen festgelegt sind, müs­
sen durch technische Maßnahmen verwirklicht werden . Da ­
bei sind d ie von der Praxis, insbesondere im letzten Kriege, 
und die von der Forschung gewonnenen Erkenntnisse zu 
verwerten. 

Im allgemeinen wird der größtmögliche Schutz auf die 
wirtschaftl ichs te We ise erreicht, wenn d-ie Schutzräume un­
terirdisch angelegt werden, d. h. wenn die Unterkante der 
Schutzraumdecke nicht über die Erdoberfläche hinausragt. 
Luftstöße und andere W irkungen, die nicht von einem Voll­
treffer herrühren, können dann nicht direkt auf die Schutz­
raumwände einwirken. Es können ober Gründe eintreten, 
die die unterirdische An lage stark erschweren oder zu un­
Wirtschaftlichen Aufwendungen führen, so daß es günstiger 
erscheint, den Schutzraum oberirdisch anzulegen. Es ist 
deshalb davon abgesehen worden, die unterird ische An­
lage zwingend vorzuschreiben, doch wird sie in aller Regel 
dringend zu empfehlen sei n. 

Im Gesetz sind Schutzbauten für Wohn- und Arbe itsstätten 
als " Hausschutzräume" beze ichnet. Das darf aber nur so 
verstanden werden, daß es sich um geschützten Raum, nicht 
daß es sich jewei ls um einen einzelnen Raum handelt. 
Selbst kleine Hausschutzräu me benötigen tatsächlich einen 
Komplex mehrerer Räume: Neben dem Aufenthaltsraum 
eine Eingangsschleuse sowie einen Filterraum und in der 
Regel auch einen Abortraum und einen Vorraum, über den 
ein Notausstieg erre icht werden kann . Be i größeren Schutz­
räumen können Aufte ilungen des Aufenthaltsraumes (ein 
~der mehrere Sitz- und Liegeräume) sowie Räume für die 
Obernahme spezieller Funktionen, wie Behelfsküchen, Vor­
ratsräume, Sanitätsräume usw. erforderlich werden. 

Die Schutzräume sollen luftdicht abschl ießbar sein, dam it 
die Insassen vor <:lem Eintritt giftiger Gase und anderer 
chemischer Kampfstoffe oder der Einwirkung biologischer 
Kampfmittel geschützt werden können, soweit dies noch 
den gegebenen technischen und wirtschaftlichen Erkennt­
nissen möglich ist. Eine absolute Luftdichte ist nicht erfor­
derlich und nicht einmal erwünscht, da die Wände eine 
Spe icherung und Able itungsfunktion der Wärme und Feuch­
tigkeit übernehmen sollen. 

Die Forderung, daß die Schutzräume auch für einen länge­
ren Aufenthalt geeignet sein müssen, damit die Insassen 
für die Dauer der Wirkungen einer radioaktiven Verstrah ­
lung oder einer Verunreinigung der Außenluft durch biolo­
gische Kampfmittel oder chemische Kampfstoffe Schutz fin­
den, bed ingt neben dem Vorhandense in des notwendigen 
Raumes auch eine ausreichende Ausstattung mit sanitären 
Anlagen sowie eine ordnungsmäßige Belüftung und Beleuch­
tung. Vorkehrungen, die d ie Entgegennahme von Nach­
richten ohne Verlassen des Schutzraumes gestatten, müssen 
vorhanden sein, damit die Schutzraum insassen über die 
Lage (z. B. Verunreinigung der Luft, Ende der Gefahrenlage 
usw.) unterrichtet werden können . 

Mit einem Ausfall öffentl icher Stromversorgung und Verzö­
gerung des Einsatzes oder gar Versagen der Notbeleuch­
tung muß gerechnet werden. Mit geringen Aufwendungen 
(z. B. Anbr ingen von Streifen in Leuchtfarben) kann in sol­
chen Fällen d ie Orientierung erheblich erleichtert und Un­
fällen vorgebeugt werden . Solche Mögl ichkeiten müssen 
ausgenutzt werden. 

Die Schutzräume müssen von jedem Bauherrn eines Ge­
bäudes geschaffen werden. Die Anforderungen on Bauauf­
wand und Ausstattungen müssen daher möglichst so gering 
gehalten werden, wie es der geforderte Schutzgrad zuläßt. 
Das läßt sich nur erreichen, wenn die Größe der Räume 
und die Zahl der Schutzplätze, d. h. der Personen, d ie im 
Schutzraum aufgenommen werden sollen, nicht zu groß 
bemessen wird . Größere Schutzräume erfordern einen er­
heblichen Aufwand für Belüftung, Versorgung usw., der Ma­
schinene insatz notwendig macht, während bei kleinen 
Schutzräumen die Einrichtungen für Schutzbelüftung mit der 
Hand betrieben werden können und die sonstigen Auf­
gaben ebenfalls keinen besonderen Aufwand erfordern. 
Hinzukommt, daß eine größere Streuung kleinerer Schutz­
räume auch im Volltrefferfall beim Einsatz herkömmlicher 
Waffen die Verluste herabsetzt. Deshalb müssen noch Mög­
lichkeit Schutzräume im Fassungsvermögen begrenzt wer­
den. Die Grenze von 50 Personen wird als zweckmäßig 
angesehen und ist auch international üblich. 

Die Erhaltung eines erträglichen Raumluftzustandes be­
dingt, daß möglichst große Flächen des einzelnen Schutz­
raumes unmittelbar mit dem benachbarten Erdreich in Be­
rührung stehen, um die Wärme und Feuchtigkeit, die die In ­
sassen abgeben, ableiten zu können. 

Für 2 Schutzräume mit höchstens 100 Personen kann eine 
gemeinsame 6ingangsschleuse noch als ausreichend ange­
sehen werden. Für mehr als 100 Personen müssen ober 
mindestens 2 Eingänge gefor<:lert werden, um ein schnelles 
Aufsuchen des Schutzraumes zu gestatten. 

Um einen längeren Aufenthalt ertragbar zu gestalten, müs­
sen die Schutzräume mit Sitzen und Liegen ausgestattet 
werden, so daß jeder Insasse etwa 8 Stunden l iegen und 
während der übrigen Zeit sitzen kann. Das bedingt, daß 
für mindestens ein Drittel der Insassen Liegen und für den 
Rest Sitze vorhanden sein müssen . Die Größe und Auftei­
lunq der baulichen Anlage muß daher so gestaltet werden, 
daß d iese Forderung erfüllt werden kann und die Insassen 
außerdem noch genügend Platz haben, um sich zu bewe­
gen. Eine Untertei lung in einen Sitz- und Liegeraum ist bei 
größerem Fassungsvermögen unabd ingbar. Bei kleineren 
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Schutzräumen lassen sich Störungen auf ein erträgliches 
Maß herabsetzen, so daß auf eine Unterteilung mit Rück­
sicht auf die erhebl,ichen Mehrkosten verzichtet werden 
kann. 
Die Angaben über die erforderlichen Flächen und Räume 
stellen M indestmaße dar, die im Hinblick auf die Mögl ich­
keit einer längeren Aufenthaltsdauer gefordert werden 
müssen und erprobt sind. 

Eine M indestraumgröße ,ist festgesetzt, weil selbst für 2 b is 
3 Personen in einem Raum, der nicht einmal 6 m' Grund­
fläche und 14 m3 Rauminhalt aufweist, ein längerer Aufent­
halt wegen ungenügender Bewegungsmöglichkeit unerträg­
lich wäre. In solchen Kleinsträumen können bis zu 7 Per­
sonen aufgenommen werden. In größeren Schutzräumen ge­
nügt, wie Versuche ergeben haben, eine Fläche von 0,60 m' 
und ein Rauminhalt von 1,40 m3 für jede Person. Durch die 
Vergrößerung der Mindestfläche um nur jeweils 0,50 m' und 
des Rauminhalts um nur 1,153 m je Schutzplatz bei einem 
Fassungsvermögen von 8 - 25 Personen wird der Bedarf für 
die zusätzlichen Schutzplätze jeweils so bemessen, daß ein 
Obergang von dem in kleinen Räumen unentbehrlichen 
Mehrbedarf auf diesen Bedarf allmählich (bei 25 Schutz­
plätzen) erreicht wird. Damit dürften die jeweiligen Be­
dürfnisse befriedigend berücksichtigt werden . 

Um möglichst geringe Anforderungen an die Raumgröße 
zu stellen, ist in Kauf genommen, daß bei kle insten Schutz­
räumen kein besonderer Abortraum geschaffen wird. Der 
Abort kann in d iesen Fällen in der Schleuse aufgestellt 
werden, wenn sie ausreichend bemessen wird. Angaben 
über Mindestgrößen für bestimmte Schutzraumteile stellen 
sicher, daß auch bei Abweichung von kubischen Formen, 
z. B. be i Kugel-, Zylinder- ader ähnlichen Formen, die je­
weils notwendigen Mindestanforderungen für einen er­
träglichen Aufenthalt erfüllt werden . 
Um die Schutzsuchenden bei plötzlichem Eintritt der Ge­
fahr frühzeitig zu schützen und das Betreten des Schutz­
raumes möglichst gefahrlos zu machen, muß der Ein- und 
Ausgang gesichert werden, soweit e~ mit vertretbaren Auf­
wendungen erreicht werden kann . Daher wird auf Grund 
der besonderen Ermächtigung des Gesetzgebers, hierüber 
Bestimmungen zu treffen, angeordnet, daß die Decken 
über den Zugängen und die darüberliegenden Treppenab­
sätze einer verstärkten Belastung in ähnlicher Weise wie 
der Schutzraum selbst standhalten müssen . Gleichzeitig wird 
dadurch die Weiterbenutzung erleichtert, wenn nach einem 
Einsturz des Gebäudes Unterkunftsmöglichkeiten fehlen ; 
auch wird die Gefahr vermindert, daß bei Verschüttung das 
Verlassen des Schutzraumes durch den Eingang unmögl ich 
wird. Dabei soll nicht der gesamte Weg - etwa von den 
oberen Stockwerken zum Schutzraum -, sondern nur 
der unmittelbare Zugang in dem Geschoß, in dem der 
Schutzraum liegt, gesichert werden. 

Der Sicherung eines Ausganges bei Einsturz eines Gebäu­
des sollen im übrigen auch die Kellerwanddurchbrüche die­
nen, die sich im 2. W eltkrieg als besonders wertvoll er­
wiesen haben. Sie können bei genügendem Schutz des 
Fluchtweges gegen Trümmer einen Notausstieg ersetzen, 
wenn über das Nachbargebäude ein ges icherter Ausgang 
ins Freie erreicht werden kann . 
Die Verschüttung gehört zu den größten Gefahren. Bei 
Einsatz von Kernwaffen muß mit dem Einsturz aller Ge­
bäude in den Schadensgebieten gerechnet weroen . Die 
Erfahrung lehrt, daß die Insassen der unter Trümmern l ie­
genden Schutzräume häufig unverletzt bleiben . M it einer 
baldigen Hilfe von außen kann bei dem Umfang der zu 
befürchtenden Schäden nicht !=)erechnet werden, so daß das 
Verlassen der Schutzräume ohne Hilfe von außen möglich 
sein muß. Bereits im 2. Weltkrieg hat sich gezeigt, daß die 
Möglichkeit, den Schutzraum zu verlassen, für das Ober­
leben der Insassen entscheidende Bedeutung hat. Be i 

den Wirkungen moderner Waffen wird dem, soweit ein 
Schutz wirksam wird, noch verstärkte Bedeutung zukom­
men. Auf die Schaffung eines gesicherten Ausganges ins 
Freie darf daher unter keinen Umständen verzichtet wer­
den. 
Da mit den Wirkungen von Kernwaffen gerechnet werden 
muß, aber auch der Einsatz herkömml icher Waffen nicht 
ausgeschlossen ist, müssen sowohl eine Trümmerbedeckung 
großer Flächen bei einer etwa gleichmäßigen Verteilung 
der Trümm er last als auch ein Einsturz von einzelnen Ge­
bäuden mit einer Konzentration der Trümmerlast in dem 
eigentlichen Gebäudebereich berücksicht igt werden . Es 
sind daher zusätzliche Maßnahmen erforderlich, um den 
Weg ins Freie soweit wie möglich zu sichern. Dies kann 
z. B. geschehen, indem der Zugang nicht nur in dem Ge­
schoß, in dem der Schutzraum liegt, baulich so gestaltet 
wird, daß er auch bei Einsturz des Gebäudes begehbar 
bleibt oder mit geringen Mitteln vom Schutzraum aus be­
gehbar gemacht werden kann. Eine weitere Mögl ichkeit 
kann geschaffen werden, indem der Weg zu einem Keiler­
durchbruch trümmersicher gemacht wird, der zu einem ge­
s.icherten Ausgang in einem anderen Gebäude führt. Ge­
gebenenfalls muß ein besonderer Notausstieg geschaffen 
werden. Ein zweiter Ausstieg muß entweder aus dem Trüm­
merbereich herausgeführt werden oder er muß, sofern das 
nicht mögl ich oder zumutbar ist, so hoch geführt und ge­
staltet werden, daß er den zu erwartenden Belastungen 
standhält und mit großer Wahrsche inlichkeit aus den Trüm ­
mern herausragt. Die festgesetzten Entfernungen und Hö­
hen entsprechen den im 2. W eltkrieg gewonnenen Erfah­
rungen. Bei Atomwaffeneinsatz ist eine stärkere Verteilung 
der Trümmer zu erwarten, jedoch wird dabei die Höhe der 
Trümmerschicht vermindert, so daß erwartet werden darf 
daß eine Selbstbefre iung über einen aus dem normale~ 
Trümmerbereich hinausgeführten Notausgang in der Regel 
möglich sein wird. 

Wenn sich in ei nem Gebiet ausschließlich einstöckige Ge­
bäude befinden, braucht nur mit verhältnismäßig geringer 
Trümmerbedeckung gerechnet zu werden, d ie eine Selbst­
befreiung über den normalen Zugang regelmäßig nicht 
ausschließen wird. Daher braucht in solchen Fällen ein be­
sonderer Notausstieg nicht gefordert zu werden. 

Gas-, He izungs- und andere Rohrleitungen, die nicht zur 
Versorgung der Benutzer des Schutzraumes benötigt wer­
den, stellen im Falle eines Bruches eine Gefahr für die In ­
sassen dar. Sie sollten deshalb grundsätzlich nicht durch 
den Schutzraum geführt werden. Wenn die Schwierig keiten 
zu groß sind, müssen die Leitungen mindestens am Eintrit t 
in den Schutzraum und am Austritt abgesperrt werden kön ­
nen. Wasserleitungen können für die Versorgung der Insas­
sen wertvoll sein. Da Zapfste llen im Schutzraum deshalb 
erwünscht si nd, bestehen gegen die Durchführung von Wa s­
serleitungen keine Bedenken . Es ist jedoch erforderlich, daß 
sie ebenfalls beim Eintritt und Austritt absperrbar sind. 

Die Gefährdung durch herabfallende Trümmer, die aus dem 
Einsturz von Gebäuden oder Gebäudeteilen als Folg e der 
Auftreffwucht und der ruhenden Trümmerlast für die Schutz ­
räume und ihre Zugänge entsteht, muß durch entsprechen­
de Verstärkun!=) der Decken und Wände ausgeschlossen 
werden . Das Gewicht eines Gebäudes beträgt je Volige­
schoß (Decken und Wände) bei den übl ichen Hochbauten 
etwa 0,5 Mp/m2

, bezogen auf die GebäudegrundAächen. 
Durch Verteilung der Trümmer und eine gewisse Gewölbe­
wirkung ruht jedoch diese volle Last in der Regel nicht 
auf der Decke der Schutzräume. Durch die Bemessung der 
Decken für eine zusätzliche Last von 1,0 Mp/m', die bei 
mehr als 4 Vollgeschossen auf 1,5 Mp/m' erhöht wird, er­
scheint daher die möglich e Belastu ng aU'sreichend berück­
sich ti!=)t . Bei eingeschos$iger Bebauung eines Gebietes wer­
den 0,5 Mp/m' ausreichend. 
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Die Gefahr einer zusätzlichen Belastung durch Trümmer 
muß auch bei den Außenwänden und Außenabschlüssen der 
Hausschutzräume beachtet werden, die mit den Decken und 
anschließenden Umfassungswänden verbunden sind. Wenn 
die Erhöhung des Erdruhedruckes durch die mögliche Trüm­
merlast in der Regel auch nicht groß sein wird, so muß doch 
beachtet werden, daß die Standfestigkeit der Wände bei 
Einsturz des Gebäudes (d. h. Wegfall der Belastung durch 
dos darüberstehende Gebäude) geringer wird. Die Wände 
- dos gilt auch für im Gebäude liegende Außenwände der 
Schutzräume, weil bei ihnen mit einer Belastung durch Tüm­
mer gerech net werden muß - müssen der Belastung den­
noch standhalten. Ohne die erforderl iche Verstärkung die­
ser Bouteile kann der vom Gesetzgeber geforderte Schutz 
nicht erreicht werden. Ebenso müssen entsprechende An ­
forderungen on Decken und Wände von Notausst iegen 
gestellt werden. 

W enn ein über die ErdoberAäche hinausragender Schutz­
raum gebaut werden muß, sind die Seitenwände zwar 
einem geringeren Erd- und Trümmerdruck ausgesetzt, sie 
sind ober weit stärker durch Waffeneinwirkungen, wie Luft­
stöße, Splitterwirkungen usw., unmittelbar bedroht. Noch 
Mög lichkei t sollte ihre Anlage daher vermi eden werden . 
Ist sie indessen nicht vermeidbar, so muß eine Verstärkung 
der Wände zum Schutz gegen derartige Gefahren vorge­
nommen w erden. Noch Erfahrungen des 2. Weltkrieges er­
folgte der Einsturz von Schutzräumen, obwohl die Decken 
standhielten, durch Zerstörung der Schutzraumwände in ­
folge der Waffenwirkungen, die auch den Einstu rz der Ge­
bäude bewirkten. Es kann nicht der Sinn d~ Gesetzes sein, 
einen Schutzraum mit trümm ersi cherer Decke zu fordern , 
dessen Wände den Belastungen nicht standhalten, gegen 
die die Trümmersicheru ng der Decke schützen so ll . Die Sei ­
tenwände müssen daher auch Belastungen gewachsen se in, 
die von den Wirkungen herkömmlicher Waffen oder in 
größerer Entfernung explod ie render Atombomben ausge­
hen; z. B. müssen sie auch Stoßbelastungen aufnehmen kön­
nen, die in Bereichen auftreten, in denen unterirdische 
Schutzräume mit trümmersicheren Decken vo llen Schutz 
bieten. 

Die Wirkungen eines Gebäudee insturzes dürfen den 
Schutzraum auch nicht dadurch gefährden, daß durch b iege­
steife Verb indungen der einstürzenden Teil e mit dem 
Schutzra um Hebelwirkungen entstehen, die die Standsicher­
heit des Schutzraumes gefährden. Durch entsprechende Vor-
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kehrungen (z. B. Soll bruchstellen) muß diesen Gefahren 
begegnet werden. Ähnliches gilt für waagerechte Notaus­
stiege, während senkrechte Notausstiege biegesteif mit dem 
Schutzraum verbunden sein müssen, damit sie auch bei Ein ­
sturz des Gebäudes begangen werden können . 

Bei Angriffen mit Kernwaffen kann es im gesamten Gebiet 
der Bundesrepublik zu rad ioaktiven Niederschlägen kom­
men. M it einer Bezugsdosisleistung von etwa 1 000 R/ h 
muß dabei in weiten Bereichen gerechnet werden . Um diese 
Strahlung auf ein für Menschen ohne ernsthafte Schäden 
ertragbares Maß zurückzuführen, darf - insbesondere auch 
wegen der späteren Nochbelastung im Freien - nur der 
hundertste Teil in die zum längeren Aufenthalt von Men­
schen bestimmten inneren Tei le des Schutzraumes gelangen. 
Bei Angriffen mit Kernwaffen muß ebenso w ie bei Angrif­
fen mit herkömmlichen Waffen mit Bränden gerechnet wer­
den . Das Uberleben im Schutzraum ist daher entscheidend 
auch davon abhängig, daß die Umfassungsbauteile hin­
re ichend en Schutz gegen die Gefahren be i Bränden bieten . 
Auf Grund von Erfahrungen aus dem letzten Weltkrieg und 
aus den durch Brandversuche und theoretische Berechnun­
gen gewonnenen Erkenntn issen muß bei Einzelbränden nach 
Einsturz der Gebäude mit ei ner großen Wä rmebelastung für 
die Dauer von me·hreren Stunden gerechnet werden. Wenn 
sichergestellt ist, daß bei einer solchen Belastung die Ober­
Aächentemperatur der Decken und Wände auf nicht mehr 
als 300 C an steigt, können die Schutzraum insassen über­
leben. 

Brandgefahren im Innern müssen mit allen Mitteln ausge ­
sch lo sse n werden. Deshalb dürfen d ie Trennwände nicht 
aus leicht entzündlichen Stoffen hergestellt werden. In 
Schutzräumen entwickelt sich eine erhebliche Feuchtigkeit, 
so daß nur feuchtigkeit sbeständige Baustoffe verwendet 
werden dürfen . D ie Wände sind Stoßbeanspruchungen aus­
gesetzt. Aus d iesem Grunde muß verm ieden werden, sie 
aus sprödbrüchigen Stoffen herzustellen. Di e Außenwände 
und Decken dienen auch der Ableitung der von den Insas­
sen abgegebenen Wärme und Feuchtigkeit. Putz oder Ver­
kle :dung stellen eine Sperrschicht dar. Außerdem kann es 
bei sta rken Beanspruchungen von außen zum Abplatzen 
des Putzes und zur Staubbildung kommen, die die Aufent­
haltsbedingungen im Schutzrau m unerträglich machen. De~­
halb muß von einer Verkl eidung oder von einem Verputz 
abgesehen werden. 
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Die Eingangsschleusen haben die Aufgabe, die Insassen des 
Schutzraumes auch dann zu schützen, wenn aus zwingenden 
Gründen der Schutzraum betreten oder verlassen wird, 
während von außen Gefahren drohen. Sie müssen daher 
in allen Teilen so konstruiert sein, daß sie ihre Funktion 
auch bei Einwirkung von Brand, radioaktiver Rückstands­
strahlung und chemischen Kampfstoffen erfüllen . 

D ie Offnungen des Schutzraumes sind stets schwache SteI­
len, so daß eine Mindestsicherung gefordert werden muß. 

Der Notausstiegsvorraum muß gegen den Schutzraum luft­
dicht abschließbar sein, braucht aber zu dem eigentlichen 
Notausstieg hin keinen Abschluß. 

Der Belüftung des Schutzraumes muß besondere Aufmerk­
samkeit zugewendet werden, da ein längerer Aufenthalt 
nur mögl ich ist, wenn im Schutzraum stets ausreichende 
atembare Luft zur Verfügung steht. Durch Schaffung eines 
überdruckes im Schutzraum muß gesichert werden, daß 
Außenluft nicht unkontrolliert eindringen kann. Solange die 
Außen luft atembar ist, kann ohne größere Schwierigkeiten 
durch eine zweckentsprechende Normalbelüftungsanlage 
ein verhältnismäßig hoher Luftwechsel erreicht werden, der 
erträgliche Raumluft für einen längeren Aufenthalt sichert. 
Treten Verunre inigungen der Außenluft auf, so muß diese 
vor dem Eintritt in den Schutzraum ausreichend gereinigt 
werden. Dazu dient ein Filter, der die Reinigung s­
funktion übernehmen und bei einem Brand das Ein­
dringen erhitzter Luft verhindern muß. Diese Bedingungen 
erfüllt z. B. ein SandflIter, der mit Brechsand in geeigneter 
Korngröße (0 - 3 mm) gefüllt und ausreichend bemessen 
ist und dessen Durchflußwiderstand im Bereich von 
30 - 35 mm WS be i der vorgeschriebenen Luftrate liegt. 
Im allgemeinen wird Schutzbelüftung nur während eines 
kürzeren Zeitraumes durchgeführt werden müssen, so daß 
es vertretbar ist, in dieser Zeit ungünstigere Aufenthalts­
bedingungen hinzunehmen. 

Die Belüftungseinrichtung kann unwirksam oder erheblich 
beeinträchtigt werden , wenn bere its verbrauchte oder durch 
Abgase verunreinigte Luft angesaugt w ird . Deshalb dürfen 
die Ansaugöffnungen nicht in dem Bereich von Abzugs­
schächten für verbrauchte Luft oder von Austrittsöffnungen 
für Abgase, z. B. Auspuff von Motoren usw., angelegt wer­
den . 

Es muß vorgesorgt werden , daß die Ansaugöffnungen auch 
nach einem Einsturz des Gebäudes ihren Zweck erfüllen 
können. Sie sollen deshalb über einen etwa igen Trümmer­
bereich hinausragen. Ist ein Notausst ieg vorhanden, kann 
er als Ansaugschacht für Außenluft dienen. 

Die sanitären Anlagen müssen auch bei Ausfall der Wasser­
versorgung benutzbar bleiben. In kleinen Schutz räumen kann 
eine so reichliche, gesicherte Wasserversorgung, daß Wa s­
serspülungsonlagen auch im Notfall mit Sicherheit weiter­
betrieben werden können, nicht gefordert werden. Diese 
Schutzräume müssen daher .mit Behelfsaborten ausgestatte t 
sein, die ohne Wasserspülung benutzt werden können . Die 
vorgesehenen tragbaren Behälter mit austauschbaren Ein ­
satzbeuteln stellen eine einfache und erprobte Methode da r, 
die diesen Forderungen entspricht. Die Einsatzbeutel müs­
sen so bemessen sein, daß sie ohne Schwierigkeiten ent­
fernt und beseitigt werden können. 

Solange es nicht notwendig ist, dorf auf die allgemeine 
Elektrizitätsversorgung nicht verzichtet werden . Eine Not-

Schutzraum - Belüftung 
Planung, Projektierung, Vertrieb und Lieferung 
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Weiteres 
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beleuchtung muß allerdings vorhanden sein, da mit einem 
Ausfall der allgemeinen Versorgung gerechnet werden 
muß. 

Die starke Belegung und der Abschluß von der Außenluft 
können zu hoher Luftfeuchtigkeit im Raum führen ; daher 
sind Installationen notwendig, die für feuchte Räume ge­
eignet sind. 

Die bisher im Entwurf vorliegende Verordnung über die 
Beschaffenheit der Hausschutzräume entspricht etwa den 
hier dargelegten Anforderungen . Der Verord nungsentwurf 
muß noch mit den beteiligten Bundes- und Länderministe­
rien abschließend abgestimmt werden und bedarf der Zu­
stimmung des Bundesrates. Erst mit der amtlichen Bekannt­
gabe werden die verbindl ichen Vor schriften im einzelnen 
festgelegt sein. 

Neben den Rechtsverordnungen sollen Arbeitsblätter über 
nähere boutechnische Einzelheiten für Hausschutzräume 
ausgearbeitet werden . Die Arbeitsblätter selbst sind keine 
Rechtsvorschriften und daher nicht unmittelbar bindend. Sie 
sollen jedoch technisch einwandfreie und wirtschaftliche Lö­
sungsmöglichkeiten aufze igen und dem mit der Materie 
nicht völlig vertrauten Bauschaffenden Unter lagen zur Pla ­
nung und Berechnung von Schutzräumen geben . 
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Aktueller Rundblick 
Die in dieser Rubrik gebrachten Nachrichten über Zivilschutz und seine Grenzgebiete stützen sich 

auf Presse- und Fachpressemeldungen des In - und Auslandes . Ihre kommentarlose Obernahme ist 

weder als Bestätigung ihrer sachlichen Richt igke it noch a ls übere instimmende Anschauung mit 

de r Redakt ion i n a ll en Fä lle n zu we rten, ihr We rt liegt v ielmehr in der Stel lungnahme der 

öffentl ichen Me inung sow ie der versch iedenen Fachsparten zum Ziv ilschutzproblem . 

Veranstaltungen 1966 
Vom 29. August - 2. September findet in Wien ein Sympo ­
sium der Internationalen Atom-Energieorganisation (lAEO) 
über Strahlenschutz statt. 

Die Internationale Strahlenschutz-Vereinigung (Internatio­
nal Radiation Protectian Association) veranstaltet vom 
5. - 10. September in Rom ihren ersten internationalen 
KOngreß. 

Die US-Atomenergiekommission hält vom 14. - 15. Septem­
ber in Boston (Massachusetts) eine Konferenz über Luft­
reinhaltungsverfahren bei Kernenerg ieanlagen ab. 

Auf der DEUBAU 66 vom 17. - 25_ September in Essen, 
deren Generalthema die Stadterneuerung ist, wird auch der 
neueste Stand der Techn ik auf dem Gebiet des Zivilen BE:­
völkerungsschutzes gezeigt werden. 
Vom 6. - 11. Oktober ist in Nancy eine internationale 
Fachausstellung "Sicherheit" geplant. Sie wird sich mit der 
Unfallverhütung und dem Zivilschutz befassen. 

Erprobung einer deutschen Notration 
~as deutsche Selbstschutzgesetz sieht d ie Verpfl ichtung für 
leden Haushaltsvorstand vor, einen für 14 Tage ausreichen­
den Notvorrat an Lebensmitteln zu beschaffen und bereit­
zuhalten. Um der Bevölkerung einen für das Oberleben im 
Schutzraum geeigneten Notvorrat empfehlen zu können, 
Wurde nach den Vorschlägen einer Arbeitsgruppe der Er­
nährungswissenschaft und mit Hilfe der Nahrungsmittelin­
dustrie eine Notration entwickelt. Eine größere Anzahl von 
Mustern solcher Notrationen wurde erstmalig im Oktober 
1964 von rund 80 Versuchspersonen (Frauen und Männer 
In gleicher Zahl) in 10- bzw_ 13-tägigen Schutzraumver­
suchen prakt isch erprobt. Es handelte sich hierbei neben 
ein igen Lebensmitteln herkömmlicher Art um Rationen in 
Komprimatform mit verschiedenen Geschmacksrichtungen, 
die kalt gegessen werden. 
Zwecks Anpassung an die geringere Kalorienzufuhr wurde 
für die ersten drei Tage eine auf 1850 Kalorien herabge­
setzte Normalverpflegung verabreicht. Die Rationen setz­
ten sich in der einen Hälfte der Tage aus reinen Kompri­
maten zusammen während der anderen zu einem Viertel 
der Kalorien aus konventionellen Lebensmitteln und zu drei 
Vierteln aus Komprimaten_ Beide Lebensmittelformen wur­
den kalt verzehrt. An Flüssigkeit standen bis zu 2 I Mine­
ralwasser täglich zur Verfügung, dazu Kaffee- und Tee­
p.ulver. Es wurden täglich 1820 Kalor ien angeboten, die 
stch aus 235 g Kohlenhydraten, 63 g Reinfett und 70 g Ei­
weiß zusammensetzen. Die mittlere Höhe der Mengen an 
Calcium betrugen 845 mg, an Phosphor 1 380 mg, an Eisen 
30 mg, an Kochsalz 4 g, an V itamin A 840 mg, an Thiamin 
13 mg, an R,iboflavin 1,5 mg, an M iacin 12,5 mg und an 
Vitamin C 250 m~. Die der Ernährungswissenschaft bekann ­
ten essentiellen Nährstoffe sind in den Rationen reichlich 
e.nthalten . insbesondere im H:nbl :ck auf eine vorwiegend 
Sitzende Tät igkeit in den Schutzräumen. 

Sehr ungewohnt war für die Versuchspersonen der Verzehr 
von Komprimaten insbe.sondere deshalb, weil sie in einem 
kleinen Volum en große Nährstoffkonzentration aufweisen_ 
Aber auch geschmackl ich bot ·d ie Art der Ernährung eine 
große Umstellung. Während der ersten Tage waren die zu ­
rückgegebenen Mengen größer als in den letzten Versuchs­
tagen. 

Um festzustellen, w ie hoch der Energ ieumsatz be i verschie­
denen, am häufigsten vorkommenden Tätigke iten ist, wur­
den Resp irationsversuche durchgeführt. Do zu erwarten 
war, daß die Versuchspersonen Blutdrucksenkungen er­
fahren, wurden Messungen der Pulsfrequenz vorgenommen. 
Außerdem erfolgten Arm- und Beinkraftmessungen mit 
Hilfe von Dynamometern. Die genaue Auswertung der Ver­
suche wird noch längere Zeit in Anspruch nehmen. 

Lebensrettende Sofortmaßnahmen 

" Die ständig steigende ' Zahl der Unfallverletzten macht es 
dringend erforderlich, d ie Methoden der Erstversorgung, 
der Ausbildung und Ausrüstung der Arzte und ihres Hilfs­
personals sowie der Laienhelfer nach einheitlichen Grund­
sätzen auszurichten. Hierbei müssen die modernen Er­
kenntnisse der Notfallmediz in Berücksicht igung finden und 
eine enge sich ergänzende Zusammenarbeit aller beteilig­
ten Stellen herbeigeführt werden. Nur unter diesen Vor­
aussetzungen kann die Zahl vermeidbarer Todesopfer ge­
senkt und eine Mögl ichkeit für die wirkungsvolle Hilfele i­
stun~ auch unter Katastrophenbedingen geschaffen wer­
den_ 

Zu dieser Feststellung kamen die Teilnehmer eines "Inter­
nationalen Sympos iums über Wiederbelebung und 
Anästhesie", das Mitte Juni vorigen Jahres von der San i­
täts inspektion des Bundesverteidigungsministeriums veran­
staltet worden war. Die Ergebnisse der Konferenz, die auch 
für die Erste-Hilfe-Ausbildung im Zivilschutz von Bedeutung 
sind, wurden in einer längeren Resolution zusammenge­
faßt. Sie ist in Heft 12/1965 der Wehrmedizinischen Mo­
natsschrift (J. F. Lehmanns Verlag, 8 München 15, Paul­
Heyse-Straße 28) im Wortlaut veröffentlicht. Preis des Ein­
zelheftes DM 2,- zuzüglich Versandkosten. 

Gefängnis für schweizerische Zivilschutz.J)ienstverweigerer 

Ein Gericht in Bern hat kürzlich mehrere Eidgenossen, die 
ihre Mitarbeit im Ziv ilschutz verwe igerten, zu Gefängnis­
strafen von 8 - 20 Tagen verurteilt. Gem. Art. 84 des schwei­
zerischen Zivilschutzgesetzes macht sich derjenige strafbar, 
der sich we igert, ihm im Zivilschutz übertragene Aufgaben 
zu übernehmen, ohne aus gesundheitlichen Gründen hier­
von befre it zu sein . Die Angeklagten waren w iederholten 
Aufforderungen ihrer Gemeindebehörde, zum Dienst zu 
erscheinen oder sich untersuchen zu lassen, nicht nachge­
kommen . Das Gericht sah das Vergehen als schwer an und 
erkannte daher auf Freihe itsstrafen. 
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LUFTKRIEG UND VE'RTEIDIGUNG 

V EREINIGTE STAATEN 
Abbau der US-Bomberflofte geplant 

Die amerikanische RaketenAotte hat nach einer Erklärung 
von Verteidigungsminister Robert S. McNamara inzwischen 
eine Stärke erreicht (s iehe den folgenden Bericht), die den 
Unterhalt großer Bombergeschwader nicht lönger notwen­
dig erscheinen läßt. Die Zahl strategischer Fernlenkwaffen 
reiche aus, das erforderliche Zerstörungspotential auch 
ohne den Einsatz von Bombereinheiten selbst im Falle ei­
nes komb inierten sowjetisch-chinesischen Angriffs sicher­
zustellen . Die geplante Verr ingerung der Zahl der Lang­
streckenbomber von gegenwärtig 680 auf 465 bis zum Jahre 
1971 stelle daher kein Risiko für die Vereinigten Staaten 
dar. Zu diesem Zeitpunkt wird etwa die Hälfte der ver­
bliebenen Bomber aus Maschinen des augenbl ick lich in der 
Entwicklung befindlichen Typs FB-111 bestehen, der Rest 
aus Flugzeugen einer neueren Vers ion des derzeit ge­
brauchten Typs B-52. 
Schon früher hatte McNamara erklärt, daß d ie strategischen 
Strei~kräfte der USA ausreichen, die Vernichtung sowohl 
der Sowjetunion als auch Rotchinas selbst unter den un­
günstigsten Umständen sicherzustellen, unter denen ein 
Kriegsa usbruch denkbar wäre . Die amerikanische Planung 
kalkuliere auch den Fall ein, daß ein Gegner die Vereinig ­
ten Staaten oder ihre Verbündeten zuerst angreife . Obwohl 
Rotchina "mögl icherweise bis Mitte oder Ende der siebziger 
Jahre ei ne kleine Flotte von interkontinentalen Raketen auf­
bauen und einsatzbereit machen kann," hält der Minister 
eine Entscheidung über den Aufbau einer besonderen US­
Verte idigung gegen eine Bedrohung von dieser Seite im 
Augenblick noch nicht für nötig. 

Umrüstung auf weiterreichende Raketen 

Sämtliche 800 in unterirdischen "Festungen" einsatzbere i­
ten amerikanischen Interkontinentalraketen vom Typ M i­
nuteman 1 werden schrittweise durch die mächtigere und 
weiter reichende Nachfolgerakete Minuteman 2 ersetzt wer­
den. Ihre Flugerprobung hat jetzt auf dem Stützpunkt Van­
denberg in Kaliforn ien das Endstadium erreicht. Die Minute­
man 2, die über eine verbesserte zweite Stufe, genauere 
Lenkung und die Möglichkeit für eine größere Nutzlast 
verfügt, wurde bisher 17mal erfolgreich abgeschossen . 

Zunächst werden zusätzlich 200 Raketens ilos auf den Stütz­
punkten Grand Forks (North Dakota) und Malmstrom 
(Montana) mit der verbesserten Rakete, die eine Reichweite 
von 11300 km gegenüber 10100 km der M inuteman 1 hat, 
bestückt werden. Damit erhöht si ch die Zahl der einsatz­
bereiten Interkontinentalraketen auf tausend . 
Die neuartigen Atomgefechtsspitzen vom Typ Mark-117-
Alpha, mit denen die Minuteman 2 ausgerüstet werden , 
sind in der Lage, jede bisher bekannte Abwehr zu durch­
dringen. Sie sind vermutlich mit Elektronen-Systemen ver­
sehen, die selbsttätig die feindliche Abwehr irreführen 
oder ausschalten können . 

GROSSBRITANNIEN 
Drastische ReduzieMlng der Territorialarmee 

Großbritannien ist dabei, seine Territor ialarmee erneut zu 
reformieren und insbesondere die Zahl ihrer Soldaten rad i­
kal zu verringern . Der neue Plan der Labourregierung sieht 

eine drastische Redu zierung des Personals von gegenwärt ig 
120000 auf 51000 Mann sowie eine grundsätzliche Änd e­
rung der Zwec~bestimmung der Territorialarmee vor. D ie in 
Zukunft den Namen Army Volunteer Reserve (Freiwillige 
Armeereserve) führenden Verbände sollen ausschließl ich 
als ,Reserve zur Ergänzung der regulären Truppen in Europa 
und Obersee dienen . Außerdem werden die wichtigen Auf­
gaben der bisherigen Territorialarmee in der Heimatvertei ­
digung und der Unterstützung des Zivilschutzes aufgege­
ben. 

In einem W eißbuch hat das Kabinett Wilson zur Begrün­
dung dieser Maßnahme erklärt, in absehbarer Zeit sei in 
Europa nicht mehr mit länger andauernden konventionel ­
len Kriegen zu rechnen . Weiterhin wurde betont, daß Groß­
britannien in einem Atomkrieg so schwere Verwüstungen 
erleiden würde, daß die Territorialarmee nicht mehr im­
stande wäre, einen mit ihren Kosten in vernünftiger Be­
ziehung stehenden Nutzen zu erbringen. M it ihrer erheb­
lichen Verringerung will das Labour-Kabinett vor allem 
aber 20 Mil l ionen Pfund (220 Mill. DM) jährlich ei n­
s par e n und damit dazu beitragen, den Verteid igungs­
etat auf zwei M ill iarden Pfund im Jahr zu halten. 

In der Praxis verzichtet die britische Reg ierung künftig nicht 
nur auf regelmäßige Reserveübungen sondern auch auf die 
bisherigen Ausb ildungslehrgänge. Entsprechend ihrer neuen 
Zweckbestimmung wird d ie Armeereserve vorwiegend aus 
Nachschub- und Hilfsformationen bestehen, da die Kampf­
verbände noch nicht die Hälfte des Personalbestands aus­
machen. Zu ihnen gehört jedoch eine Spezial ei nheit von 
8500 Mann, die jederze it zum Einsatz verfügbar sein muß. 
In der neuen Armeereserve so ll außerdem ein Kontingent 
von 1 600 Mann dauernd zur Unterstützung von Friedens­
aktionen der UNO bereitgehalten werden. 

Verteidig ungsminister Healy vertrat bei der Unterhausde­
batte die Ans icht, die Reg ierung sollte neben der neuen 
Freiwilligenreserve des Heeres ein Kader gut ausgebilde­
ter ziviler Spez iali sten schaffen, die imstande wären, be i 
den Oberlebenden eines Atomkr ieges Hilfsmaßnahmen ein­
zuleiten. Als Alterna tive nannte er die Schaffung neuer frei ­
williger mi l itäri scher oder paramilitär ischer Verbänd e, für 
die er Vorschläge in Au ssi cht stellte . 

FRANKREICH 

Erneute Umorganisation der Territorialverteidigung 

Die mit der Ordonnance Gen eral de Gaulies N r 59-147 
vom 7. Januar 1959 (siehe Zivil sch utz, Heft 4/1959) a~geord­
nete Neuorgan isation der französischen Landesverteid i­
gung hat in den letzten Jahren bereits mehrfach eine Ände­
rung erfahren . Nunmehr hat die französi sche Reg ierunf:! An ­
fang des Jahres eine nochmalige Umbildunf:! der militä ri­
schen Terr itor ia lverteidigung beschlossen . M it ihr sollen 

1. die operative Verte idigung des Landes in einem Atom ­
krieg verbessert und 

2. die militärische und zivi le Verteid igung organ isa torisch 
voll aufeinander abgestimmt und noch eng e r mite in­
ander verbunden werden . 

M it der neuen Organ isation fallen die bisherigen militäri­
schen Verteid i~ ungszonen (Zones de Defense) fort. Ihre 
Aufgaben werden von den Wehrbereichen (Regions M ili-



taires) mit übernommen. Gleichzeitig wird ihre Zahl und ihr 
Gebiet mit denen der zivilen Verteid igungsbere iche (Regi­
ans de Defense) in Obere inst immung gebracht. 

Für die Reorganisat ion, d ie in vier Etappen b is Ende des 
Jahres durchgeführt werden soll, sind im einzelnen fol­
gende Maßnahmen vorgesehen: 

- Die Zahl der Wehrbere iche w ird von zehn auf sieben 
herabgesetzt. Als erste werden d ie Regions M il ita ires von 
Di jon (7.) und von Tours (10.) aufg elassen sowie die Region 
Taulouse (5.) umgegl iedert. 

- Diese sieben Wehrbere iche werden mit den zivilen Ver­
teidigung sbere ichen dadurch (zahlenmäßig und räumlich) 
koordiniert daß zu den bestehenden sechs zivilen Reg ions 
de Defens~ eine siebente im Raum von Marsei lle tr itt. Sie 
ist bere its im Aufbau begriffen . 

- Es werden innerhalb der Wehrbereiche insgesamt 21 
militärische Verte idigungsbezi rke (Divisions Militaires) ge­
schaffen, d ie an die Stelle der bisherigen Subdivis ions Mil i­
taires auf der Departementsebene treten . Dementsprechend 
werd en im zivilen Bereich für Verteidigungszwecke 21 
" Regie rungsbez irke " (Circonscript ions d ' Action Regionale) 
gebildet. 

- In denjenigen Departements, in den.e~ .sich ~.ed~r der 
Sitz einer Reg ion M ilitaire noch einer DIvIsion Mdlta lre ~e­
findet, tritt zu dem Präfekt ein General oder Stabsoffiz ier 
als militärischer Delegierter. 

Das dritte, unausgesprochene Ziel der Neuo~dnung .i ~t .. e~, 
durch die Verminderung der Zahl der territorialen mlhtarl­
schen Kommandosteilen, d ie insbesondere auf der Departe­
mentsebene erfolgt, eine größere Anzahl von Offiz ieren 
und Unteroffiz ieren für den Truppend ienst freizustellen, in 
dem offenbar ein großer Mangel an Führern und Unter­
führern herrscht. 

RCliketenabkommen mit Israel 

In Par is erfolgte kürzlich die amtl iche Bestät igung, daß 
französische Techniker Israel auf Grund eines Abkommen s 
be im Bau von Mittelstreckenraketen unterstützen. Zugleich 
Wurden amer ikan ische Presseberichte dementiert, nach de­
nen si ch Frankre ich in einem Geheimvertrag verpflichtet 
habe, Israel Mittelstreckenraketen mit nuklearen Spreng­
köpfen zu l iefern. 

BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 

Fünfjahreplan für die Bundeswehr 

Durch d ie Obernahme amerikanischer Planungsmethoden 
wird es nach einer Erklärung des Generalinspekteurs der 
Bundeswehr Generalleutnant He inz Trettner, dem Bundes­
vcrte i digun~sministerium jetzt erstmalig möglich sein~ dem 
Parlament einen Fünfjahreplan (1967/71) für den we iteren 
Ausbau der deutschen Strei~kräfte vorzulegen . Dieser Plan 
würde die militärischen Prioritäten und dafür benötigten 
finanziellen Aufwendungen festlegen . -Es wäre wünschens­
wert, erklärte der General, wenn d ie im Fünfjahreplan vor­
gesehenen Investitionen vom Parlament gleich für mehrere 
Jahre genehm igt würden, so daß dos Bundesverteidigungs­
ministerium nicht d ie Ungewißheit jährlich neuer Bewi l li­
gungen in Rechnung zu setzen brauchte. Notwendig wer­
dene Korrekturen ließen sich jederzeit einfügen. 

Im Rahmen dieses Planes liegen u. a. die Bildung einiger 
Grenadier-Brigaden (siehe ZIVILSCHUTZ Heft 2/66), die Be­
schaffung neuer Transporthubschrauber (siehe den folgen­
den Bericht) sowie der beabsichtig te Bau von zehn Raketen­
korvetten deren Konstrukt ionsunterlagen kürzl ich dem Ver­
teidigung~ausschuß des Bundestags vorgelegt wurden. Es 
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handelt si ch bei d iesen Korvetten um einen neuen Sch iffs­
typ von 2500 - 3000 Tonnen, der, mit Tartar-Raketen aus­
gestattet, zur Luftabwehr im Küstengebiet und in Bereit­
stellungsräumen der Seestre itkräfte verwendet werden soll. 

Neuer Hubschrauber Bell UH - 1 D 

Der erste mittelle ichte Transporthubschrauber der Ser ie 
Bell UH - 1 D, von denen d ie Bundeswehr insgesamt 406 
Stück zur Verwendung bei allen dre i Teilstreitkräften erhält, 
wird zur Ze it in Deutschland eingeflogen. 50 Masch inen 
l iefert d ie ameri kanisch e Herstellerfirma, d ie Bell -Werke in 
Da llas/Texas, die übrigen 356 werden von deutschen Flug ­
zeugwerken (vornehmlich von Dornier) in Lizenz nachge­
baut. Die Bell UH - 1 D trägt eine Nutzlast von 1,5 Tonnen . 
Sie genügt zum Transport von kle ineren Raketen , von Flug­
zeugersatzteilen, einer Gruppe Soldaten (12 Mann) oder 
von sechs Verwundeten auf Tragbahren. 

15 Jahre Bundesgrenzschutz 

Der Bundesgrenzschutz besteht nunmehr 15 Jahre. Am 15. 
Februar 1951 verabsch iedete der Bundestag dos Gesetz 
über den Bundesgrenzschutz und die Einrichtung seiner Be­
hörden, am 22. März 1951 trat es in Kraft, Ende Ma i wurden 
in Lübeck die ersten Einheiten aufgestellt. 

Das Gesetz besti mmt, daß zur Durchführung des Grenz­
schutzes in bundeseigener Verwaltung Grenzschutzbehör­
den eingerichtet werden , die dem Bundes innenm inister un­
terstehen. Der Bundesgrenzschutz si chert das Bundesgebiet 
gegen verbotene Grenzübertri tte, insbesondere durch die 
Ausübung der Paßnachschau. Er schützt dos Bundesgebie i 
ferner gegen sonstige d ie Sicherheit gefährdende Störun­
gen der öffentichen Ordnung, und zwar im Grenzgebiet 
b is zu einer Tiefe von 30 km . Hierbei handelt es sich um 
einen polizeilichen Auftrag, den der Grenzschutz als Son­
derpol izei des Bundes wahrnimmt. 
Der Grenzschutz ist eine vollmotorisierte Truppe. Sie ist 
an der Demarkat ionsl inie zur Sowjetzone und der Grenze 
zur Tschechoslowakei eingesetzt. Die Paßnachscha.u wird 
vom Grenzschutzdienst on ollen Grenzen des Bundesge­
biets mit Ausnahme Bayerns ausgeübt, das eine eigene 
Grenzpolizei besitzt. 

Der Bundesgrenzschutz hot heute erhebliche Personalsor­
gen. Die Zahl se iner Angehörigen ist innerhalb des Jahres 
1965 von 18500 auf 15800 zurückgegangen. Bundesinnen­
min ister Lücke will sich deshalb dafür einsetzen, daß die 
Bezüge der Grenzschutzangehörigen den günstigeren Re­
gelungen bei der Bundeswehr und der Polizei der Länder 
angeglichen werden. 
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Zivilschutz-Taschenkalender 1966. Bearbeitet von Dip!.­
Ing . Arnold Klingmüller, Norbert N. v. Nieding und 
Karl -Heinz Muncke, sämtlich im Bundesamt für zivi len 
Bevölkerungsschutz. Osang Verlag, 8 München 55, 
Waldeslust 28. 302 Seiten mit zahlreichen Abbildungen. 
Plastikeinband, DM 8,80. 

Dieser praktische Taschenkalender hot in seiner zweiten 
Ausgabe noch e inige Verbesserungen erfahren. Sein fach­
licher Teil wurde erweitert, dos Äußere handlicher gestaltet 
und der Preis auf Grund der großen Nachfrage gesenkt. 
Die diesjährige Ausgabe enthä lt olle Angaben, die der 
Fachmann für den täglichen Gebrauch benöt igt. Der 
Taschenkalender ist damit zugle ich ein Leitfaden für olle 
Fragen des Zivilschutzes geworden. Er wird sei nem Eigen­
tümer nützliche Dienste leisten . 

Uberwachung der Radioaktivität von LebensmiHeln. 

Schr iftenreihe des Bundesministers für wissenschaftliche 
Forschung. Strahlenschutz, Heft 26, Gersbach & Sohn 
Ver lag, München , 1965,218 Seiten, broschiert, DM 12,-. 

Der Unterausschuß "Radioaktivitätsüberwachung von Le­
bensmitteln und anderem biologischen Mater ial" des Län­
derausschusses für Atomkernenergie hot am 20. und 21. 
Mä rz 1962 in der Bundesforschungsanstalt für Milchwirt­
schaft in Kiel und am 28. und 29. Mai 1963 im Landesg e­
werbeamt Baden-Württemberg Sitzungen abgeholten. 

Auf diesen Sitzungen wurden einerseits Fragen der Uber­
wachung der Lebensmittel auf radioaktive Verunreinig un­
gen in den Bundesländern und andererseits Ergebnisse der 
Probennahme, Analysen und Meßverfahren von Lebens­
mitteln besprochen . In ,dem vorl iegenden Heft kommen die 
Vorträge, die geholten wurden, zum Abdruck. 

(Dr. Schützsack) 

Die Kunst lIU überleben. Zivilverteidigung in der Bun­
desrepublik . Von Bernd Kremer. Broschüre, 128 Seiten, 
DM 5,80. Osang-Verlag München. 

Nicht zum ersten Mole tritt uns Bernd Kremer mit einer 
Schrift über Fragen des Zivilschutzes entgegen. Und so war 
es bestimmt kein Mißgriff, wenn - "ganz vereinfacht ge­
sagt" - die zuständigen Stellen der Bundesregi erung (und 
auch der eine oder andere Mi tarbeiter?) ihn mit Ma terial 
über ihr eigenes Wollen versehen hoben, dos der Fach­
mann Kremer dem, der es wissen muß, "a uch ganz verein­
einfacht" interpretiert. 

Mon ist versucht, bei einer Besprechung dieser Schrift e ini­
ges zu sogen über die Notwendigkei t, diesen Fragenkom­
plex noch Sprache und Stil volkstümlich zu gestalten. Dies 
ist dem Verfasser wohl gelungen, sodaß sichergestellt ist, 
daß die Durchführung sei ner Gedanken auch durchaus "an­
kommt" . Weiterhin ober möchte mon vielleicht auch aus­
führlicher auf eine Anzahl kritischer Bemerkungen einge­
hen , die im Zusammenhang mit durchgeführten oder unter­
lassenen Maßnahmen auch der Regierungsstellen einge­
flochten sind . Doch "konstrukt ive Krit ik" (und nur um solche 
handelt es sich!) ist ein Teil !=Iesund empfundener Demo­
kratie! Sie sollte dankbar von den "Betroffenen " aufgenom­
men werden, weil es wohl besser ist, wenn der Verfasser 
dazu beiträgt. die "Hetriebsb lindhe it am grünen Ti sch" aus­
zuschalten, als wenn der oder die Leser so dazu Stellung 
nehmen, daß eine ohnehin vorhandene "destrukt ive Oppo­
sition" noch verstärkt wird. 

Sachlich, sauber und logisch baut Kre mer dos auf, was er 
zu sogen hot. Und er hot viel zu sogen, weil er nicht nur 
- wie der Untert itel "Zivilverteidigung in der Bundesrepu-

blik" erwarten läßt - trocken über O rganisa tion oder ein­
zelne Aufgabengeb iete schreibt, sondern 

weil er Lehren zieht aus 2 Weltkr iegen; 

weil er ebenso vergleichend aus den Nationen berichtet, 
die im Aufbau des Ziv ilschutzes we iter sind als die Bundes­
republik; 

weil er die Zusammenhänge in der Du rchfüh ru ng einer 
Verteidigung aufzeigt; 

weil er es schließlich versteht, die Paragraphen oller sog. 
"Notstandsgesetze" lebendig werden zu lassen und so eine 
Brücke schlägt zwischen dem, der mit Sachverstand und 
Fleiß d ie Gesetzes verfaßt hot und dem "Mann ganz un ­
ten", der sie in seinen eigenen Lebensbere ichen durchzu­
führen hot. 

Rein von der Sache her ist wenig zu bemerken : Der Fach ­
mann Bernd Kremer gibt sein Bestes, dos was ihm Uber­
zeugung geworden ist, auch fachgerecht vorzubringen. Er 
is t frei von "Verniedlich ung", er sieht nüchtern und klar 
und scheut nicht davor zurück, ebenso zu berichten, auch 
wenn es unpopulär ist! Dos muß ihm gedankt werden und 
dafür sollte er we iterhin Unterstützung finden . 

Zum Absch luß die Frage: "wer soll die vorl iegende Schr ift 
lesen?" Zuerst jeder, der von der Zivilverteidigung betrof­
fen wird, d. i. "der Mann auf der Straße". Aber auch dem, 
dem der Schutz dieses Mannes anvertraut ist (die Ebene der 
Landräte, Bürgermeister u. ä.) werden die Aussogen des 
Verfassers wertvolle Anregungen für die Durcbführung se i­
ner Aufgaben geben können. Schließlich ober sollte der­
jen ige, der in seinem Arbeits- und Sachgebiet die Verant­
wortung der "oberen Ebene" mitträgt, mit ollem Ernst und 
ollem Pfl ichtgefühl darüber nachlesen, was im Interesse des 
Uberlebens unserer Mitmenschen vielleicht sogar noch bes­
ser gemocht werden könnte. 

Kurz zusammengefaßt : Dieses kleine un d doch so inhalts­
reiche Bändchen kann jedem etwas geben, der als Bürger 
guten Willens ist! 

W. H. 

Das Verhalten bei Unglücksfällen und Bränden im Um­
gang mit CI-Demikalien. Verfasser Branddirektor a. D. 
A. Klinkmüller, Hamburg . Franz Kuhl-Verlag, 5331 Hei­
sterbacherrottlSiebengebi rge, DM 7,50. 

Der Verfasser behandelt in seinem Vademecum für den 
Feuerwehringenieur, die Führer der Feuerwehren, besonders 
ober der Betriebs- und Werkfeuerwehren und nicht zu letzt 
für den Sicherheitsingen ieur ,die häufigsten in der Industrie 
und im Alltag Verwendung findenden Chemikalien. Er be­
schreibt darin kurz die Anwendungsgebiete, Flammpunkt , 
Zündgrenzen, Gefahrenklassen sowie die MAK-Werte. Fer­
ner führt er auf: die Einflüsse auf den menschlichen Orga­
ni smu s und die Hilfe bei Betroffenen, dos Brandverholten 
und die geeigneten Löschmitte!. Kurzum, in dem Taschen­
buch si nd gangbare Wege zur Unfallverhütung, Hilfe bei 
Unfällen und dos Verholten bei Bränden sowie deren Ver­
hütung kurz und übersichtlich angegeben . 

Ein neuer Herausgeber für die Loseblatt-Sammlung "Zivi­
schutz und Zivilverteidigung" 

Seit Februar 1966 ist Ministe rialdirektor Hons-Arnold Thom­
sen, der Le iter der Abteilung Zivile Verte idig ung im Bun­
desmin is terium des Innern, verantwortl icher Herausgeber 
der im OSANG VERLAG . München, erscheinenden Hand­
bücherei für die Prax is "Zivilschutz und Zivilverteidiqung" 
(ZZ). Dem Herausgeberkollegium gehören fern er on: Ober­
reg ierungsrat Dr. Hanns E. Hieronymus und Oberreg ie­
rungsrot Hans Günther Merk (beide ebenfalls BMI ). In der 
ZZ-Handbücherei, die in zwei Arten vertrieben wird - ein­
mal als Loseblattwerk. zu m zweiten als Broschüre n-Re ihe -
sind als nächste Veröffentl ich ungen zu erwarten: Hp.ft B 
"Warn- und Alarmd ienst" und Heft D "Baulicher Zivil­
schutz". Danach folgen Heft K ,.Aufrechterhaltllng der 
Sicherheit und Ordnung" und Heft F 1 "Zivilschutzkorps" . 


